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Beschluss zur Drucksache Nr. 1246/23 der Sitzung des Stadtrates vom 13.12.2023 

Verkehrssicherheitswoche auf dem Erfurter Anger 
 
Genaue Fassung: 
 
01 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, einmal jährlich eine Verkehrssicherheitswoche 
mit einer Dauer von 7 Tagen auf dem Anger in Erfurt durchzuführen. Eine eintägige 
Veranstaltung 2024 dient als Pilotprojekt und ist im Anschluss zu evaluieren. Auf der Basis 
der Evaluationsergebnisse ist dem Stadtrat ein erneuter Beschlussvorschlag über eine 
jährliche Durchführung der Verkehrssicherheitswoche zur Entscheidung vorzulegen. 
 
02 
In die Planung und Umsetzung des Verkehrssicherheitstages sind mindestens folgende 
Institutionen mit einzubeziehen: 
 
Fuß e. V. 
AG barrierefreies Erfurt 
ADFC 
Polizei 
Erfurter Verkehrsbetriebe 
Landesverkehrswacht Thüringen e.V. (u.a. Schülerlotsen) 
Schülerparlament 
Ämter der Stadt Erfurt 
Stadtelternbeirat 
Kreiselternvertretung 
Erfurter Hochschulen 
VCD 
 
 
 
 
gez. i. V. Hofmann-Domke 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 1380/23 der Sitzung des Stadtrates vom 13.12.2023 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan MOP695 "Wohnanlage Tallinner Straße"; Billigung des 
Entwurfs und öffentliche Auslegung 

 
Genaue Fassung: 
 
01 
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 "Wohnanlage Tallinner 
Straße" in seiner Fassung vom 29.09.2023 (Anlage 2) mit dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan (Anlage 3) und der Begründung (Anlage 4) werden gebilligt. 
 
02 
Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes, der Vorhaben- und 
Erschließungsplan, die Begründung sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen (Anlage 5) werden nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
ausgelegt. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 Satz 1 BauGB werden die Behörden und sonstige Träger öffentlicher 
Belange, deren Aufgabenbereiche durch die Planung berührt werden, beteiligt. 
 
03 
Entgegen dem Erfurter Wohnbaulandmodell wird für das Vorhaben ein maximal 
20prozentiger Anteil von mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnraum empfohlen. Die 
konkrete Umsetzung ist im Durchführungsvertrag zu regeln.  
 
 
 
 
gez. i. V. Hofmann-Domke 
Oberbürgermeister 
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Planzeichenerklärung

I  Zeichnerische Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Baugrenze

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

vorhandene Flurstücksgrenzen

vorhandene Flurstücksbezeichnung

Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sowie der

vorhandene Bebauung

(§ 12 BauGB)

Baugebiet BG: Wohnen und Dienstleistungen

Maß der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; § 16 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 und § 23 BauNVO)

Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 Bau GB)

(§ 9 Abs. 7 BauGB)

II  Zeichnerische Hinweise und Planzeichen ohne Festsetzungscharakter

10

Bemaßung in Meter

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, oberirdische Stellplätze 

und Garagen sowie Gemeinschaftsanlagen

Zweckbestimmung:

Ein- und Ausfahrtbereich

(§ 9 Abs. 1 Nr. 22 BauGB)

TG
Tiefgarage

vorhandene Bäume

zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft  

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 Bau GB)

Anpflanzen von Bäumen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für 

die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

E

Bezeichnung der Erhaltungsfläche

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b) BauGB)

privater Spielplatz

Zahl der Vollgeschosse, zwingend
z.B. III

BG

Planungsrechtliche Festsetzungen nach BauGB, BauNVO und PlanzV 

St
PKW-Stellplätze

Höhenlage des Geländes in Meter ü. NHN182.80

Baulinie

mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zu belastende Fläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

GFL 1z.B.

mit einem Geh- und Fahrrecht zu belastende Fläche 

(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

GF 1

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern

und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a) BauGB)

A1

Bezeichnung der Anpflanzfläche

z.B.

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 

zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen

öffentliche Straßenverkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

z.B.

Gebäudeverbindungsmauer

181.90
Festgesetzte geplante Geländehöhen in Meter ü. NHN

455

Umgrenzung der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum

Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes / Carports (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Bezeichnung der Gebäudeteile gemäß Vorhaben- und Erschließungsplan
Haus 1

C
Carport

198,50
maximale Gebäudehöhen in Meter ü. NHN

181,90
geplante Geländehöhen in Meter ü. NHN

   
 Vorhabenbezogener Bebauungsplan MOP695  
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Maßstab:  1 : 500 
 

Datum:  29.09.2023 
 

Planausschnitt unmaßstäblich                Nachdruck oder Vervielfältigung verboten 
 

 

Verfahrensvermerke zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan  

MOP695 "Wohnanlage Tallinner Straße" 

1. Der Stadtrat Erfurt hat am 09.03.2017 mit Beschluss Nr. 0004/17, ortsüblich bekannt gemacht im 

Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 7 vom 21.04.2017, den Einleitungs- und Aufstellungsbe-

schluss gefasst, den Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und dessen Begründung 

gebilligt und die Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit beschlossen. 

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, bekannt gemacht im Amtsblatt der 

Landeshauptstadt Erfurt Nr. 7 vom 21.04.2017, ist vom 02.05.2017 bis zum 02.06.2017 durch öffentli-

che Auslegung des Vorentwurfes und dessen Begründung durchgeführt worden. 

3. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 

Abs. 1  BauGB mit Schreiben vom 21.04.2017 zur Äußerung auch im Hinblick auf den erforderlichen 

Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgefordert worden. 

4. Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.                 den Entwurf des vorhabenbezogenen 

Bebauungsplanes mit Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB be-

schlossen. 

5. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung, sowie Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener In-

formationen verfügbar sind,  sind gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt 

Erfurt Nr.       vom                 ortsüblich bekannt gemacht worden. 

6. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und dessen Begründung und die wesentli-

chen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen haben gem. § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB 

in der Zeit vom                 bis zum                 öffentlich ausgelegen. 

7. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. § 4 

Abs. 2  BauGB mit Schreiben vom                 zur Stellungnahme aufgefordert  worden. 

8. Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.                 nach Prüfung der abgegebenen Stel-

lungnahmen die Abwägung beschlossen und den vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 10 

Abs. 1 BauGB i.V.m. § 88 Abs. 2 ThürBO und  §§ 19, 2 ThürKO als Satzung beschlossen. 

 

Erfurt, den 

 

 

 

 

Oberbürgermeister 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan einschließlich der Textfestsetzung wurde gemäß § 21 Abs. 3 

ThürKO der Rechtsaufsichtsbehörde  mit Schreiben vom                 vorgelegt. Die Satzung wurde nicht 

beanstandet. 

 

 

 

 

 

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses vorhabenbezogenen Bebauungs-

planes mit dem Willen der Landeshauptstadt Erfurt sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen 

Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes werden bekundet. 

 

Ausfertigung 

 

Erfurt, den 

 

 

 

 

Landeshauptstadt Erfurt 

A.Bausewein 

Oberbürgermeister 

 

Der vorhabenbezogene Bebaungsplan wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt der Landeshaupt-

stadt Erfurt Nr.       vom                 ortsüblich bekannt gemacht. 

Mit dieser Bekanntmachung wurde der vorhabenbezogene Bebauungsplan 

 

Rechtsverbindlich 

 

Erfurt, den 

 

 

 

Oberbürgermeister 

 

 

 

 

 

Es wird bescheinigt, dass die Flurstücke mit ihren Grenzen und Bezeichnungen als Grundlage für die 

geometrischen Festlegungen der neuen städtebaulichen Planung mit dem Liegenschaftskataster nach 

dem Stand vom                      übereinstimmen. 

 

Erfurt, den  

 

 

 

 

 

 

……………………………………………. 

Dipl.-Ing. (FH) Stephan Fleischer, ÖbVI 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Planverfasser:  

 

 

   Dr. Walther + Walther, Freie Architekten und Stadtplaner 

Storchmühlenweg 13, 99089 Erfurt 

 

Amt für Stadtentwicklung und Stadtplanung 

Warsbergstraße 3, 99092 Erfurt 

 
 

 
 
 
 

 
 

    Rechtsgrundlagen              
 

1. Baugesetzbuch (BauGB)   

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke  

(Baunutzungsverordnung - BauNVO) 

3. Thüringer Bauordnung (ThürBO) 

4. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90) 

5. Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO)  

 

In der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses jeweils gültigen Fassung. 

 

 
 

 
 
 
 
 
  

Teil B: Textliche Festsetzungen 
Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 und 3 BauGB und  

§ 12 Abs. 3a BauGB 

 

Nr. Festsetzung   Ermächtigung 
    

0. Im Rahmen der getroffenen Festsetzungen sind nur solche 

Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorha-

benträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. 

 

 § 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. 

§ 9 Abs. 2 und 4 BauGB 

 

    

1. Art der baulichen Nutzung  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

    

1.1. Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichnete Bau-

gebietsfläche BG „Wohnen und Dienstleitungen“ sind fol-

gende Nutzungen zulässig: 

- Wohnungen 

- Die der Versorgung des Gebiets dienende Räume für 

Dienstleistungsgewerbe nur im Erdgeschoss des Ge-

bäudes Haus 3 mit einer maximalen Fläche von insge-

samt 200 m2 

- Eine Selbsthilfe-Fahrradwerkstatt nur im Erdgeschoss 

des Gebäudes Haus 1 mit einer maximalen Fläche von 

50 m2 

- Ein der Versorgung des Gebiets dienendes Café mit ma-

ximal 200 m2 Fläche nur im Erdgeschoss des Gebäudes 

Haus 5 

- Ein der Versorgung des Gebiets dienender Quartierstreff 

mit maximal 200 m2 Fläche nur im Erdgeschoss des Ge-

bäudes Haus 8 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

 

    

2. Maß der baulichen Nutzung  § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

    

2.1. Innerhalb der in der Planzeichnung gekennzeichnete Bau-

gebietsfläche BG „Wohnen und Dienstleistungen“ ist eine 

Grundflächenzahl (GRZ) von 0,4 einzuhalten. 

 

 § 16 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO 

2.2. Die festgesetzte Grundflächenzahl im Baugebiet BG „Woh-

nen und Dienstleistungen“ darf durch die in § 19 Abs. 4 

BauNVO genannten Anlagen bis zu einer GRZ von 0,65 

überschritten werden. 

 

 § 19 Abs. 4 BauNVO 

2.3. Die lichte Höhe unter den Gebäudeverbindungsmauern darf 

4,00 m, bezogen auf die jeweils darunter befindliche Ober-

kante geplante Geländehöhe nicht unterschreiten. 

 

 § 18 Abs. 1 BauNVO 

2.4. Die in den zeichnerischen Festsetzungen Teil A4 festge-

setzten Oberkanten baulicher Anlagen in Meter über NHN 

kann ausnahmsweise durch technisch bedingte Aufbauten, 

wie stabförmige Antennen- und Blitzschutzanlagen, Anla-

gen für erneuerbare Energien um maximal 0,60 m über-

schritten werden. 

 § 9 Abs. 3 BauGB, 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB  

i.V.m. § 16 Abs. 6 BauNVO  

 

3. Überbaubare und nicht überbaubare Grund-
stücksfläche 

 § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 

    

3.1. Die Gebäude sind in einheitlicher Flucht innerhalb von 3 

Reihen auszuführen: 

Reihe 1, bestehend aus Haus 1, Haus 7 und Haus 9 

Reihe 2, bestehend aus Haus 2, Haus 5, Haus 8, Haus 10 

Reihe 3, bestehend aus Haus 3, Haus 4, Haus 6  

Dabei können sie als gesamte Reihe bis zu 1,0 m in einheit-

licher Flucht verschoben werden. 

 

 § 22 Abs. 4 BauNVO 

3.2. Die Gebäudeverbindungsmauern sind mit einer Mindest-

mauerstärke von jeweils 0,40 bis 0,60 m herzustellen, wobei 

alle Gebäudedurchfahrten/-durchgänge in der gleichen 

Wandstärke auszubilden sind. 

 

 § 22 Abs. 4 BauNVO 

3.3. Die Baugrenzen und Baulinien können im Erdgeschoss 

durch Terrassen an Wohnungen bis zu einer Breite von ma-

ximal 12,00 m und einer Tiefe von maximal 6.50 m über-

schritten werden. 

 

 § 23 Abs. 2 Satz 3 und  

Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

 

 

3.4. Mit Ausnahme der Gebäudefassaden an den Quartiersgas-

sen ist ein Überschreiten von Baugrenzen und Baulinien 

durch Balkone ist bis zu einer Breite von 5,00 m und einer 

Tiefe von 2,50 m zulässig. 

 

 § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

 

    

4. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Ga-
ragen 

 § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB 

    

4.1. Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO sind nur auf der 

für Nebenanlagen festgesetzten Flächen für Spielplätze so-

wie innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zuläs-

sig.  

Fahrradstellplätze sind auch auf der nicht überbaubaren 

Grundstücksfläche zulässig. 

 

 § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO 

 

4.2. Stellplätze sind nur innerhalb der überbaubaren Grund-

stücksfläche im Untergeschoss sowie innerhalb der festge-

setzten Flächen für die Tiefgarage zulässig. 

Oberirdische Stellplätze und Carports sind außerhalb der 

dafür festgesetzten Flächen unzulässig. 

Oberirdische Garagen sind unzulässig. 

 

 § 12 Abs.6 BauNVO 

4.3. Auf der festgesetzten Fläche zur Errichtung eines Carports 

ist der Carport direkt an der Grundstücksgrenze mit einer 

maximalen Länge von 18,00 m zu realisieren. 

 

  

 

5. Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher 
Anlagen bestimmte bauliche oder technische 
Maßnahmen getroffen werden müssen, die der 
Vermeidung oder Verringerung von Hochwas-
serschäden einschließlich Schäden durch 
Starkregen dienen, sowie die Art dieser Maß-
nahmen 

 § 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB 

    

5.1. Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlags-

wasser durch Starkregen (maßgeblicher Niederschlagsab-

fluss gemäß 10-jährigem Maximalereignis nach dem aktuel-

len KOSTRA-Atlas) ist durch die Vorhaltung von Retentions-

räumen zur Drosselung der Abflussspende vor der Einlei-

tung in den Vorfluter zurückzuhalten. Die Retentionsräume 

müssen ein Rückhaltevolumen von insgesamt 28 l/s x ha 

aufweisen. 
 
 
 

  

    

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

 

    

6.1. Die Dachflächen der Gebäude sind dauerhaft mit Gräsern 

und Stauden zu begrünen. Die Dachbegrünung ist extensiv 

mit einer Substratdicke von mindestens 0,15 m herzustel-

len. Davon ausgenommen sind Flächen technischer Auf-

bauten außer technische Anlagen zur Nutzung erneuerba-

rer Energien und Kiesstreifen im Randbereich der Attika bis 

zu einer Breite von max. 0,50 m. 

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien sind nur als 

aufgeständerte Konstruktionen in einer technischen Ausfüh-

rung zulässig, wenn sie mit der Ausbildung eines extensiven 

Gründachs vereinbar sind.  

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

 6.2. Die Tiefgarage ist mit einer mindestens 0,60 m starken, im 

Bereich der Baumpflanzungen mindestens 1,00 m, vegeta-

tionsfähigen Tragschicht zu überdecken und zu begrünen. 

Erforderliche Zuwegungen und Terrassen sind davon aus-

genommen.  

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

6.3. Für alle neu zu pflanzenden Bäume ist dauerhaft ein durch-

wurzelbarer Raum von mindestens 18,00 m³ bei einer Breite 

von mindestens 2,00 m zu gewährleisten.  

Für die neu zu pflanzende Fassadenbegrünung ist je 

Pflanze ein durchwurzelbarer Raum von mindestens 

3,00 m³ zu gewährleisten. Die Wurzelbereiche sind durch 

geeignete Maßnahmen dauerhaft luft- und wasserdurchläs-

sig zu erhalten. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

6.4. Die Wurzelbereiche der zu erhaltenden Bäume sind auf ei-

ner Fläche von mindestens 6,00 m² von Versiegelung frei-

zuhalten und durch geeignete Maßnahmen vor Verdichtung 

zu schützen.  

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

6.5. Alle befestigten Flächen sind mit versickerungsfähigem 

Pflaster oder Plattenbelag auszubilden, ausgenommen da-

von sind die mit Geh-, Fahr- Leitungsrechte belasteten Flä-

chen. Die begrünbaren befestigten Beläge sind mit einem 

Fugenanteil von mindestens 46% auszubilden. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

6.6. Niederschlagswasser, welches auf Straßen, Platzflächen, 

Wegen und Dächern anfällt, ist außerhalb des Plangebiets 

zu versickern. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

6.7. Innerhalb der festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft „Externe Maßnahme 1“ ist die vorhandene Entsiege-

lung rückzubauen und eine Pflanzung mit Bäumen und 

Sträuchern anzulegen und dauerhaft zu erhalten.  

Fläche der externen Maßnahme 1: Gemarkung Erfurt-Nord, 

Flur 64, Flurstück 419 (anteilig), Flächengröße 2.300 m2. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

    

7. Geh-, Fahr- und Leitungsrecht  § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB 

    

7.1. Das festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 1 (GFL 1) 

wird zugunsten der Allgemeinheit, der Radfahrer, der Fuß-

gänger und für die Versorgungsträger festgesetzt. 

Es ist im Bereich der Quartiersgassen in einer Breite von 

mindestens 3,50 m und maximal 5,00 m zwischen den Ge-

bäuden auszuführen.  

 

  

7.2. Zu Gunsten des Flurstücks 456 der Flur 4, Gemarkung Gis-

persleben-Kiliani werden festgesetzt: 

• Geh- und Fahrrecht 1 (GF 1) für die Versorgungsträger 

der Gaststätte 

  

 

8. Verwendungsverbot bestimmter luftverunrei-
nigender Stoffe 

 § 9 Abs. 1 Nr. 23a BauGB 

    

8.1. In Feuerungsanlagen, die nach Inkraftsetzung des vorha-

benbezogenen Bebauungsplanes neu errichtet oder verän-

dert werden, dürfen keine festen oder flüssigen Brennstoffe 

verbrannt werden. Das Verwendungsverbot schließt den 

Betrieb offener Kamine gemäß § 2 Nr. 12 der 1. BImschV 

ein. 

 

  

    

9. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
desimmissionsschutzgesetzes 

 § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB  

    

9.1. Die Fahrbahnoberfläche der festgesetzten Tiefgaragenein- 

und -ausfahrt ist in Asphalt oder in einer vergleichbaren 

Oberfläche herzustellen. 

Die Abdeckungen der überfahrbaren Regenrinnen im Ein- 

und Ausfahrtsbereich sind lärmarm auszubilden. 

Die Tiefgaragentore sind nach dem Stand der Lärmminde-

rungstechnik lärmarm auszuführen und für automatische 

Bedienung auszulegen. 

 

  

9.2. Der Carport ist an der Südost-, Südwest- und Nordwestseite 

mit schalldichten und geschlossenen Wänden zu schließen 

und zu überdachen. Die Seitenwände und das Dach müs-

sen mindestens über die gesamte PKW-Stellfläche gehen, 

eine spezifische Masse von mindestens 10 kg/m² haben 

und ein bewertetes Schalldämm-Maß von RW => 25 dB er-

reichen. Das Dach muss vollflächig von unten und die In-

nenflächen der drei Seitenwände ab einer Höhe von 1 Meter 

über dem Boden absorbierend verkleidet werden. Das Ab-

sorptionsmaterial muss einen Absorptionsgrad Alpha von 

0,8 haben, z.B. Tektalan TK, 75 mm, oder gleichwertig. 

 

  

    

10. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflanzungen sowie mit 
Bindungen für Bepflanzungen und für die Er-
haltung von Bäumen, Sträuchern und sonsti-
gen Bepflanzungen 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB 

 

10.1. Im Plangebiet sind insgesamt 52 Bäume gemäß Pflanzen-

liste Laubbäume zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei 

Abgang gleichwertig zu ersetzen.  

Pflanzenliste Laubbäume in der Pflanzqualität:  

Hochstamm 16-18 cm, mindestens 2x verpflanzt 

Mögliche Baumarten: 

Acer campestre (Feld-Ahorn), Alnus x spaethii (Spaeths 

Erle), Amelanchier lamarckii (Kupfer-Felsenbirne), Celtis 

australis (Südlicher Zürgelbaum), Fraxinus ornus (Blumen-

Esche), Ginkgo biloba (Ginkgo), Ostrya virginiana (Virgini-

sche Hopfenbuche), Populus x berolinensis (Berliner       

Pappel), Ulmus 'Rebona' und Baumarten entsprechend der 

Empfehlungen des Erfurter Stadtgrünkonzept (SiKEF-

BUGA-2021 Betrachtungsraum 5A). 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

10.2. Im Bereich der 3 festgesetzten Flächen für private Spiel-

plätze sind insgesamt mindestens 10 Laubbäume gemäß 

der Pflanzenliste nach Festsetzung Nr. 10.1. zu pflanzen, 

dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig zu erset-

zen. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

10.3. Im Bereich der als GFL 1 - Quartiersplatz festgesetzten Flä-

che sind mindestens 3 Laubbäume gemäß der Pflanzenliste 

nach Festsetzung Nr. 10.1. zu pflanzen, dauerhaft zu erhal-

ten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

10.4. Auf der zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sons-

tigen Bepflanzungen festgesetzten Fläche A1 sind mindes-

tens 3 Laubbäume gemäß der Pflanzenliste nach Festset-

zung Nr. 10.1. zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei 

Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

10.5. Die nicht überbaubaren und nicht für Wege, Plätze und/oder 

Spielplätze genutzten Grundstücksflächen sind ausschließ-

lich gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB 

 

10.6. Im Plangebiet sind insgesamt 76 Bäume dauerhaft zu erhal-

ten und bei Abgang gleichwertig zu ersetzen. 

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 

10.7. Innerhalb der zum Erhalt festgesetzten Flächen E sind die 

Grünlandbestände dauerhaft zu erhalten und extensiv zu 

pflegen. Die Flächen sind während der Bauarbeiten nicht 

oder nur außerhalb des Wurzelraumes der vorhandenen 

Bäume zu beanspruchen. Notwendige Ansaatarbeiten sind 

mit einer Saatgutmischung aus 85% Gräser und 15% 

schnittverträgliche Kräuter durchzuführen.  Es ist autochtho-

nes Saatgut aus dem Produktionsraum 5 (Mitteldeutsches 

Flach- und Hügelland) zu verwenden. 

 § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB 

 
 

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB 
i.V.m. § 88 ThürBO und nach § 12 Abs. 3 Satz 2 BauGB 
 

Nr. Festsetzung  Ermächtigung 
    

11. Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen 
 

 § 88 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 
    

11.1. Abweichungen von den zeichnerisch festgesetzten Ansich-

ten der Gebäude im Baugebiet BG „Wohnen und Dienstleis-

tungen“ sind im Rahmen der sonstigen Festsetzungen aus-

nahmsweise zulässig, soweit die gestalterischen Grund-

züge der Planung nicht verletzt werden. 

 

  

 

 
12. Fassadengestaltung   
    

12.1. Die Gestaltung der Fassaden ist gemäß den zeichnerisch 

festgesetzten Ansichten im Teil A4 in folgenden Materialien 

auszuführen:  

Das Material der Gassen- und Platzfassaden, der Gebäude-

verbinder und der Bodenbelag der Gassen und des Quar-

tiersplatzes ist bis auf die Eingangsbereiche in gleicher Ma-

terialanmutung auszuführen, z.B. in Klinker bzw. Klinker-

riemchen in den Farben beige bis rot und Format von Klin-

kern, Eternitplatten in der Farbe betongrau oder Holzver-

schalung in hellem Holzton, wie z.B. Lärche. 

Alle anderen Fassaden sind in einem anderen Material, z.B. 

als Putzfassade, in einem einheitlichen Weißton und mit 

Ausnahme der beiden Gebäude direkt an der Tallinner 

Straße mit Rankgerüsten für eine Fassadenbegrünung aus-

zubilden. 

In den Erdgeschossen sind die Fassadenbereiche für die 

Tiefgaragenein- und -ausfahrt, die Eingänge, Treppenhäu-

ser, Müllräume, Fahrradwerkstatt sowie Fahrradabstellraum 

in kontrastierender Farb- und Materialgebung zu realisieren. 

 

  

12.2. Die Gebäudeverbindungsmauern sind mit einer Mindest-

höhe von 1,50 m und mit einer lichten Höhe an der tiefsten 

Stelle unter der Gebäudeverbindungsmauer von mindes-

tens 4,00 m auszubilden.  

 

  

12.3. Der Anteil der Fenster an der jeweiligen Fassadenfläche 

muss mindestens 25% betragen.  

 

  

12.4. Zusätzliche Sichtschutzelemente an den Absturzsicherun-

gen sind unzulässig. 

 

  

12.5. Reflektierende und glänzende Fassadenmaterialien und  

-elemente sind unzulässig. Ausgenommen davon sind 

Fenster. 

 

  

    

13. Dächer   

    

13.1. Es sind nur Flachdächer zulässig. 

 

  

13.2. Anlagen für erneuerbare Energien sind nur als Ständerkon-

struktionen über der extensiven Dachbegrünung zulässig. 

 

  

 
14. 
 

Anordnung und Gestaltung von Werbeanla-
gen 

 § 88 Abs. 1 Nr. 1 ThürBO 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    

14.1. Werbeanlagen sind nur in einer maximalen Größe der Wer-

beanlage von 0,20 m2 zulässig.  

Sie dürfen keine Gliederungselemente der Fassade überla-

gern und müssen in Lage, Farbe, Proportion, Gliederung 

und Plastizität aufeinander sowie auf die Gestaltung der 

Fassade abgestimmt sein und sich dieser in ihrer Gestal-

tung unterordnen. 

 

  

14.2. Die Anordnung von Werbeanlagen darf nur im Erdgeschoss 

erfolgen. Werbeanlagen sind an Türen und Toren unzuläs-

sig. 

 

  

14.3. Werbeanlagen mit beweglichen Teilen, als laufende Schrift- 

und Leuchtbänder, als Blinklichter, als Leuchtkästen sowie 

als Ausleger sind unzulässig.  

 

  

    

15. Gestaltung unbebauter Flächen der bebauten 
Grundstücke sowie der Einfriedungen 

 § 88 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    

15.1. Die Oberflächen der Quartiersgassen und des Quartiers-

platzes sind in Farbe und Struktur wie die jeweils angren-

zenden Fassaden auszuführen. 

 

  

15.2. Mit Ausnahme der nordöstlichen Wohnungen im Haus 10 

sind die Freiflächen vor den Erdgeschosswohnungen auf 

der Nordwest- und Südostseite der Häuser als Mietergärten 

mit einer maximalen Tiefe von 7,25 m zu gestalten.  

 

  

15.3. In den Mietergärten sind anschließend an die Fassade ma-

ximal 2,50 m tiefe Terrassen in der Breite der zugehörigen 

Wohnung zulässig. 

 

  

    

16. Gestaltung der Standplätze für bewegliche Ab-
fallbehälter  

 § 88 Abs. 1 Nr. 4 ThürBO 

i.V.m. § 12 Abs. 3 BauGB 

    

16.1.  Dauerhafte Standplätze für bewegliche Abfallbehälter sind 
in die Gebäude zu integrieren. 
 

  

 

Teil C: Hinweise 
(ohne Festsetzungscharakter)  
 

1. Archäologische Bodenfunde 
 Der Geltungsbereich befindet sich in einem archäologischen Relevanzgebiet. Es ist davon 

auszugehen, dass bei Erdarbeiten bau- und bodenarchäologische Siedlungs- oder Grabbe-

funde zerstört werden. Deshalb müssen Eingriffe in den unterirdischen Bauraum denkmal-

rechtlich erlaubt werden. 

 Voraussetzung für eine Erlaubnis ist eine einvernehmliche Abstimmung des Vorhabenträgers 

mit dem Thüringischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie über ggf. notwendige 

archäologische Untersuchungen. Die Kosten solcher Untersuchungen und/oder das Vorha-

ben begleitender Untersuchungen hat der Vorhabenträger bzw. Erlaubnisinhaber im Rahmen 

des Zumutbaren zu tragen (§§ 13 Abs. 3, 14 Abs. 1 Satz 6 Thüringer Denkmalschutzgesetz). 

Zur Berücksichtigung der Untersuchungsdauer bei der Zeitplanung und zur Ermittlung der 

Kosten wird eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit dem Thüringischen Landesamt für Denk-

malpflege und Archäologie empfohlen. 

Die Anzeige- und sonstigen Pflichten nach § 16 Thüringer Denkmalschutzgesetz geltend er-

gänzend. Auf das Schatzregal des Freistaates Thüringen im Anwendungsbereich des § 17 

Thüringer Denkmalschutzgesetz wird ergänzend hingewiesen.  

 

2. Auffälliger Bodenaushub, Bodenverunreinigungen 
 Werden bei Erdbaumaßnahmen schadstoffkontaminierte Medien in Boden, Wasser oder in 

der Luft oder auffällige Bereiche, wie kontaminationsverdächtige Bausubstanz oder Auffüllun-

gen angetroffen, so ist die untere Bodenschutzbehörde, Umwelt- und Naturschutzamt der 

Stadt Erfurt zu informieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 

 Entsiegelungs- und Tiefbauarbeiten sind durch fachlich versiertes Ingenieurpersonal begleiten 

zu lassen (bodenschutz- und abfallrechtliche Bauüberwachung, mit erforderlicher Fachkennt-

nis beim Umgang mit kontaminierten Materialien).  

 

3. Einsichtnahme von Vorschriften 
Die den Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften wie DIN-Normen o.ä. können dort 

eingesehen werden, wo nach der Bekanntmachung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB die öffentliche 

Auslegung des Bebauungsplanes und der Begründung erfolgt und gemäß § 10 Abs. 3 BauGB 

der Bebauungsplan mit der Begründung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird, d.h. nach 

derzeitiger Sachlage im Bauinformationsbüro der Stadtverwaltung Erfurt, 99092 Erfurt, Wars-

bergstraße 1. 

 

4. Bodenaufschlüsse 
 Geplante Erdaufschlüsse und größere Baugruben sind dem Thüringer Landesamt für Umwelt, 

Bergbau und Naturschutz rechtzeitig anzuzeigen. Schichtenverzeichnisse einschließlich der 

Erkundungsdaten und die Lagepläne der Bohrungen sind der Thüringer Landesamt für Um-

welt, Bergbau und Naturschutz zu übergeben. 

 

  

 

5. Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
Vermeidungsmaßnahme V1: Zeitliche Beschränkung für die Beseitigung von Vegetation und 

etwaigen Habitatstrukturen im Rahmen der Baufeldfreimachung / Erschließung (Schutz Vö-

gel/Fledermäuse) im Zeitraum 1. Oktober bis 28. Februar 

 Vermeidungsmaßnahme V2: Baumkontrolle vor Fällung 

 Die zu fällenden Bäume/Gehölze sind unmittelbar (1-3 Tage) vor dem Fällen/Roden auf vor-

handene besetzte Nester, Horste und Höhlen zu begutachten (Kontrolle). 

 Vermeidungsmaßnahme V3: Minimierung Falleneffekt 

 Für die Außenbeleuchtung sind nur Leuchtmittel mit warmweiser Lichtfarbe, unter 2.700 Kel-

vin und nach unten gerichteten Lichtquellen zulässig Dadurch wird der Falleneffekt für 

Nachtinsekten minimiert. 

Vermeidungsmaßnahme V4: Nisthilfen  

Als Ausgleich für verloren gehende Niststätten von Halbhöhlenbrütern ist an geeigneten An-

bringungsorten innerhalb des Planungsraumes die Anbringung von sechs Nistkästen für Höh-

len- und Halbhöhlenbrüter vorzusehen. 

Vermeidungsmaßnahme V5: Fledermausquartiere   

Es sind an geeigneten Anbringungsorten vier Fledermausquartiere als Ersatz für verloren ge-

hende potenzielle Fledermausquartiere vorzusehen. 

 

6. Externe Ausgleichsmaßnahmen 
 Externe Ausgleichsmaßnahme M2: Sanierung/Wiederherstellung einer Obstwiese mit dem 

Entwicklungsziel Streuobstwiese 

Entbuschung und Ergänzungspflanzungen auf einer Obstwiese in Abstimmung mit der unte-

ren Naturschutzbehörde der Stadt Erfurt auf einer Fläche von 4.250 m2 des Flurstücks 26/3 

der Flur 5, Gemarkung Erfurt-Süd.  

 

5. Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher 
Anlagen bestimmte bauliche oder technische 
Maßnahmen getroffen werden müssen, die der 
Vermeidung oder Verringerung von Hochwas-
serschäden einschließlich Schäden durch 
Starkregen dienen, sowie die Art dieser Maß-
nahmen 

 § 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB 

    

5.1. Das auf den Baugrundstücken anfallende Niederschlags-

wasser durch Starkregen (maßgeblicher Niederschlagsab-

fluss gemäß 10-jährigem Maximalereignis nach dem aktuel-

len KOSTRA-Atlas) ist durch die Vorhaltung von Retentions-

räumen zur Drosselung der Abflussspende vor der Einlei-

tung in den Vorfluter zurückzuhalten. Die Retentionsräume 

müssen ein Rückhaltevolumen von insgesamt 28 l/s x ha 

aufweisen. 
 
 
 

  

    

6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

 

    

6.1. Die Dachflächen der Gebäude sind dauerhaft mit Gräsern 

und Stauden zu begrünen. Die Dachbegrünung ist extensiv 

mit einer Substratdicke von mindestens 0,15 m herzustel-

len. Davon ausgenommen sind Flächen technischer Auf-

bauten außer technische Anlagen zur Nutzung erneuerba-

rer Energien und Kiesstreifen im Randbereich der Attika bis 

zu einer Breite von max. 0,50 m. 

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien sind nur als 

aufgeständerte Konstruktionen in einer technischen Ausfüh-

rung zulässig, wenn sie mit der Ausbildung eines extensiven 

Gründachs vereinbar sind.  

 

 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB  

 

Teil A2: Externe Maßnahmefläche M1
Gemarkung Erfurt-Nord, Flur 64, Flurstück 419 (anteilig) / 2.300 m²
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Übersichtsplan M 1:25.000
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1.  Allgemeine Begründung 

1.1. Planerfordernis und -anlass 

 

Die Fläche des Plangebiets an der Tallinner Straße zwischen der Schule an der Bukarester Straße 

und dem Nordpark in der Gemarkung Gispersleben-Kiliani ist Bestandteil der Großwohnsiedlung 

Moskauer Platz. Die Fläche befindet sich im Eigentum des Vorhabenträgers, der KoWo mbH Er-

furt (KOWO). 

Angesichts drastischer Einwohnerrückgänge um die Jahrtausendwende wurden im Plangebiet im 

Rahmen des Masterplans „Erfurter Großwohnsiedlungen“ auf der Grundlage einer gesamtstädti-

schen Stadtumbaustrategie ca. 380 leerstehende Wohnungen in einer 11-geschossigen Wohn-

scheibe zurückgebaut.  

Das Plangebiet stellt somit derzeit eine baulich nicht genutzte Fläche dar, die planungsrechtlich 

nach § 35 BauGB als Außenbereich zu werten ist. Der Vorhabenträger möchte nunmehr diese Flä-

che wieder bebauen. 

Da eine planungsrechtliche Zulässigkeit nicht gegeben ist, ist daher die Aufstellung eines Be-

bauungsplanes erforderlich. 

 

Planungsanlass: 

Der Vorhabenträger (KOWO) möchte ein konkretes Vorhaben auf dem eigenen Grundstück um-

setzen. 

Für das Plangebiet wurde ein Architektenwettbewerb durch die KOWO als Eigentümerin ausge-

lobt, der ein Modellvorhaben für die Errichtung von Wohngebäuden in serieller Bauweise bein-

haltete. Der vom Preisgericht mit einem 2. Preis bewertete Entwurf soll nunmehr umgesetzt 

werden. 

 

Die KOWO hat die Absicht, in nächster Zeit ca. 140 Wohnungen in zehn Mehrfamilienhäusern zu 

errichten und 143 Stellplätze für PKW sowie 180 Stellplätze für Fahrräder in einer Tiefgarage un-

terzubringen. Die Umsetzung dieses Vorhabens ist ohne die Aufstellung eines Bebauungsplanes 

nicht möglich. 

 

Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 „Wohnanlage Tallinner Straße“ sollen 

die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Umsetzung des Wohnungsbauvorhabens ge-

schaffen werden. 

 

1.2. Verfahrensablauf  

1.2.1  Gewähltes Planverfahren 

Gegenstand des vorhabenbezogenen Bebauungsplans MOP695 ist die Bebauung einer derzeit 

unbebauten Fläche im Außenbereich gem. § 35 BauGB. 

 

Aus diesem Grund wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan MOP695 „Wohnanlage Tallinner 

Straße“ im Vollverfahren mit Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufge-

stellt, in der die in § 1 Abs. 6 Nr. 7a bis 7i BauGB benannten Belange untersucht wurden. Die Er-

gebnisse werden im Umweltbericht dargestellt. 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan MOP695 genügt dem Vorhabenbezug, da neben der 

Festsetzung zur Art der Nutzung ergänzend eine Festsetzung nach § 12 Abs. 3a BauGB ge-
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troffen wurde, wonach im Rahmen der festgesetzten Nutzungen im Geltungsbereich des 

Vorhaben- und Erschließungsplans nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchfüh-

rung sich der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Damit lässt der vorha-

benbezogene Bebauungsplan MOP695 neben den im Durchführungsvertrag geregelten Vorha-

ben alternativ keine anderen Vorhaben zu.  

 

1.2.2  Verfahrensablauf 

Der Vorhabenträger hat mit Schreiben vom 14.12.2016 den Antrag auf Einleitung eines Bebau-

ungsplanverfahrens nach § 12 Abs. 2 BauGB zur Umsetzung eines Wohnbauvorhabens auf dem 

Flurstück 455, Flur 4 in der Gemarkung Gispersleben-Kiliani gestellt.  

 

Mit dem Stadtratsbeschluss 0004/17 vom 09.03.2017, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. 7 am 

21.04.2017, wurde dem Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens nach § 12 Abs. 2 

BauGB vom 14.12.2016 für das Vorhaben „Wohnanlage Tallinner Straße“ gemäß § 12 Abs. 2 

Satz 1 BauGB nach pflichtgemäßem Ermessen zugestimmt, der Einleitungs- und Aufstellungsbe-

schluss für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan MOP695 „Wohnanlage Tallinner Straße“ ge-

fasst und der Vorentwurf gebilligt. 

 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB ist durch die öf-

fentliche Auslegung des Vorentwurfes des vorhabenbezogenen Bebauungsplans MOP695 

„Wohnanlage Tallinner Straße“ vom 02.05.2017 bis 02.06.2017 erfolgt. 

 

Mit Schreiben vom 21.04.2017 erfolgte die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-

fentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 Satz 1 BauGB.  

 

1.3. Geltungsbereich 

 

Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 „Wohnanlage Tallinner 

Straße“ wird entsprechend der zeichnerischen Festsetzungen wie folgt umgrenzt: 

 

im Südwesten:  durch die nordöstliche und südliche Grenze des Flurstücks 450 sowie die 

nordöstliche Grenze des Flurstücks 440/1 (Moskauer Straße) der Flur 4, Ge-

markung Gispersleben-Kiliani 

im Norden: durch die südöstliche Grenze des Flurstücks 452, Flur 4, Gemarkung Gispersle-

ben-Kiliani 

im Nordosten: durch die südwestliche Grenze des Flurstücks 454/1 beginnend am südöstli-

chen Grenzpunkt des Flurstücks 452 bis zur nordwestlichen Grenze des Flur-

stücks 455, ab hier durch eine Linie von 52,5 m Länge in gerader Verlängerung 

der südöstlichen Grenze des Flurstücks 454/1 durch das Flurstück 455, durch 

eine Verbindungslinie nach 52,5 m auf den 2. Grenzpunkt der südwestlichen 

Grenze des Flurstücks 454/1, durch die südwestliche Grenze des Flurstücks 

454/1 bis zum nordwestlichen Grenzpunkt des Flurstücks 456, durch die süd-

westliche Grenze des Flurstücks 456 auf einer Länge von 19 m, durch eine Li-

nie, die rechtwinklig auf einer Länge von 12 m und dann rechtwinklig bis zum 

Schnittpunkt mit der südöstlichen Grenze des Flurstücks 456 abwinkelt, durch 

die südöstliche Grenze des Flurstücks 456 und die südwestliche Grenze des 

Flurstücks 454/1 bis zum südöstlichen Grenzpunkt des Flurstücks 457 (Tallin-

ner Straße), alle Flurstücke Flur 4, Gemarkung Gispersleben-Kiliani 

im Süden: durch die nördliche Grenze des Flurstücks 458 und die nördliche Grenze des 
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Flurstücks 454/1 bis zum südöstlichen Grenzpunkt des Flurstücks 457 (Tallin-

ner Straße) der Flur 4, Gemarkung Gispersleben-Kiliani  

 

Folgende Flurstücke der Gemarkung Gispersleben-Kiliani befinden sich innerhalb des Geltungs-

bereichs:  

Flur4: 455 teilweise, 454/1 teilweise, 456 teilweise und 457 (Tallinner Straße) 

 

Die Größe des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes beträgt ca. 18.100 m2.  

 

Die Einbeziehung einer Teilfläche des Flurstücks 456, Flur 4, Gemarkung Gispersleben-Kiliani er-

folgt zur Sicherung der Erreichbarkeit der Stellplätze der angrenzenden Gaststätte. 

 

Externer Geltungsbereich  

Der Eingriff kann nicht innerhalb des Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungspla-

nes MOP695 „Wohnanlage Tallinner Straße“ ausgeglichen werden. 

Es wurden zwei externe Ausgleichsflächen untersucht und als geeignet befunden: 

 

Fläche der externen Maßnahme 1: Gemarkung Erfurt-Nord, Flur 64, Flurstück 419 (anteilig), Flä-

chengröße 2.300 m2. Diese Maßnahmefläche wurde als externen Geltungsbereich im Bebau-

ungsplan festgesetzt. 

 

Fläche der externen Maßnahme 2: Gemarkung Erfurt-Süd Flur 5, Flurstück 26/3, Flächengröße 

4.250 m2. Diese Fläche liegt jedoch nicht im Geltungsbereich des Bebauungsplanes, da es sich 

um eine städtische Fläche handelt und die Umsetzung der Maßnahme nach § 135a BauGB er-

folgt. Die Ausgleichsmaßnahme auf dieser Fläche wurde als Hinweis in den Bebauungsplan auf-

genommen. 

 

Die Gesamtgröße des Geltungsbereichs beträgt somit insgesamt ca. 20400 m². 

 

1.4. Übergeordnete Planungen 

1.4.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung 

Bebauungspläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Die für 

diesen vorhabenbezogenen Bebauungsplan relevanten Planungsinstrumente der Raumordnung 

sind das Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 (LEP 2025) und der Regionalplan Mit-

telthüringen (RP-MT). 

Gemäß den Leitvorstellungen des Landesentwicklungsprogramm (LEP) 2025 zum Wohnen und 

zur wohnortnahen Infrastruktur sollen bei der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum die 

Aspekte des demografischen Wandels, des Umwelt- und Klimaschutzes sowie der Schaffung und 

Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen maßgeblich einbezogen werden. 

 

Die Optimierung des Wohnraumangebots soll unter Berücksichtigung des stadtentwicklungspo-

litischen Ziels des urbanen, flächensparenden Bauens und Wohnens angestrebt werden. Dazu 

soll insbesondere die Förderung in den Bereichen Mietwohnraum, selbst genutztes Eigentum 

und Wohnraummodernisierung sichergestellt werden. 

 

Gemäß Grundsatz 2.5.1 LEP soll in allen Landesteilen eine ausreichende und angemessene Ver-

sorgung der Bevölkerung mit Wohnraum gesichert werden. Der Wohnraum soll insbesondere für 

die Bedürfnisse einer weniger mobilen, älteren und vielfältigeren Gesellschaft mit einer sinken-

den Anzahl von Haushalten weiterentwickelt werden. Raumbedeutsame Planungen und Maß-
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nahmen, die die Wohnraumversorgung beeinträchtigen, sollen vermieden werden. 

 

Gemäß den Grundsätzen zur Siedlungsentwicklung 2.4.1 G und 2.4.2 G des LEP soll diese sich in 

Thüringen am Prinzip „Innen- vor Außenentwicklung" orientieren. Die Flächeninanspruchnahme 

soll sich am gemeindebezogenen Bedarf orientieren und dem Prinzip „Nachnutzung vor Flä-

chenneuinanspruchnahme" folgen. 

 

Gemäß vorliegendem Regionalplan Mittelthüringen (RP-MT), in Kraft getreten durch Bekannt-

machung im Thüringer Staatsanzeiger Nr. 31/2011 vom 01.08.2011, Ziel G 2-1 soll u.a. „durch In-

nenentwicklung, Revitalisierung von Siedlungskernen, Erhöhung der Flächenproduktivität … ein 

Beitrag zur nachhaltigen Siedlungsentwicklung erreicht werden. Dabei sollen die zukünftigen 

Bedürfnisse der Daseinsvorsorge auf der Grundlage der demographischen Veränderungen be-

rücksichtigt werden.“ 

Diesen Forderungen kommt der vorhabenbezogene Bebauungsplan MOP695 „Wohnanlage 

Tallinner Straße“ durch die Neuordnung und Revitalisierung einer durch den Stadtrückbau brach-

liegenden, aber grundsätzlich gut an umgebende Erschließungsmedien wieder anbindbaren Flä-

che nach.  

 

Das Wohnraumangebot im Plangebiet wurde unter Berücksichtigung des stadtentwicklungspo-

litischen Ziels des urbanen, flächensparenden Bauens und Wohnens entwickelt.  

Mit dem geplanten Wohnungsmix wird die Bereitstellung von Wohnungen im Bereich Miet-

wohnraum sichergestellt. 

 

Das Vorhaben steht damit den Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung nicht entge-

gen. 

 

1.4.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Erfurt ist wirksam mit Bekanntmachung vom 

27.05.2006, wurde neu bekannt gemacht im Amtsblatt vom 14.07.2017 und zuletzt geändert 

durch die FNP Änderungen Nr. 11, 25, 30, 32 und 35, wirksam mit Veröffentlichung im Amtsblatt 

vom 21.02.2020. 

 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt wird die Fläche für den Geltungsbereich des vor-

habenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 „Wohnanlage Tallinner Straße“ als Wohnbaufläche 

dargestellt. Damit wird nach § 8 Abs. 2 BauGB das Entwicklungsgebot eingehalten und der vor-

habenbezogene Bebauungsplan MOP695 aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

 

Gesamtstädtische, negative Auswirkungen sind durch den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

MOP695 nicht zu erwarten. Eine geordnete städtebauliche Entwicklung wird gewahrt.  

 

1.4.3 Integriertes Stadtentwicklungskonzept Erfurt 2030 (ISEK) 

Das ISEK Erfurt 2030 wurde für die Bewältigung der Zukunftsaufgaben in einem ämterübergrei-

fenden Erarbeitung- und Abstimmungsprozess durch die Stadtverwaltung der Landeshauptstadt 

Erfurt erarbeitet. Es wurde am 17.10.2018 durch den Stadtrat bestätigt. Das ISEK Erfurt 2030 

wird gemäß § 1 Abs. 6. Nr. 11 BauGB im vorhabenbezogenen Bebauungsplan MOP695 „Wohnan-

lage Tallinner Straße“ als Ergebnis eines von der Gemeinde beschlossenen städtebaulichen Ent-

wicklungskonzeptes berücksichtigt.  

Das ISEK Erfurt 2030 gibt als langfristiges, informell angelegtes Planungsinstrument die Leitzie-

le für die Gesamtstadt und ihre räumliche, wirtschaftliche und soziale Entwicklung vor.  
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Im ISEK Erfurt 2030 wird ausgeführt, dass einer weiteren Verschärfung der schon deutlich er-

kennbaren Segregationserscheinungen im Stadtgebiet entschieden entgegengewirkt werden 

muss, da soziale Durchmischung den gesellschaftlichen Zusammenhalt verstärkt.  

 

Im Kapitel 5.2 Wohnen und Städtebau des ISEK Erfurt 2030 wird in Leitsatz L 16 ausgeführt, dass 

einer weiteren Verschärfung der schon deutlich erkennbaren Segregationserscheinungen im 

Stadtgebiet entschieden entgegengewirkt werden muss, da soziale Durchmischung den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt verstärkt. 

Im Kapitel 5.2. Wohnen und Städtebau wird im den Leitsatz L 18 formuliert, dass der Innenent-

wicklung im Wohnungsbau der Vorrang einzuräumen ist. Die ungebrochen hohe Nachfrage nach 

innenstadtnahem Wohnraum soll weiterhin dazu genutzt werden, um zu untersuchen, wie die 

verbliebenen innerstädtischen Brachen und Flächenreserven für den Wohnungsbau genutzt 

werden können. Damit soll nicht nur dem Leitbild der kompakten europäischen Stadt entspro-

chen werden, sondern in diesem Zusammenhang auch zahlreiche städtebauliche Missstände aus 

dem wirtschaftlichen Strukturwandel beginnend mit den 1990er Jahre beseitigt werden. Des 

Weiteren wird in Leitsatz L 19 die Zielstellung beschrieben, wie die Erfurter Großwohnsiedlun-

gen behutsam zu zukunftsfähigen Stadtteilen umgewandelt werden sollen. Durch die Nutzung 

der Neubaupotenziale auf den dafür geeigneten Rückbauflächen – so auch die Fläche des Plan-

gebietes – für vielfältige, innovative oder auch experimentelle Wohnprojekte soll die Integration 

der Großwohnsiedlungen in die urbane Stadtlandschaft erheblich verbessert werden.   

 

Hierbei sollen hinreichende städtebauliche Dichten, die vergleichbaren innerstädtischen Wohn-

lagen entsprechen, angestrebt werden, aber auch ausreichend Spielraum für stadtklimatische 

Entlastungen wie Entsiegelung, bodenschlüssiges Großgrün und hinreichende wohnungsnahe 

Freiräume ermöglicht werden.  

 

Dafür bieten die Flächen im Geltungsbereich sowie das Umfeld des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplanes MOP695 „Wohnanlage Tallinner Straße“ gute Voraussetzungen. 

 

1.4.4 Haushalts- und Wohnungsbedarfsprognose Erfurt 2040 

Für die Haushalts- sowie Wohnungsbedarfsprognose der Stadt Erfurt, welche ebenfalls Bestand-

teil des o.g. und vom Stadtrat bestätigten ISEK Erfurt 2030 ist, wurde kürzlich auf Basis einer 

neuen Bevölkerungsprognose ebenfalls eine Aktualisierung erarbeitet. Die neue Haushalts- und 

Wohnungsbedarfsprognose 2040 löst ab sofort die im ISEK Erfurt verankerte Prognose 2030 ab 

und findet demzufolge auch in der Begründung des vorliegenden Vorhabens Anwendung. 

 
Haushaltsprognose:  
Die Grundlagen der Haushaltsprognose bilden die von der Stadt Erfurt ermittelten Haushalts-

zahlen nach dem Haushaltsgenerierungsverfahren (HHGen) der letzten Jahre und die aktuelle 

Bevölkerungsprognose der Stadt Erfurt bis 20401. Für den Prognosezeitraum bis 2040 wird ein 

Anstieg um bis zu 7.000 auf dann rund 123.000 Haushalte erwartet.  

 

Wohnungsbedarfsprognose:  
Ausgangspunkt der Wohnungsbedarfsprognose bilden die Ergebnisse der Haushaltsprognose. In 

der Summe besteht ein zusätzlicher Wohnungsbedarf für den Zeitraum bis 2040 von ca. 6.500 

Wohnungen. Etwa 2.500 Wohneinheiten dieses Bedarfes entfallen auf das Segment der Ein- und 

Zweifamilienhäuser. Im Geschosswohnungsbau werden im Ergebnis der Haushaltsprognose bis 

zum Jahr 2040 ca. 4.000 zusätzliche Wohnungen benötigt.  

 

                                            
 
1 Landeshauptstadt Erfurt, Erfurter Statistik – Bevölkerungsprognose bis 2040, Kommunalstatistische Hefte, Heft 113, November 

2021 
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Diese Wohnungen bzw. das dafür notwenige Bauland sollen zeitgerecht bereitgestellt werden, 

um eine Verknappung von Wohnraum, prekäre Wohnverhältnisse und den resultierenden zusätz-

lichen Preisanstieg zu verhindern.  

 

Mit dem Bebauungsplan MOP695 kann an geeigneter Stelle im Stadtkörper ein Teil des o.g. 

Wohnungsbedarfes gedeckt werden. 

 

1.4.5. Auswirkungen des Vorhabens auf das umliegende Netz der sozialen Infrastruktur  

Das Plangebiet befindet sich im Schuleinzugsbereich folgender Schulen: 

 

- "Grundschule an der Geraaue" (staatliche Grundschule 28), Bukarester Straße 4,  

- "Regelschule an der Geraaue" (staatliche Regelschule 23), Bukarester Straße 3, 

- „Albert-Schweitzer-Gymnasium (staatliches Gymnasium 7), Vilniuser Straße 19. 

 

Zum Schuljahr 2023/24 waren die wohnortnahen Schulen wie folgt ausgelastet:  

 

Die Grundschule 28 "Grundschule an der Geraaue" hat bei einem aktuellen Schüleraufkommen 

von 234 und einer Kapazität von 288 Schülern einen Auslastungsgrad von rd. 81%. Derzeit kann 

die GS 28 pro Jahr 72 Schüler aufnehmen. 

 

In den Einschulungsjahren 2025, 2026 und 2028 könnte die Schule mit dem zusätzlichen Schü-

leraufkommen des neuen Wohngebietes an ihre Grenzen stoßen. Hier müssten dann Schüler an 

andere Schulen (Grund- und Gemeinschaftsschulen) im Erfurter Norden umgelenkt werden. 

 

An der Regelschule 23 „Regelschule an der Geraaue“ werden aktuell 345 Schüler unterrichtet. Bei 

einer Kapazität von 432 ist die Schule zu rd. 80% ausgelastet.  

 

Das Gymnasium 7 „Albert Schweitzer“ hat bei einem aktuellen Schüleraufkommen von 886 und 

einer Kapazität von 768 Schülern einen Auslastungsgrad von rd. 115%. 

Nach Aussage des für diesen Belang zuständigen Amtes für Bildung der Landeshauptstadt Erfurt 

ist nicht nur das Gymnasium 7 von einem überhöhtem Auslastungsgrad betroffen, sondern auch 

alle weiteren Gymnasien der Stadt Erfurt stoßen an ihre Kapazitätsgrenzen bzw. überschreiten 

diese.  

 

1.5. Bestandsdarstellung 

1.5.1 Lage und Größe des Plangebietes 

Das Plangebiet befindet sich im Norden der Stadt Erfurt am östlichen Rand der Großwohnsied-

lung Moskauer Platz und dem angrenzenden Grünzug der nördlichen Geraaue auf einer Rückbau-

fläche eines Teils der Großwohnsiedlung. 

Südlich des Plangebietes befinden sich fünfgeschossige Wohngebäude auf der Südseite der 

Tallinner Straße. Westlich des Plangebietes befinden sich die Staatliche Regelschule “An der Ge-

raaue“ und eine dazugehörige Sporthalle.  

 

Im Norden und Osten wird das Plangebiet überwiegend von der Öffentlichen Grünfläche “Nördli-

che Geraaue“ begrenzt. Im südöstlichen Bereich des Plangebiets befindet sich das Gebäude der 

Gaststätte „Himmelblau“ in der Tallinner Straße 18.  

Nordwestlich des Plangebiets befindet sich auf dem Grundstück der angrenzenden Schule der 

Notwasserbrunnen 10 der Landeshauptstadt Erfurt. 

Der Notwasserbrunnen darf im Zuge der Realisierung des Vorhabens im Geltungsbereich des 

vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 nicht beeinträchtigt werden. 
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Dieser Notwasserbrunnen hat einen Schutzradius von ca. 25 m, der in der nachfolgenden Grafik 

blau dargestellt ist: 

 

 
Quelle: Stadtverwaltung Erfurt 

 

Der Schutzradius des Notwasserbrunnens befindet sich zum Teil im Geltungsbereich des vorha-

benbezogenen Bebauungsplanes MOP695. Im betreffenden Bereich ist eine Fläche mit Bindun-

gen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen mit der Bezeichnung E als Erhaltungsfläche festgesetzt. Hoch- und tiefbauliche Maß-

nahmen sind auf dieser Fläche unzulässig. 

Damit ist eine Beeinträchtigung des Notwasserbrunnens durch bauliche Maßnahmen im Gel-

tungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 nicht zu befürchten.  

 

Die Geländeoberfläche auf dem Flurstück 455 der Flur 4, Gemarkung Gispersleben-Kiliani, auf 

welchem sich das künftige Baugebiet befindet, weist ein gleichmäßiges Gefälle von der Süd-

westgrenze (Einmündung Tallinner Straße auf die Moskauer Straße) bis zur nördlichen Grenze 

von ca. 3,0 m auf. 

Das Gelände weist eine durchschnittliche Höhe von ca. 183,5 m ü. NHN bis 181,5 m ü. NHN auf. 

 

Der Eingriff in Natur und Landschaft, der durch das Vorhaben entsteht, kann durch Ausgleichs- 

und Ersatzmaßnahmen innerhalb des Plangebiets nicht ausgeglichen werden. Es sind externe 

Ausgleichsflächen erforderlich. Dafür wurden Flächen in der Gemarkung Erfurt-Nord, Flur 64, 

Flurstück 419 (anteilig) mit einer Flächengröße von 2.300 m2 in der Großwohnsiedlung Roter 

Berg im Eigentum des Vorhabenträgers sowie in der Gemarkung Erfurt-Süd Flur 5, Flurstück 26/3 

mit einer Flächengröße 4.250 m2 im Eigentum der Landeshauptstadt Erfurt ausgewählt. 

 

1.5.2 Historie des Plangebiets 

Die Großwohnsiedlung Moskauer Platz wurde in den 1980-er Jahren errichtet. Auf den Flächen 

des jetzt aufgestellten vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 befanden sich von An-

fang der 1980 Jahre bis 2008 ein elfgeschossiges Wohngebäude in Plattenbauweise und zugehö-

rige Pkw-Stellplätze sowie wohnungsnahe begrünte Freiflächen.  

 

Im Zuge des Stadtumbaus im Jahr 2008/2009 wurde das Wohngebäude rückgebaut und die Flä-

chen entsiegelt. 

Die Flächen im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 wurden 

seitdem als Grünflächen gepflegt. 

Derzeit ist noch ein Teil der Erschließungsstraße der ehemaligen Wohnbebauung westlich der 

angrenzenden Gaststätte „Himmelblau“, Tallinner Straße 18 vorhanden.  
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Nach dieser Rückbauphase setzte in der Landeshauptstadt Erfurt eine Phase der Konsolidierung 

ein, welche seit ca. 2012 zu einer zunehmend angespannteren Wohnungsmarktsituation in der 

Stadt führte und anhält. Weitere Aussagen dazu erfolgten unter dem Punkt 1.4.3. Integriertes 

Stadtentwicklungskonzept Erfurt 2030 (ISEK). 

 

1.5.3 Eigentumsverhältnisse 

Das Baugrundstück 455 der Flur 4, Gemarkung Gispersleben-Kiliani befindet sich im Eigentum 

des Vorhabenträgers. Bei den Grundstücken 454/1 und 457 ist die Landeshauptstadt Erfurt Ei-

gentümerin. Das Flurstück 456 befindet sich in privatem Eigentum. Es liegt eine Verfügungsbe-

rechtigung zur Einbeziehung einer Teilfläche dieses Flurstücks in den vorhabenbezogenen Be-

bauungsplan für den Vorhabenträger vor. 

Die Flächen für die externen Ausgleichsmaßnahmen befinden sich im Eigentum des Vorhaben-

trägers bzw. der Landeshauptstadt Erfurt. 

 

1.5.4 Gebäudebestand und aktuelle Nutzungen 

Das Vorhabengebiet ist als Rückbaufläche derzeit unbebaut. Auf der Brachfläche befindet sich 

Ruderalbewuchs. Auf der einbezogenen Teilfläche des Flurstücks 456 der Flur 4, Gemarkung Gis-

persleben-Kiliani befinden sich die PKW-Stellplätze der auf dem Flurstück befindlichen Gast-

stätte „Himmelblau“. Die derzeitige Zufahrt für die Stellplätze erfolgt ohne rechtliche Vereinba-

rung über das Vorhabengrundstück. 

 

1.5.5 Erschließung 

Äußere Erschließung 

Die Fläche war vor dem Rückbau Bestandteil der Großwohnsiedlung Moskauer Platz und mit ca. 

380 Wohnungen bebaut.  

Dadurch ist die äußere Erschließung der jetzt geplanten ca. 140 Wohnungen grundsätzlich vor-

handen. Die Anschlussleitungen befinden sich im Bereich der an das Vorhabengrundstück an-

grenzenden öffentlichen Straßenverkehrsflächen. 

Details baulicher, verkehrlicher und rechtlicher Themen der Erschließung werden im Durchfüh-

rungsvertrag vereinbart.  

Das Plangebiet ist über die Tallinner Straße im Süden mit Einmündung auf die Moskauer Straße 

an das öffentliche Straßennetz der Stadt Erfurt eingebunden. 

 

1.5.6 Umweltsituation 

Klima 

Der Geltungsbereich liegt nach aktuellem, gesamtstädtischen Klimagutachten in der Über-

gangszone. Sie grenzt direkt an den Park in der Geraaue an, der der Klimaschutzzone 1a. Ordnung 

zugeordnet ist. 

Die Übergangszone umfasst Flächen verschiedener klimatischer Eigenschaften. Die Flächen ha-

ben nur einen geringen oder gar keinen Einfluss auf andere Siedlungsflächen. Sie besitzen selbst 

keine klimatischen Defizite. Die Flächen besitzen eine geringe Schutzbedürftigkeit.  

Eine Erhöhung der Oberflächenrauigkeit (z.B. durch Bebauung) sowie Versiegelungen kann vor-

genommen werden. Klimatische Gutachten sind nicht erforderlich. Im stadtrelevanten Einfluss-

bereich sind in der Übergangszone lufthygienische Emissionen zu begrenzen, um die Zusatzbe-

lastung in der Kernstadt so gering wie möglich zu halten. In den Bereichen mit eingeschränkten 

Belüftungsfunktionen sollten Maßnahmen ergriffen werden, die die Belüftungsfunktion verbes-
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sern. Dazu sollten nach Möglichkeit Strömungsbarrieren reduziert und Bebauungen oder He-

ckenpflanzungen strömungsparallel errichtet werden. In den Bereichen mit eingeschränkter Be-

lüftung sollte die Rauhigkeit reduziert werden oder strömungsfördernde Bebauung oder Be-

pflanzung realisiert werden.  

Entsprechend der „Klimafunktionskarte“ der gesamtstädtischen Klimaanalyse befindet sich der 

Geltungsbereich nicht innerhalb von Luftleit- oder Kaltluftbahnen. Allerdings grenzt das Plan-

gebiet direkt an die Luftleitbahn in der Geraaue an. Die bisher nicht bebauten Flächen weisen 

Misch- und Übergangsklimata auf.  

Auf den Flächen der Übergangszone ist eine Bebauung und Versiegelung möglich, da es ein Ge-

biet ohne stadtklimatische Ausgleichsfunktion und ohne Defizite ist. 

Aus Sicht des Mikroklimas sind Maßnahmen zur Reduzierung der thermischen Belastung, wie 

z.B. Dachbegrünung, Grünbereiche als Aufenthaltsanlagen, Minimierung von Versiegelungen 

sowie der Erhalt von großen Laubbäumen geboten.  

 

Grundwasser 

Der Standort befindet sich gemäß dem vorliegenden Baugrundgutachten (Geotechnischer Be-

richt) im Einflussbereich der nordöstlich fließenden Gera. Der Grundwasserspiegel befindet sich 

im durchlässigen Kieshorizont. Die Festgesteine fungieren als Grundwasserstauer. 

Im Rahmen der Baugrunduntersuchungen wurde Grundwasser angeschnitten. 

Der Grundwasserspiegel schwankt in Abhängigkeit von der Wasserführung der Gera. In Extrem-

zeiten ist mit einem maximalen Grundwasserspiegel (HGW) zu rechnen, der bei etwa 172 m ü. 

NHN liegt. 

Ungeachtet der im Rahmen des Baugrundgutachtens erbohrten Grundwasserstände ist insbe-

sondere nach Regenereignissen mit Stau und Schichtenwasser zu rechnen, das sich auf den bin-

digen Schichten aufstaut und bis zur Geländeoberkante ansteigen kann. 

 

Versickerungsfähigkeit 

Gemäß dem vorliegenden Baugrundgutachten ist die Wasseraufnahmefähigkeit bzw. Versicke-

rungsfähigkeit des Bodens gut. Ursache der guten Durchlässigkeit ist der Kies. Für eine Versicke-

rung werden weitere Untersuchungen notwendig. 

 

Oberflächengewässer 

Der Flusslauf der Gera (Gewässer i. Ordnung) befindet sich innerhalb der direkt angrenzenden 

Öffentlichen Grünfläche in der Geraue in einem Abstand von ca. 300 m zum Plangebiet.  

Innerhalb des Parks befindet sich zudem der Mühlgraben in einem östlichen Abstand von ca. 

180 m und einem nördlichen Abstand im Minimum von 30 m. 

Im Geltungsbereich befinden sich keine Wasserschutzgebiete und keine Überschwemmungsge-

biete.  

Das Überschwemmungsgebiet der Gera in Verbindung mit dem Mühlgraben befindet sich mit 

dem Abschnitt Wehr Nettelbeckufer bis zur Mündung in die Unstrut abhängig von der Topogra-

fie in einem Abstand zwischen 40 und 130 m sowie im Norden zwischen 6 und 30 m. 

 

Fauna 

Avifauna  

Gemäß dem vorliegenden Fauna-Gutachten befinden sich im Plangebiet keinerlei Bäume mit 

Baumhöhlen oder Horsten. Im direkten Plangebiet sowie in der näheren Umgebung konnten ins-

gesamt 22 Vogelarten festgestellt werden, davon 8 Vogelarten mit Brutnachweis, 4 Arten mit 

Brutverdacht und 10 Nahrungsgäste. Zu den Nahrungsgästen wurden alle Vögel gezählt, für die 

im Plangebiet keine geeignete Habitatsituation für eine Brut besteht (Gebäudebrüter, Baumhöh-

lenbrüter, etc.).  
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Fledermäuse 

Gemäß dem vorliegenden Fauna-Gutachten befinden sich im Plangebiet keinerlei Bäume mit 

Baumhöhlen oder -spalten. 

Im Plangebiet und im direkten Umfeld konnten per Ultraschalldetektoren 6 jagende oder durch-

streifende Arten sicher bestimmt werden: Zwerg-, Mücken-, Breitflügel- und Rauhautfledermäu-

se, Großer und Kleiner Abendsegler. Des Weiteren sind die Rufe von Mausohrartigen nachgewie-

sen worden, die sich akustisch nur schwer, unter bestimmten Flugsituationen überhaupt nicht 

bestimmen lassen. Sieben Fledermausarten könnten die Rufereignisse verursacht haben. 

Dominierend bei den Fledermausbeobachtungen im Rahmen der Erarbeitung des Faunagutach-

tens waren in den Morgenstunden die Zwergfledermäuse. Sie sind Spaltenbewohner, die an Ge-

bäuden Quartier beziehen. Da sie keine weiten Entfernungen zwischen Quartier und Jagdbioto-

pen zurücklegen, sind ein, wahrscheinlich aber mehrere Quartiere im nahen Umfeld zu erwarten. 

Überwiegend jagen sie an den Bäumen im Randbereich um die Untersuchungsfläche und gerne 

auch unter den Laternen. Die Freifläche wird nicht häufig beflogen.  

Die beiden Abendseglerarten gehören zu den Waldfledermausarten. Sie nutzen auch gerne 

Baumquartiere in Parkanlagen. In der Paarungszeit beobachtet man beide Arten auch an Gebäu-

den. Männchen richten ihre Paarungsquartiere gerne unter den Dachabschlussblechen der 

Wohngebäude ein.  

Die Breitflügelfledermäuse bilden kleine Wochenstubengesellschaften. Auch sie sind Spalten-

bewohner und an Gebäuden zu finden. Mehrere Beobachtungen im Untersuchungszeitraum deu-

ten auf ein Quartier im Umfeld hin. Letztlich sind die beiden anderen Pipistrellus-Arten zu er-

wähnen: Die Rauhautfledermaus, deren Männchen den Sommer über in geringer Anzahl im Ge-

biet verbleiben. Die Hauptverbreitungsgebiete der Art liegen in Norddeutschland und Nordpo-

len. Die zweite Art ist die Mückenfledermaus, über die noch nicht viele Informationen vorliegen. 

Sie wird gelegentlich registriert und gehört zum Faunenbestand im Untersuchungsgebiet. 

 

Geologie und Boden 

Gemäß des vorliegenden Baugrundgutachtens (Geotechnischer Bericht) befindet sich das Plan-

gebiet im zentralen Teil des Thüringer Beckens, das durch die im Liegenden anstehenden Festge-

steine der Triasformationen gekennzeichnet ist. Die Trias wird im betreffenden Bereich durch 

den Mittleren Keuper vertreten. 

Die natürlichen Lockergesteine werden durch mächtige, anthropogene Auffüllungen überdeckt. 

Diese setzten sich überwiegend aus regionalen Erdstoffen, wie Löss und zersetzten Tonstein zu-

sammen. Bereichsweise sind auch Fremdbestandteile von Altbebauungen enthalten. 

 

Im Nordosten folgen unter den Auffüllungen quartäre Auesedimente in Form von Auelehm und 

Niederterrassenschottern sowie holozänen Abschwemm-Massen. 

Im Süden stehen geringmächtig weichselzeitliche Lösse, Lösslehme und Lössderivate an. 

 

Die Festgesteine des Mittleren Keupers setzten sich aus zwei Formationen zusammen. 

Zum einem bestehen die Festgesteine des „Unteren Gipskeupers“ (Grabfelder-Formation, kmGR) 

überwiegend aus blaugrauen bis graugrünen, z.T. violettroten Tonmergel- und Tonschluffsteinen 

und eingelagerten Gipsen. Die Mächtigkeit der einzelnen Gipsschichten liegt im Allgemeinen im 

Dezimeterbereich, nur selten erreichen die Gipse Mächtigkeiten von über einem Meter. Im obers-

ten Horizont ist der Gips durch permanenten Wasserzutritt ausgelaugt und liegt hier nur noch 

als körniges bis mehliges Relikt, sogenannte Gipsresiduen, vor. Die Tiefe des Auslaugungshortes 

hängt hauptsächlich vom ehemals enthaltenen Gips und der Möglichkeit des Wasserzutrittes ab 

und unterliegt daher lokal erheblichen Schwankungen. 

 

Örtlich ist mit der Bildung von Hohlräumen zu rechnen, die infolge der geringen Gipsschicht-

stärken nur untergeordnet auftreten und durch den nachgebenden Tonstein schnell verstützt 
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werden. Erdfälle, d.h. substanzielle Gefährdungen infolge von Untergrundschwächen sind daher 

am Standort nicht zu erwarten. 

Des Weiteren stehen die Festgesteine des „Schilfsandsteins“ (Stuttgart-Formation, kmS) in Teil-

bereichen an. Hierbei handelt es sich um fein- bis mittelkörnige Sandsteine von vorwiegend 

grauweißer bis grüngrauer, z.T. gelblicher Farbe. Lokal sind feinsandige, rotbraune bis grüngraue 

Tonschluffsteine enthalten. 

Aus geologischer Sicht ist der Standort für die geplante Baumaßnahme geeignet. 

 

Lärm 

Folgende Lärmeinwirkungen auf das Plangebiet liegen vor: 

 

- Verkehrslärm durch Kraftfahrzeuge auf der Tallinner Straße 

- Schallemissionen durch die Gaststätte Himmelblau 

- Schallemissionen durch die Parkplätze und Tiefgarageneinfahrt des Vorhabens 

 

Es sind Schallschutzmaßnahmen erforderlich, die durch eine Schallimmissionsprognose ermit-

telt wurden. 

 

1.5.7 Ortsbild und Erholungsnutzung 

Der Geltungsbereich befindet sich innerhalb des Stadtgebietes von Erfurt und ist nach Rückbau 

der vormaligen Bebauung im Rahmen des Masterplans „Erfurter Großwohnsiedlungen“ auf der 

Grundlage einer gesamtstädtischen Stadtumbaustrategie anthropogen überprägt. Der Rückbau 

und die Entsieglung der Flächen erfolgten im Jahr 2008/2009.  

Die vorhandenen Bestandsbäume wurden so weit wie möglich erhalten, für Fällungen erfolgen 

Neupflanzungen. Die Flächen wurden angesät.  

Seit dieser Zeit werden die Flächen des Geltungsbereiches als Grünflächen gepflegt. 

Das Ortsbild wird derzeit von dieser Grünfläche und dem besonders im Südwesten und Norden 

vorhandenen Gehölzbestand (Bäume verschiedener Altersstadien) geprägt.  

 

Die Fläche ist nicht eingezäunt, jedoch auf Grund ihres halböffentlichen Charakters und den di-

rekt angrenzenden Park in der Geraaue für die Erholung nicht genutzt.  

 

1.6. Allgemeine Planungsziele  

 

In Anbetracht der demografischen Entwicklung und der wachsenden Wanderungen auf dem 

Wohnungsmarkt ist es erforderlich, entsprechende Angebote in den stadtstrukturell wichtigen 

Bereichen zu schaffen. Die angestrebte Sicherung und Fortentwicklung des Wohnbestandes im 

Stadtteil Moskauer Platz entspricht dem Bedarf nach Wohnformen in einem nachgefragten 

Wohnstandort in Nachbarschaft zum Park in der Geraaue. 

 

Mit dem Bebauungsplan werden daher folgende Planziele verfolgt: 

 Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung von Wohngebäuden 

im Geschosswohnungsbau 

 Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 

 Bewältigung möglicher naturschutzrechtlicher Konflikte 

 angemessene Freiraumgestaltung 

 planungsrechtliche Umsetzung eines zu entwickelnden Bebauungskonzeptes hinsichtlich 

Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und der überbaubaren Grundstücksflächen 

 Sicherung der Erschließung 
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1.7. Planungsalternativen 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan MOP695 „Wohnanlage Tallinner Straße“ konzentriert die 

bauliche Entwicklung Erfurts auf einen bereits verkehrlich und technisch infrastrukturell er-

schlossenen Standort. Die vormalige Bebauung wurde zwar im Rahmen des Masterplans „Erfur-

ter Großwohnsiedlungen“ auf der Grundlage einer gesamtstädtischen Stadtumbaustrategie zu-

rück gebaut, der Standort ist aber nach wie vor für eine Bebauung prädestiniert. Der Vorhaben-

träger KoWo mbH Erfurt (KOWO) plant zudem, auf dieser Fläche durch den Einsatz serieller Bau-

weisen die Baukosten zu reduzieren, um den Wohnraum preiswerter dem Wohnungsmarkt zur 

Verfügung zu stellen. 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan MOP695 setzt das grundsätzliche Ziel der städtebauli-

chen Neuordnung dieser Fläche um.  

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan vermeidet damit die mögliche Alternative der Er-

schließung und Aufsiedlung neuer Flächen außerhalb der Kernstadt sowie ehemals bereits be-

bauter Flächen mit ihren negativen Folgen. 

Da der Vorhabenträger KOWO im Besitz der Flächen im Geltungsbereich ist und es sich bei dem 

Vorhaben um eine integrierte Lage sowie eine im Flächennutzungsplan der Stadt dargestellte 

Wohnbaufläche handelt, scheiden andere Flächen im Stadtgebiet aus.  

Mit der Planung wird weiterhin ein wichtiger Beitrag für die Erneuerung, Fortentwicklung und 

dem Umbau vorhandener Ortsteile im Hinblick auf die Förderung der Stadtentwicklung und der 

baukulturellen Entwicklung (u.a. durch die Umsetzung der Empfehlung des Architekturwettbe-

werbes) geleistet. Die Frage nach Planungsalternativen stellt sich somit nicht. 

 

1.8. Vorhaben- und Erschließungsplan 

 

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan MOP695 basiert auf dem mit der Stadt Erfurt abge-

stimmten Vorhaben- und Erschließungsplan des Vorhabenträgers. 

 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan besteht aus dem Lageplan/ Teil1 sowie den Gebäudean-

sichten/ Teil 2, und ist als gesondertes Plandokument beigefügt und Bestandteil des vorhaben-

bezogenen Bebauungsplanes. 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Teil der Satzung, als Bestandteil des vorhabenbezoge-

nen Bebauungsplanes. Bei der Transformation des Vorhaben- und Erschließungsplans in die 

kommunale Satzung wurden zur Vermeidung von Problemen im Vollzug bewährte und in der 

Kommentierung und Rechtsprechung ausdeutende Planzeichen und Festsetzungsmöglichkeiten 

verwendet. 

 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich im Durchführungsvertrag zur Umsetzung des Vorhabens, 

welches insgesamt ca. 140 Wohnungen in 10 Mehrfamilienhäusern, 143 Kfz-Stellplätze in einer 

Tiefgarage sowie 4 oberirdische KFZ-Stellplätze beinhaltet.  

Des Weiteren sind neben den oberirdischen Stellplätzen für Fahrräder im Bereich der jeweiligen 

Hauseingänge 180 wettergeschützte Fahrradstellplätze in der Tiefgarage und 44 Fahrradstell-

plätze im Erdgeschoss des südwestlichen Gebäudes an der Tallinner Straße vorgesehen. 

 

 

Städtebauliche Idee 

Das übergeordnete Thema des Konzeptes ist die Maßstäblichkeit, die den Großwohnsiedlungen 

fehlt.  
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Eindeutige Zuordnungen von privaten und öffentlichen Freiräumen sollen zu entsprechender 

Aneignung und Pflege führen. 

 

Die Volumina orientieren sich an dem gegenüberliegenden fünfgeschosseigem Wohngebäude, 

werden jedoch in gleiche Einheiten zerschnitten, die funktionierende Hausgemeinschaften von 

aktuell 9-20 Parteien beinhalten.  

Schachbrettartig versetzt erzeugen sie räumlich definierte Gartenhöfe, die jeweils zwei Häusern 

zugeordnet sind. Diese sind so aufgeweitet, dass Durchblicke von Hof zu Hof und in die Gera-Aue 

möglich sind. 

 

Die Höhenentwicklung der Häuser orientiert sich im Süden an der Fünfgeschossigkeit des Be-

standes, während sie sich Richtung Park bis auf drei Geschosse herab bewegt. Dadurch sind 

Blickbezüge und die Verzahnung von Grün und Wohnanlage gewährleistet.  

 

Das Thema eines städtebaulich und gestalterisch hochwertigen Wohnungsbaus mit Gebäuden in 

serieller und modularer Bauweise mit den Wohnungen zugeordneten privaten Gärten und halb-

öffentlichen Gemeinschaftsgärten wird durch ein gerastertes Feld, in dem sich Wohngebäude 

mit Gartenflächen abwechseln, interpretiert. Auf diese Weise werden die Gärten mit dem 

Wohnquartier verflochten. 

Zwei fünfgeschossige Gebäude wurden möglichst dicht an der Tallinner Straße verortet und bil-

den dort eine städtebaulich wichtige Raumkante. 

Gebäudeverbindungsmauern, die immer zwei an den Quartiersgassen gegenüberliegende Ge-

bäude in Wandstärke verbinden, strukturieren die in Nord-Süd-Richtung verlaufenden Gassen 

und geben ihnen eine Rhythmik. Die Länge der Gassen wird gebrochen. 

Die Gebäudeverbindungsmauern können als Bögen oder Balken ausgebildet werden, auch gerne 

in unterschiedlicher Formensprache, jedoch müssen sie immer mit ihrer Oberkante die Traufe 

des niederen Gebäudes aufnehmen. Die Unterkante soll nicht niedriger als 4,0 m über Gelände 

liegen, damit z.B. Feuerwehrfahrzeuge noch durchfahren können und sie nicht erdrückend wir-

ken. 

 

Durch variable Hausabstände in Nord-Süd-Richtung ist das städtebauliche Prinzip flexibel und 

lässt sich an die Haustypen der Systemhersteller in gewissem Rahmen anpassen.  

Die Breite der Quartiersgassen muss mindestens 3,50 m betragen (Feuerwehr) und sollte aus 

städtebaulicher Sicht nicht mehr als 5,0 m sein. Somit gibt es auch hier einen gewissen Spiel-

raum für die Systemanbieter. 

 

Freiraumkonzept 

Die geplanten Gebäude wurden so weit wie möglich in Richtung Nord-Osten auf dem Grund-

stück platziert, um möglichst viele Bestandsbäume an der Westseite zu erhalten. 

 

Den barrierefreien Erdgeschosswohnungen werden unmittelbar Gärten zugeordnet.  

Für die Bewohner der oberen Wohnungen werden kleine Mietergärten (Urban Gardening-

Flächen) in den Gartenhöfen vorgehalten.  

 

Die Quartierswege binden an die vorhandenen Parkwege an.  

Durch die klare Struktur der Freiräume legt sich das Gebiet wie ein Teppich an den Rand des 

Parks und bietet eine neue Freiraumqualität und Dichte für Bewohner und Gäste. 

 

Schmale untergeordnete Gartenwege stellen fußläufige Querverbindungen zwischen den 

Hauptwegen her. An deren Rändern werden die Tiefgaragenentlüftungen angeordnet. 

Zwischen den Häusern 5 und 8 wird ein urbaner Quartiersplatz vorgesehen. Er soll den Bewoh-
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nern als Treffpunkt dienen. Es wird ein überschaubares Angebot an Räumen für die Gemeinschaft 

im Erdgeschoss in den Häusern 5 und 8 gemacht.  

 

Im Haus 1 an der Tallinner Straße wird es eine Fahrradabstellmöglichkeit mit Fahrradwerkstatt 

geben; im Haus 8 nördlich des Quartiersplatzes wird ein Quartierstreff für die Bewohner angebo-

ten. Ein Wasserbecken, eine lange Bank am Haus 5 südlich des Quartiersplatzes und Bäume auf 

dem Platz sollen die Aufenthaltsqualität auf dem Platz steigern. 

Direkt an der Tallinner Straße wird es zwischen den straßenbegleitenden Häusern einen kleinen 

„Auftaktplatz“ geben, der ein raumbildendes Baumpaket erhält. 

Die diversen Spielflächen werden auch in das Schachbrettmuster integriert und dienen unter-

schiedlichen Nutzergruppen. 

 

Grundrisse 

Die kompakte Form des einzelnen Hauses lässt nicht nur eine wirtschaftliche Erstellung, sondern 

auch entsprechende Betriebskosten erwarten. Die kompakten Treppenhäuser erschließen vier bis 

sechs Wohneinheiten pro Ebene.  

 

Alle sanitären Anlagen sind um den Kern angesiedelt und ermöglichen eine günstige Leitungs-

führung der Ver- und Entsorgung. Die Wohnungen vermeiden unnötige Erschließungszonen und 

rangieren von der 2-Raumwohnung mit 42 m2 bis zur 6-Raumwohnung mit 105 m2 im Rahmen 

des sozialen Wohnungsbaus.  

Um eine soziale Durchmischung und das Miteinander zu fördern, sollen die Grundrisstypen in 

den Gebäuden und im gesamten Gebiet bewusst gemischt werden. 

 

Es gibt insgesamt ca. 140 Wohnungen mit einer Gesamtwohnfläche von 10.400 m2: 

 

30 Wohnungen bis 50 m2  

108 Wohnungen über 50 m2  

 

Die Erdgeschosszonen in beiden Häusern an der Tallinner Straße sollen gewerblich, z.B. durch 

Fahrradwerkstatt oder andere nicht störende Handwerks- und Dienstleistungsbetriebe genutzt 

werden. Ein Teil der Erdgeschosszone soll für einen Abstellraum mit weiteren Fahrradstellplät-

zen genutzt werden. 

Am inneren Quartiersplatz wird im Erdgeschoss des nördlich angrenzenden Gebäudes ein Quar-

tierstreff und im Erdgeschoss des südlich angrenzenden Gebäudes ein Kiezcafé angeordnet. Die-

se werden auch zur Belebung des Platzes beitragen. Eine Ausweitung auf den Platz in Form von 

Tischen und Stühlen wäre wünschenswert. 

 

Entlang der Tallinner Straße wird wegen städtebaulicher Betonung und aus Nutzungsgründen 

die Erdgeschosse um 1m auf 3,5m lichte Raumhöhe erhöht. 

 

Konstruktion 

Bei der Konstruktion handelt es sich um eine Schottenbauweise. Diese ist sowohl in Holztafeln, 

in Stahlrahmenkonstruktion, als auch Stahlbetonplatten möglich. In allen Fällen werden die Er-

schießungskerne in Stahlbeton auszuführen sein.  

Balkone werden als Fertigteile an die Fassade angehängt, oder vorgesetzt. 

Der jeweilige Systemanbieter wird die Konstruktion wählen. 

 

Fassaden 

Die Fassaden leben unter anderem vom Wechselspiel der Fenster, die vorzugsweise scheinbar 

wahllos in der Fassade platziert sind. Sie orientieren sich jedoch an den notwendigen Belichtun-
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gen für die Räume und bringen somit ein lebendiges Fassadenbild.  

 

Die Fassadenmaterialien differenzieren sich in zwei Typen: 

 Entlang der Wege und Plätze soll das Fassadenmaterial in Farbigkeit und Formaten mit 

dem Wegematerial übereinstimmen. Hier wären denkbar, z.B. Klinker bzw. Klinkerriem-

chen oder auch Faserzementplatten. Somit werden die Wege und Plätze optisch betont 

und bringen in Kombination mit den Gartenfassaden Lebendigkeit ins Gesamtbild. 

 

 Die Fassaden entlang der Gärten und dem Park sollen einen einheitlichen, ruhigen hellen 

Farbton bekommen, z.B. auf Putzbasis. Diese Fassaden bekommen zusätzlich Rankgerüste 

für eine Fassadenbegrünung. Dies betont inhaltlich den Gartencharakter und trägt zur 

Kühlung und Partikelbindung im Gebiet bei. 

 

Balkone werden nur Richtung Gärten, Park und Plätzen angeordnet. Diese treten als geschlosse-

ne, flächige Kuben hervor in Farbigkeit der Gartenfassaden. Loggien wären ebenfalls wün-

schenswert, um auch hier im Zusammenspiel mit den Balkonen eine Lebendigkeit in der Tiefen-

wirkung zu erzeugen. 

 

Dächer 

Alle Dächer sind als Flachdächer mit einer extensiven Dachbegrünung auszubilden.  

Die Substratdicke des Gründachs muss mindestens 0,15 m betragen.  

Zusätzliche aufgeständerte Solar- bzw. Photovoltaikanlagen sollen je nach Bedarf möglich sein. 

 

Nachhaltigkeit/Wirtschaftlichkeit 

Vielfalt und Durchmischung tragen zu Identität, einem soliden Sozialverhalten und einem nach-

haltigen Städtebau bei. Die überschaubaren Einheiten fördern Teilhabe und soziale Kontrolle. 

 

Im gesamten Quartier soll das Oberflächenwasser über versickerungsfähige Beläge direkt versi-

ckert werden. Die Dachentwässerung kann zur Bewässerung der Gärten genutzt werden. Über-

schüssiges Wasser wird auf dem Grundstück versickert. 

 

Die Gartenflächen werden von den Bewohnern genutzt und verantwortlich gepflegt. Die Kosten 

für Bewirtschaftung des Quartiers werden dadurch auf ein Minimum reduziert, die Identifizie-

rung der Bewohner mit dem Gebiet gleichzeitig gesteigert. 
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2.  Begründung der Festsetzungen  

2.1. Art der baulichen Nutzung 

 

Textliche Festsetzung Nr. 0. Verweisfestsetzung auf den Durchführungsvertrag 

Mit dieser Festsetzung sind im Geltungsbereich des Vorhaben- und Erschließungsplanes nur sol-

che Nutzungen zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsver-

trag verpflichtet. Die hohen Anforderungen, die das BVerwG an die Konkretisierung des Vorha-

bens im Rahmen eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans stellt (VerwG Urteil vom 18.09.03 – 

4CN3.02) kollidieren häufig mit der erforderlichen Flexibilität aus Sicht der Vorhabenträger, um 

im Zuge der Projektrealisierung auf geänderte Nutzeranforderungen eingehen zu können. 

 

Aus diesem Grunde hat der Gesetzgeber in § 12 Abs. 3a BauGB die Möglichkeit geschaffen, den 

vorhabenbezogenen Bebauungsplan auf allgemeine Festsetzungen zu beschränken und durch 

entsprechenden Festsetzungsverweis auf den Durchführungsvertrag konkretisierende Zulässig-

keitstatbestände in den Durchführungsvertrag auszulagern. Der Durchführungsvertrag wird 

dadurch für die bauaufsichtliche Prüfung des Vorhabens relevant. 

 

Werden Änderungen am konkreten, im Durchführungsvertrag fixierten Konzept erforderlich, be-

darf es nicht einer erneuten Auslegung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Die Änderung 

der Zulassungstatbestände kann durch Änderung des Durchführungsvertrages erfolgen, der des 

Beschlusses des Stadtrates bedarf. Nachbarn haben alle Vorhaben hinzunehmen, die den allge-

meinen Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes entsprechen (BauGBÄndG 

2007, Mustererlass, Nr. 2.3.3.3). 

 

Da ohne eine erneute Planänderung alle Nutzungen zulässig sein können, die von den allgemei-

nen Festsetzungen erfasst werden, ist dieses gesamte Nutzungsspektrum Gegenstand des Be-

bauungsplanverfahrens. Alle abwägungserheblichen Auswirkungen aller nach der Planung zuläs-

sigen Nutzungen wurden deshalb in die Abwägung eingestellt. 

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzungen Nr. 1.1.: Art der baulichen Nutzung  

Die Art der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung eines Baugebiets bestimmt.  

Im Bereich eines vom Vorhabenträger vorgelegten Vorhaben- und Erschließungsplans ist die Ge-

meinde bei der Bestimmung der Zulässigkeit der Vorhaben nicht an den Festsetzungskatalog des 

§ 9 Absatz 1 BauGB und an die Baunutzungsverordnung gebunden (§ 12 Absatz 3 BauGB). Statt 

eines Baugebiets nach der BauNVO kann ein „Baugebiet“ auch mit genauer Definition der zuläs-

sigen Art der baulichen Nutzung ausgewiesen werden, wenn das konkrete Vorhaben weder mit 

einem der in der BauNVO enthaltenen Baugebietstypen kompatibel ist noch als Sondergebiet 

ausgewiesen werden kann.  

 

Das Plangebiet grenzt im Süden an eine Wohnnutzung, im Westen an eine Gemeinbedarfsfläche 

und im Norden und Osten an eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung Öffentliche Parkanlage. 

 

Der Vorhabenträger plant die Realisierung von 10 Wohngebäuden in serieller oder modularer 

Bauweise. Der ausführende Generalunternehmer soll im Rahmen des GdW-Rahmenvertrages 

(GdW = Gesamtverband der Wohnungsgesellschaften) mit einem vorgeschalteten Wettbewerb 

unter den 9 im GdW-Verfahren ermittelten Teilnehmern gefunden werden. Aus diesem Grund 

soll die Art der baulichen Nutzung zwar eindeutig festgesetzt werden, aber auch ein gewisser 

Spielraum offengelassen werden.  

 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan MOP695 "Wohnanlage Tallinner Straße", Entwurf  

 

29.09.2023 Seite 21 von 43 

 

Auf der Planzeichnung ist dem entsprechend als Art der baulichen Nutzung für das Baugebiet BG 

„Wohnen und Dienstleistungen“ festgesetzt. Dieser Spielraum ist erforderlich, um die Gebäude 

insbesondere in den Erdgeschossen an der Tallinner Straße bzw. am Quartiersplatz nachhaltig 

entsprechend den Bedürfnissen der dann im Plangebiet lebenden Bewohner z.B. durch die Ver-

mietung an kleine Unternehmen für wohnungsnahe oder personenbezogenen Dienstleistungen 

zu nutzen. Zur Sicherung dieser Nutzung ist die Festsetzung eines Baugebiets BG „Wohnen und 

Dienstleistungen“ geeignet. 

 

Die vorgesehene Art der baulichen Nutzung fügt sich zudem in das vorhandene Umfeld ein.  

Die Zulässigkeit der in der textlichen Festsetzung 1.1. genannten Nutzungen entspricht den 

Nutzungen im Umfeld, stärkt die Wohnfunktionen im Plangebiet und wertet die Qualität des 

Wohnens in der umgebenden Großwohnsiedlung partiell auf. 

 

2.2. Maß der baulichen Nutzung  

 

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Festsetzungen 

- der Grundflächenzahl (GRZ)  

- der zwingenden Zahl der Vollgeschosse  

- der Höhe der baulichen Anlagen 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Textliche Festsetzungen Nr. 2.1.: Grundflächenzahl  

Das Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Festsetzung der maximal zulässigen 

Grundflächenzahl (GRZ) bezogen auf die Baugebietsfläche BG. Die festgesetzte GRZ von 0,4 ent-

spricht den Orientierungswert des § 17 BauNVO. Diese Festsetzung ist erforderlich, um die Cha-

rakteristik des Vorhabens als serieller Wohnungsbau in Kombination mit privaten, einzelnen 

Wohnungen zugeordneten Gärten und halböffentlichen Gemeinschaftsgärten zu sichern.  

 

Textliche Festsetzung Nr. 2.2.: Überschreitung der festgesetzten GRZ durch Anlagen nach § 19 

Abs. 4 BauNVO 

Die Überschreitung der zulässigen GRZ ist in Anbetracht der überwiegend störungsfreien Unter-

bringung des ruhenden Verkehrs in einer Tiefgarage und der daraus resultierenden Möglichkeit 

der Ausbildung hochwertiger Freiräume im Wohnumfeld mit Mietergärten, Spielbereichen, klei-

nen Plätzen mit hoher Aufenthaltsqualität sowie der Erhaltung der vorhandenen Bäume in den 

Randbereichen des Plangebiets städtebaulich erwünscht. Zur Sicherung dieser städtebaulichen 

Zielstellung sind diese Festsetzungen erforderlich und geeignet. 

Die Unterbauung des Grundstücks wird durch stadtgestalterische Maßnahmen wie Strauch-

pflanzungen, ausreichende Erdüberdeckungen der Tiefgaragendächer sowie Gründächern auf al-

len Gebäuden kompensiert. 

 

Textliche Festsetzungen Nr. 2.3.: Höhe der Gebäudeverbindungsmauern 

Die textliche Festsetzung 2.3. ist erforderlich, um die Durchfahrt der Feuerwehrfahrzeuge unter 

den Gebäudeverbindungsmauern zu sichern. Die Festsetzung einer Mindesthöhe als lichte Höhe 

für die Durchfahrt unter den Gebäudeverbindungsmauern ist dafür geeignet.  
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Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzung Nr. 2.4.: Zahl der Vollgeschosse, Oberkante 

Gebäude und Höhentoleranz 

Die Zahl der Vollgeschosse sowie die Oberkanten der Gebäude werden durch die festgesetzten 

Ansichten sowie die Einträge in der Planzeichnung als zwingend festgesetzt. Diese Festsetzun-

gen entsprechen dem Vorhabenkonzept.  

Eine derartige weitgehende Bindung ist gemäß den allgemeinen Planungszielen für die Siche-

rung des städtebaulichen Konzeptes mit seinen unterschiedlichen Gebäudeeigenarten erforder-

lich. Die Höhenfestsetzungen orientieren sich dabei am Ergebnis des Architekturwettbewerbs. 

Mit der textlichen Festsetzung 2.4. werden ausnahmsweise Überschreitungen der festgesetzten 

Gebäudehöhen durch erforderliche technisch bedingte Aufbauten, wie z.B. stabförmige Anten-

nen- und Blitzschutzanlagen und Anlagen für erneuerbare Energien, ermöglicht. Diese Anlagen 

dürfen aus gestalterischen Gründen die Attikahöhe um max. 0,60 m überschreiten. 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

2.3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen  

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzungen Nr. 3.1. und 3.2.: Baulinien, Baugrenzen, 

Flexibilität in der Verortung der Baufelder 

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch Baugrenzen und Baulinien definiert. Die Bau-

grenzen beziehen sich dabei auf die äußere Kubatur der Gebäude. Die engen baukörperähnlichen 

Festsetzungen der überbaubaren Grundstücksflächen erfolgen aus städtebaulichen Gründen und 

sind zur Sicherung des Vorhaben- und Erschließungsplanes hinsichtlich einer klaren Disposition 

zur Lage der Baukörper und den damit verbundenen Abstandsflächen und Freiräumen erforder-

lich. Die Baulinien an der Tallinner Straße wurden aus städtebaulichen Gründen festgesetzt. 

Damit soll die zukünftige nördliche Straßenflucht definiert und gesichert werden. 

 

Mit der nördlichen und östlichen Baulinie am Baufeld „Haus 10“, der östlichen Baulinie am Bau-

feld Haus 3 sowie den südlichen Baulinien der Baufelder Haus 1 und Haus 3 soll das in einem Ar-

chitekturwettbewerb ermittelte städtebauliche Konzept für das in serieller und modularer Bau-

weise herzustellende neue Wohnquartier gesichert werden.  

Durch die zwischenzeitlich angestrebte Grundstücksneuordnung in diesem Bereich werden die 

Abstandsflächen nach ThürBO nicht mehr eingehalten. Sie fallen auf die angrenzenden Flächen 

des öffentlichen Parks an der Geraaue bzw. überlagern sich östlich des Baufeldes Haus 3 mit der 

Abstandsfläche des geplanten Carports mit einer Länge von 18,00 m auf der Grenze des angren-

zenden privaten Flurstück 456, auf dem sich die Gaststätte „Himmelblau“ befindet. Die Festset-

zung zur Errichtung eines Carports ist erforderlich und geeignet, um die Forderungen aus den 

Anforderungen zum Lärmschutz für die neu zu errichtenden Wohngebäude zu erfüllen. 

Probleme hinsichtlich Besonnung, Belichtung oder Brandschutz werden dadurch nicht ausgelöst. 

 

Mit den südlichen Baulinien der Baufelder Haus 1 und Haus 3 soll zudem die nördliche Straßen-

flucht an der Tallinner Straße definiert werden. 

 

Ein gestaltbildendes Element des städtebaulichen Konzepts für das neue Wohnquartier ist die 

Ausbildung der Quartiersgassen, die durch Gebäudeverbindungsmauern betont werden, zur 

Formulierung einer städtebaulichen Adresse. Dadurch können die nach ThürBO erforderlichen 

Abstandsflächen zwischen den Gebäudeecken im Bereich der Gebäudeverbindungsmauern nicht 

eingehalten werden. Zur Sicherung dieses städtebaulichen Konzepts ist die Festsetzung von Bau-

linien im Bereich der jeweiligen Gebäudeverbindungsmauern erforderlich.  

Probleme hinsichtlich Besonnung, Belichtung oder Brandschutz werden dadurch nicht ausgelöst. 
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Aufgrund des parallel zum Bebauungsplanverfahren in einem Wettbewerb nach GdW-Verfahren 

zu ermittelnden Generalunternehmers als Systemanbieter für serielles und modulares Bauen 

muss eine Variabilität in der Raumstruktur eingeräumt werden. Das soll durch die in der textli-

chen Festsetzung 3.1. eingeräumten Verschiebemöglichkeiten der Baugrenzen gesichert werden. 

 

Mit der textlichen Festsetzung 3.2. soll dabei insbesondere durch die klare Definition der Breite 

der Quartiersgassen das aus dem Architekturwettbewerb resultierende städtebauliche Gesamt-

konzept eines städtebaulich und gestalterisch hochwertigen Wohnungsbaus mit Gebäuden in 

serieller und modularer Bauweise mit den Wohnungen zugeordneten privaten Gärten und halb-

öffentlichen Gemeinschaftsgärten gesichert werden. 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Textliche Festsetzungen Nr. 3.3. und 3.4.: Überschreitung von Baugrenzen und Baulinien 

Um über die festgesetzten Baugrenzen und Baulinien hinaus dennoch gewisse bauliche Erweite-

rungsmöglichkeiten und Gestaltungsspielräume, insbesondere für Freisitze (Balkone und Terras-

sen) im Sinne der Verbesserung der Wohnraumqualität zu ermöglichen, sind entsprechende 

Überschreitungen von Baugrenzen und Baulinien über das in § 23 Abs. 2 und 3 BauNVO zulässige 

Maß hinaus zulässig. Die Größenordnung der Überschreitungsmöglichkeiten wird für den Nut-

zungszweck als bedarfs- und funktionsgerecht sowie für die Raumstruktur als angemessen er-

achtet. Weiterhin wird für Nachbarn eine klare Dispositionsgrundlage vorgegeben. 

Die Festsetzungen sind erforderlich zur Sicherung des aus einem Architekturwettbewerb resul-

tierenden städtebaulichen Gesamtkonzepts für ein Wohngebiet, welches in serieller Bauweise in 

Kombination mit privaten, einzelnen Wohnungen zugeordneten Gärten und halböffentlichen 

Gemeinschaftsgärten errichtet wird. 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

2.4. Verkehrsflächen sowie der Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen 

 

Zeichnerische Festsetzung: Straßenverkehrsfläche und Ein- und Ausfahrtsbereiche 

Die Einbeziehung der Tallinner Straße in den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebau-

ungsplanes ist zur Sicherung der verkehrlichen Anbindung des Vorhabens sowie der zukünftigen 

Zufahrt der Stellplätze für die östlich angrenzende Gaststätte „Himmelblau“ erforderlich. 

 

Mit der festgesetzten Straßenverkehrsfläche der Tallinner Straße soll die Erschließung der Vor-

habenfläche und mit dem festgesetzten westlichen Ein- und Ausfahrtsbereich die Zufahrt zur 

Tiefgarage des Vorhabens gesichert werden.  

Auf dem Vorhabengrundstück soll zur Sicherung des Gesamtkonzeptes des seriellen Wohnungs-

baus in Kombination mit privaten, einzelnen Wohnungen zugeordneten Gärten und halböffent-

lichen Gemeinschaftsgärten oberirdisch kein motorisierter Individualverkehr gestattet werden. 

Die technisch erforderlichen Zufahrten für z.B. Rettungskräfte, Müllabfuhr und Feuerwehr wer-

den nach Realisierung des Bauvorhabens privatrechtlich durch Poller gesichert. 

 

Aus Gründen der Verkehrssicherheit sowie der Reduzierung des Verkehrslärms wurde deshalb für 

die Tiefgarage ein konkreter Ein- und Ausfahrtsbereich festgesetzt. Diese Festsetzung gewährt 

die Erschließung vom öffentlichen Straßenraum aus und dient der Konfliktbewältigung hinsicht-

lich verkehrlicher und immissionsschutzrechtlicher Belange. Durch Bündelung der Zufahrten soll 

eine zielgerichtete und geordnete Verteilung des An- und Abfahrtweges gesichert werden, um 

die Störwirkung auf das Verkehrsnetz sowie die lärmempfindlichen Nutzungen zu minimieren 
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und eine klare Dispositionsgrundlage hinsichtlich der Lage der Tiefgaragenzufahrten zu gewähr-

leisten. 

 

Mit dem festgesetzten östlichen Ein- und Ausfahrtsbereich soll gesichert werden, dass das an 

das Vorhabengebiet angrenzende Flurstück 456 der Flur 4, Gemarkung Gispersleben-Kiliani an 

das öffentliche Verkehrsnetz angeschlossen bleibt. Es muss eine neue Zufahrt hergestellt wer-

den. Diese Festsetzung ist erforderlich, da die derzeitige Zufahrt zu den Stellplätzen der Gast-

stätte ohne rechtliche Sicherung über das private Vorhabengrundstück erfolgt. Die Zufahrt kann 

nicht erhalten werden, weil der darauf entfallende motorisierte Individualverkehr dem Vorha-

benkonzept widerspricht und zusätzlichen Lärmeintrag bringen würde. 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

2.5. Flächen für Nebenanlagen sowie Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren 

Einfahrten 

 

Textliche Festsetzungen Nr. 4.1.: Verortung der Nebenanlagen 

Die Einschränkungen für die Zulässigkeit von hochbaulichen Nebenanlagen sind erforderlich, 

um eine geordnete Flächeninanspruchnahme und Freiraumqualität zu sichern. Zudem wird die 

Störwirkung auf die Raumstruktur und die Freiräume berechenbar gestaltet.  

Eine willkürlich sporadische Überbauung der Grundstücke entspricht nicht der beabsichtigten 

Gestaltungs- und Aufenthaltsqualität der Freiräume. Die hochbaulichen Nebenanlagen sollen 

deshalb innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen oder gebündelt innerhalb der für die 

jeweilige Zweckbestimmung festgesetzten Flächen konzentriert werden.  

 

Ausgenommen von dieser Festsetzung sind Fahrradstellplätze im Bereich der Hauseingänge an 

den Quartiersgassen, da diese Anlagen zur Umsetzung des Vorhabens außerhalb der überbauba-

ren Grundstücksfläche notwendig sind und nur bedingt im baulichen Zusammenhang mit den 

Gebäuden errichtet werden können. 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzung Nr. 4.2.: Stellplätze, Carports und Tiefgara-

ge 

Die Erforderlichkeit der Festsetzung ist sowohl in zeitlicher ("sobald erforderlich") als auch in in-

haltlicher ("soweit erforderlich") Hinsicht gegeben.  

Angesichts der grundsätzlichen Zielsetzung einer hohen städtebaulichen Dichte durch die tep-

pichartige Bebauung durch die in serieller Bauweise hergestellten Wohngebäude bei einer 

gleichzeitigen hohen Freiraumqualität soll der ruhende Verkehr in der Tiefgarage konzentriert, 

die angrenzende Wohnbebauung von unzumutbaren Beeinträchtigungen durch Verkehrslärm 

geschützt und eine oberirdische Befestigung der Freiflächen reduziert werden.  

Es werden für das Vorhaben lediglich 4 oberirdische Stellplätze im südwestlichen Bereich des 

Plangebiets nahe der Tallinner Straße vorgesehen, von denen 2 dem kurzfristigen Parken z.B. von 

Mitarbeitern von Pflegediensten, Handwerkern oder Kunden der im Baugebiet „Wohnen und 

Dienstleistungen“ zulässigen Läden und nicht störenden Handwerksbetrieben dienen können. 

Die verbleibenden 2 Stellplätze sind als Car-Sharing-Stellplätze vorgesehen. 

Die getroffenen Festsetzungen sind erforderlich sowohl zum Schutz des Bodens, zur Sicherung 

der städtebaulichen Ordnung als auch zur Sicherung der Gestaltung der Wohnanlage. Die Beein-

trächtigung und Störung des öffentlichen Raumes und der privaten Freiräume wird dadurch be-

rechenbar gestaltet und minimiert. 
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Im südöstlichen Bereich des Plangebiets wird die Fläche für die Verlagerung der vorhandenen 

Stellplätze der angrenzenden Gaststätte direkt an der Tallinner Straße als eine Fläche zur Errich-

tung eines Carports festgesetzt. Diese Stellplätze sind über den festgesetzten neuen Einfahrts-

bereich erschlossen. Diese Festsetzung ist erforderlich zur Sicherung der weiteren Anfahrbarkeit 

der vorhandenen Stellplätze der Gaststätte, da die bisherige – rechtlich nicht gesicherte – Zu-

fahrt über die private Grundstücksfläche des Vorhabenträgers bei Umsetzung des Freiflächen-

konzepts des Architekturwettbewerbs nicht mehr möglich ist.  

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzung Nr. 4.3.: Größe des Carports 

Der Carport zur Verlagerung der an der Grundstücksgrenze vorhandenen Stellplätze der Gaststät-

te „Himmelblau“ soll ebenfalls, beginnend an der Tallinner Straße, direkt an der Grundstücks-

grenze mit einer Gesamtlänge von 18,00 m errichtet werden. Die Festsetzung zur Größe dieses 

Carports ist erforderlich, um die vorhandenen Stellplätze verlagern zu können.  

Die Festsetzung der erforderlichen Länge von 18,00 m direkt an der Grundstücksgrenze ist ge-

eignet, die Anzahl der zu verlagernden Stellplätze aufzunehmen. 

 

2.6. Gebiete, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder 

technische Maßnahmen getroffen werden müssen, die der Vermeidung oder Ver-

ringerung von Hochwasserschäden einschließlich Schäden durch Starkregen die-

nen, sowie die Art dieser Maßnahmen 

 

Textliche Festsetzung Nr. 5.1.: Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung von Starkregen-

schäden 

Gemäß der nachfolgenden textlichen Festsetzung Nr. 6.6. soll Niederschlagswasser, welches auf 

Straßen, Platzflächen, Wegen und Dächern im Vorhabengebiet anfällt, außerhalb des Plange-

biets im Auewäldchen nördlich des Vorhabengebiets in der Parkanlage der Geraaue der Versicke-

rung zugeführt werden soll. 

Im Falle auftretender Starkregenfälle kann nicht das gesamte in einem kurzen Zeitraum anfal-

lende Niederschlagswasser in das Auewäldchen in der Geraaue abgeleitet werden. Es müssen im 

Ergebnis der Erschließungsplanung bauliche Maßnahmen zur zeitlichen Rückhaltung und ge-

drosselten Ableitung vorgesehen werden.  

 

Es ist eine textliche Festsetzung zur Quantifizierung und Qualifizierung der Anforderungen an 

Planung und Ausführung der Rückhaltemaßnahmen erforderlich. 

 

Mit der textlichen Festsetzung 5.1. werden diese Anforderungen benannt. Im Plangebiet sind Re-

tentionsräume zur Drosselung der Abflussspende vor der Einleitung in den Vorfluter, das heißt in 

das angrenzende Auewäldchen im Park der Geraaue, mit einem Rückhaltevolumen von insge-

samt 28 l/s x ha vorzuhalten.  

 

Die Festsetzung 5.1. ist geeignet, die baulichen Maßnahmen zur Vermeidung oder Verringerung 

von Starkregenschäden zu planen, mit den zuständigen abzustimmen und anschließend zu reali-

sieren. 

Die Sicherung erfolgt durch Vereinbarungen im Durchführungsvertrag. 
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2.7. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft  

 

Nach den Vorschriften des BauGB und des BNatSchG ist in einem Bauleitplanverfahren neben der 

Vermeidung und Minimierung des Eingriffs durch das Vorhaben auch der Ausgleich bzw. Ersatz 

von Eingriffen nachzuweisen. 

Der Umfang der Maßnahmen wurde im Rahmen der Erarbeitung des Grünordnungsplanes ermit-

telt, mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt und in die Eingriffsausgleichsbilanzie-

rung eingestellt. 

 

Der Eingriff durch das Vorhaben kann mit den festgesetzten Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft M1, den unter Punkt 2.10. benannten An-

pflanz- und Erhaltungsgeboten auf dem Vorhabenträger gehörenden Flächen sowie der unter III. 

Hinweise Punkt 6. benannten externen Ausgleichsfläche im Eigentum der Landeshauptstadt Er-

furt zur Umsetzung der Maßnahme M2 vollständig ausgeglichen werden.  

Die Umsetzung der Eingriffsausgleichsmaßnahmen wird mit dem Durchführungsvertrag gesi-

chert. 

 

Die Geeignetheit der textlichen Festsetzungen 6.1 bis 6.7 ist gegeben, da damit die diesem Be-

bauungsplan zugrundeliegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Textliche Festsetzung Nr. 6.1: Dachbegrünung. 

Die Festsetzungen sind aus städtebaulichen und ökologischen Gründen erforderlich. Die festge-

setzte Dachbegrünung dient der Verbesserung des Mikroklimas, der Rückhaltung des Regenwas-

sers, der Verminderung der Aufheizung der Dachflächen sowie der Schaffung von Lebensräumen. 

Darüber hinaus sind die Dachflächen zum Teil von den angrenzenden Bestandsgebäuden ein-

sehbar und sollen sich daher durch die Dachbegrünung harmonischer in die Freiflächen einfü-

gen.  

Die Ausführung als Gründach steht der aktiven Nutzung der Sonnenenergie bei Anwendung von 

Systemlösungen mit aufgeständerten Solarmodulen nicht entgegen. 

 

Textliche Festsetzungen Nr. 6.2: Begrünung Tiefgarage 

Die Teile der Tiefgarage, die nicht überbaut sind, sollen mit mindestens 60 cm, im Bereich der 

Baumpflanzungen mit mindestens 100 cm Oberboden/ Pflanzsubstrat, überdeckt werden, um 

genügend Wurzelraum für eine intensive Begrünung sowie ausreichende Entwicklungschancen 

für die Bepflanzung sicher zu stellen.  

Die Festsetzung ist erforderlich, um sowohl das Wohnumfeld dem städtebaulichen Konzept des 

Vorhabens zu gestalten als auch aus ökologischen Gründen einen Beitrag zur Verbesserung des 

Mikroklimas und der Bodenfunktion zu sichern. 

 

Textliche Festsetzungen Nr. 6.3 und Nr. 6.4: Wurzelbereiche von Bäumen 

Die Festsetzung eines Volumens für durchwurzelbaren Boden im Bereich der Baumpflanzungen 

ist erforderlich, um genügend Wurzelraum für die Bäume zu gewährleisten und ausreichende 

Entwicklungschancen für die Gehölze sicher zu stellen. Die festgesetzten Anforderungen an 

Baumpflanzungen sind im Sinne angemessener Wachstumsbedingungen und zum langfristigen 

Erhalt der Bepflanzung notwendig.  

 

Im Bereich der zu erhaltenden Bäume wird eine Fläche festgesetzt, die von Versiegelung freizu-

halten ist. Diese Fläche soll durch geeignete Maßnahmen vor Verdichtung geschützt werden. 

Diese Festsetzung ist erforderlich, um Bestandsbäume in ihrem Lebenszyklus nicht zu beein-

trächtigen und damit das Wohnumfeld nachhaltig durch jetzt bereits große Bäume aufzuwerten. 
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Damit soll gesichert werden, dass Bestandsbäume weiterhin gute Wachstumsbedingungen vor-

finden. 

 

Textliche Festsetzungen Nr. 6.5: Befestigte Flächen 

Der Ausschluss von vollversiegelnden Oberflächenmaterialien befestigter Flächen mit Ausnahme 

der mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht belasteten Flächen ist erforderlich, um die Eingriffsschwe-

re durch das Vorhaben zu mindern. Die Festsetzung dient dem natürlichen Regenwasserabfluss 

und hat klimaökologische Ausgleichsfunktion. 

 

Die Feuerwehraufstellflächen sind ein funktional erforderlicher Bestandteil der ansonsten be-

grünten wohnnahen Freiflächen, sollen sich jedoch aufgrund ihrer geringen Alltagsbedeutung 

optisch unterordnen. Mit dem festgesetzten Fugenanteil befestigter von mindestens 46% wird 

die bestmögliche Wirkung einer begrünten Fläche angestrebt, die sich in die umliegenden Grün-

flächen integriert. 

 

Textliche Festsetzung Nr. 6.6.: Versickerung von Niederschlagswasser 

Diese Festsetzung ist aus ökologischen Gründen erforderlich. Das Wasser soll in den natürlichen 

Kreislauf zurückgeführt werden. 

Gemäß dem vorliegenden Baugrundgutachten ist die Versickerungsfähigkeit des Bodens gege-

ben.  

 

Für die Versickerung des Niederschlagswassers, welches auf Straßen, Platzflächen, Wegen und 

Dächern im Vorhabengebiet anfällt, ist in Gesprächen im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 

protokollarisch zwischen dem Umwelt- und Naturschutzamt des Landeshauptstadt Erfurt und 

dem Vorhabenträger vereinbart, dass dieses Niederschlagswasser außerhalb des Plangebiets im 

Auewäldchen in der Parkanlage in der Geraaue versickert werden soll. Das nördlich angrenzende 

Auewäldchen ist für diese Maßnahme geeignet.  

Dafür ist durch den Vorhabenträger eine wasserrechtliche Genehmigung zu beantragen. Es ist 

ein Baumgutachten erforderlich, auf dessen Grundlage ein Versickerungskonzept einschließlich 

der Aussagen zum Baumschutz erarbeitet werden muss. 

Durch die Nichteinleitung von Regenwasser in das Kanalsystem sollen die natürlichen Wasser-

kreisläufe in der Stadt gefördert werden. 

Diese Maßnahme wird durch Vereinbarungen im Durchführungsvertrag gesichert. 

 

Zeichnerische Festsetzung Teil A2 und textliche Festsetzungen Nr. 6.7.: Externe Ausgleichsfläche 

Die textliche Festsetzung 6.7. ist zur Sicherung der externen Maßnahmefläche M 1 erforderlich. 

Diese Fläche befindet sich im Eigentum des Vorhabenträgers.  

 

Die Festsetzungen dienen dem in der Eingriffsausgleichsbilanz ermittelten Ausgleich für den 

Eingriff durch das Vorhaben sowie der Sicherung eines gleichwertigen Ersatzes bei einem mögli-

chen Abgang.  

Sie wurden aus Gründen des Landschaftsbildes und der ökologischen Nachhaltigkeit gefasst.  

Mit den festgesetzten Maßnahmen auf der externen Maßnahmefläche M 1 soll ein vorhandener 

Parkplatz entsiegelt und bepflanzt werden.  

 

2.8. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen 

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzung 7.1.: Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 1 (GFL 1) 

Das festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 1 (GFL 1) ist zur Sicherstellung der Zugängigkeit 

der Wohngebäude im Plangebiet sowie des Cafés und des Quartierstreffs am Quartiersplatz zu 
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Fuß oder mit dem Fahrrad, der Durchwegung für die Allgemeinheit, der Sicherstellung der Lei-

tungsführungen zur Erschließung der Gebäude sowie der Zufahrtsmöglichkeiten für das Müllau-

to, Rettungsfahrzeuge und die Feuerwehr erforderlich. 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzung Nr. 7.2.: Geh- und Fahrrecht 1 (GF1 

Das festgesetzte Geh- und Fahrrecht 1 (GF1) ist zur Sicherung der Zufahrtsmöglichkeit des 

Gasspeichers der an das Plangebiet angrenzenden Gaststätte auf dem Flurstück 456 erforderlich. 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

2.9. Verwendungsverbot bestimmter luftverunreinigender Stoffe  

 

Textliche Festsetzung Nr. 8.1: Ausschluss von festen und flüssigen Brennstoffen 

Diese Festsetzung ist erforderlich, weil in der Landeshauptstadt Erfurt in Feuerungsanlagen kei-

ne festen und flüssigen Brennstoffe verwendet werden dürfen.  

Dieses Verwendungsverbot schließt den Betrieb offener Kamine gemäß § 2 Nr.12 der 1. BlmSchV 

explizit ein. 

 

Durch die Tallage der Landeshauptstadt Erfurt treten sehr häufig Inversionen auf, die sich oft 

erst am Nachmittag auflösen. Nach den Ergebnissen des Klimagutachtens ist das an 120 Tagen 

im Jahr der Fall. Des Weiteren muss davon ausgegangen werden, dass im statistischen Mittel an 

30 Tagen im Jahr die Inversionen nicht abgebaut werden und damit ganztägig anhalten. Eine 

Folge der reduzierten Luftaustauschbedingungen sind zu hohe Luftschadstoffbelastungen. 

 

Mit der Tallage der Landeshauptstadt Erfurt und den damit verbundenen klimatischen Auswir-

kungen sind besondere städtebauliche Gründe gegeben, die eine Verminderung der luftverun-

reinigenden Emissionen von Feuerungsanlagen erforderlich machen und rechtfertigen. 

Die Landeshauptstadt Erfurt ist als Untersuchungsgebiet nach § 44 BImSchV ausgewiesen. Mit 

festen und flüssigen Brennstoffen betriebene Feuerungsanlagen tragen zur Belastung der Luft-

schadstoffe Feinstaub PM 10 und Stickstoffdioxid N01 bei; weshalb die Reduktion der Hinter-

grundbelastung um 70% als Zielstellung in die Luftreinhalteplanung der Landeshauptstadt Er-

furt aufgenommen wurde. 

 

Darüber hinaus wurden mit der 39. BlmSchV (02.08.2010) die Grenzwerte für bestimmte Luft-

schadstoffe verschärft. 

Der Ausschluss flüssiger und fester Brennstoffe erfolgt deshalb insbesondere hinsichtlich der 

Reduzierung der Stickstoff- und Feinstaubemissionen. Das Plangebiet befindet sich im Gel-

tungsbereich des Fernwärmeversorgungsgebietes, in dem die Fernwärme anliegt und Anschluss- 

und Benutzungszwang besteht. Laut § 5 (7) der Fernwärmesatzung ist im Satzungsgebiet bei 

diesbezüglich erschlossenen Grundstücken jedes Gebäude anzuschließen. 

Die Geeignetheit der Festsetzung ist gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zugrunde-

liegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 
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2.10. Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-

desimmissionsschutzgesetzes 

 

Nach § 1 Abs. 5 BauGB sollen Bauleitpläne eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die 

sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung ge-

genüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringen und eine dem Wohl der All-

gemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewährleisten. Dabei sind auftretende Kon-

flikte zu lösen und die Belange gegeneinander abzuwägen. 

 

Folgende städtebaulichen Gründe sprechen für die Entwicklung dieser Fläche: 

 

Mit der Nachnutzung bzw. Reaktivierung dieser Fläche wird durch Aufsiedlung mit bedarfsge-

rechten Wohnbauten den Leitvorstellungen und Grundsätzen der Raumordnung zur Siedlungs-

entwicklung sowie zum Wohnen entsprochen, wonach die Flächenneuinanspruchnahme für 

Siedlungs- und Verkehrszwecke weiterhin kontinuierlich reduziert werden soll.  

Dieser vorhabenbezogene Bebauungsplan vermeidet damit die mögliche Alternative der Er-

schließung und Aufsiedlung neuer Flächen außerhalb des bebauten Siedlungszusammenhangs.  

 

Zu den negativen Folgen, die eine Außenentwicklung hätte, zählen neben dem Entzug von 

hochwertigen Ackerflächen als Flächen für die landwirtschaftliche Produktion, dem Entzug von 

Kaltluftentstehungsflächen und dem Heranrücken an hochwertige Naturräume auch sich daraus 

ergebende Anforderungen an die durch die Landeshauptstadt Erfurt zu entwickelnde Infrastruk-

tur, wie Erweiterung der technischen Ver- und Entsorgungsnetze sowie der verkehrlichen Er-

schließung. Zusätzlich sind im Falle einer extensiven Siedlungsentwicklung Flächen für Einrich-

tungen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke sowie Gemein-

bedarfseinrichtungen vorzusehen und zu entwickeln. 

 

Mit der Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 wird dem Vorrang der 

Innenentwicklung entsprochen. Zudem gibt es einen hohen Wohnraumbedarf in der Landes-

hauptstadt Erfurt.  

 

Bei allen städtebaulichen Vorteilen der Realisierung des Vorhabens als Innenentwicklung wirken 

verschiedene Lärmquellen nachteilig auf das Vorhaben im Plangebiet. 

 

Das Plangebiet und das Umfeld sind sowohl vom Zufahrtslärm zur Tiefgarage im Plangebiet als 

auch von Gewerbelärm durch die Parkplätze der angrenzenden Gaststätte „Himmelblau“ betrof-

fen. Aus diesem Grund wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens eine schalltechnische 

Untersuchung angefertigt. Dabei wurden auch die angrenzende Lärmquellen Bolzplatz (Nördli-

che Geraaue/Zittauer Straße), Baseballplatz (Nördliche Geraaue) und Sporthalle an der Moskauer 

Straße untersucht. Im Ergebnis gab es hier Unterschreitungen der zulässigen Lärmwerte um 

mindesten 3 dB. 

 

Aus der schalltechnischen Untersuchung ergeben sich folgende Konfliktpotentiale: 

 

- Schallemissionen durch die Tiefgarageneinfahrt im Plangebiet, die die Wohnbebauung 

im Plangebiet berühren 

- Schallemissionen durch die Nutzung von Stellplätzen auf dem angrenzenden Grundstück 

der Gaststätte Himmelblau 
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Das Gutachten schlägt die erforderlichen Vorkehrungen zum Lärmschutz vor.  

 

Die Erforderlichkeit der nachfolgenden Festsetzung ist sowohl in zeitlicher ("sobald erforder-

lich") als auch in inhaltlicher ("soweit erforderlich") Hinsicht dem Gutachten entsprechend gege-

ben. 

Ebenso ist die Geeignetheit der Festsetzung gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zu-

grundeliegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Textliche Festsetzung Nr. 9.1.: Tiefgarage 

Im Ergebnis der o.g. Untersuchungen wurden konkrete Schallschutzmaßnahmen vorgeschlagen, 

die als Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB übernommen wurden.  

Die Maßnahmen dienen der Konfliktbewältigung hinsichtlich der Zufahrt zur Tiefgarage. Mit 

den Festsetzungen unter Nr. 9.1. werden die technischen Anforderungen an die Zufahrt zur Tief-

garage festgesetzt, um die Geräuschentwicklung zu minimieren.  

 

Textliche Festsetzung Nr. 9.2.: Bauausführung des Carports 

Im Ergebnis der o.g. Untersuchungen wurden konkrete Schallschutzmaßnahmen vorgeschlagen, 

die als Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB übernommen wurden.  

Die Maßnahmen dienen der Konfliktbewältigung hinsichtlich der auf das Plangebiet einwirken-

den Schallimmissionen, durch die Überschreitungen der schalltechnischen Orientierungswerte 

hervorgerufen werden. 

Die Festsetzungen zur Ausführung des Carports mit schalldichten und geschlossenen Wänden in 

schalldämmendem Material sichern ein ruhiges Wohnen im Inneren der angrenzenden Gebäude 

im Vorhabengebiet sowie der Bestandsgebäude auf der Südseite der Tallinner Straße und ge-

währleisten damit, dass die Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse sichergestellt sind. 

 

2.11. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

sowie  mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

 

Die festgesetzten Maßnahmen und Flächen dienen der Umsetzung des Vorhaben- und Erschlie-

ßungsplanes und entsprechen den Vorschlägen des Grünordnungsplanes.  

 

Die Erforderlichkeit der nachfolgenden Festsetzung ist sowohl in zeitlicher ("sobald erforder-

lich") als auch in inhaltlicher ("soweit erforderlich") Hinsicht dem Grünordnungsplan entspre-

chend gegeben. 

Ebenso ist die Geeignetheit der Festsetzung gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zu-

grundeliegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Den allgemeinen Planungszielen und dem Ergebnis des Architekturwettbewerbes entsprechend 

ist insgesamt ein durchgrüntes Wohnquartier, realisiert durch seriellen Wohnungsbau in Kom-

bination mit privaten, einzelnen Wohnungen zugeordneten Gärten und halböffentlichen Ge-

meinschaftsgärten, vorgesehen. Die festgesetzten Begrünungsmaßnahmen sind erforderlich, um 

die Wohn- und Aufenthaltsqualität in den Freibereichen aufzuwerten und neue Lebensräume für 

die Tierwelt zu schaffen.  

 

Die Mindestanforderungen an die Pflanzqualität sind in den jeweiligen Festsetzungen festge-

legt, um bereits von Beginn an eine gestalterische Aussage treffen zu können und ausreichende 

Entwicklungschancen der Gehölze sicher zu stellen. Für die Sicherung der Verwendung standort-

gerechter und gestaltungsrelevanter Pflanzen wird eine Artenliste festgelegt. Die angegebenen 
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zu verwendenden Arten entsprechen den gestalterischen Absichten und beruhen auf Erfahrun-

gen zu geeigneten Baumarten für den Stadtbereich. 

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzungen Nr. 10.1. bis 10.4.: Flächen zum Anpflan-

zen und Anzahl der zu pflanzenden Bäume; Verortung der anzupflanzenden Bäume 

Die Festsetzungen sind erforderlich, um dauerhaft das Begrünungskonzept des Vorhabens zu si-

chern. Die zu erhaltenden Bäume sollen durch Neupflanzungen ergänzt werden.  

Die Festsetzungen erfolgen aus städtebaulichen und ökologischen Gründen. Neben der Aufwer-

tung des Wohnumfeldes soll durch Beschattung und Verdunstung das Mikroklima verbessert 

werden. 

 

Gemäß textlicher Festsetzung 10.1. sollen insgesamt 52 Bäume gemäß der Artenliste neu ge-

pflanzt werden.  

Die Auswahl der Pflanzarten und –qualitäten erfolgte nach Kriterien der Eignung und den 

Pflanzzielen. Es wurden vorrangig heimische und standortgerechte Arten ausgewählt. 

Darüber hinaus wurde die Baumartenauswahl auch im Hinblick auf die zu erwartenden klimati-

schen Bedingungen getroffen. Den geänderten Anforderungen, wie z.B. lange Trockenperioden 

und größere Temperaturextreme können zukünftig nur noch wenige einheimische Baumarten 

gerecht werden. Wichtig ist es daher, das Stadtgrün so zu entwickeln, dass es größtmögliches 

Potential entwickeln kann, um die Auswirkungen der Klimaentwicklung abzumildern. Für die 

Pflanzung von Stadtbäumen werden daher auch klimafeste Arten vorgeschlagen, die aus anderen 

Herkunftsregionen stammen und an die aktuellen Anforderungen besser angepasst sind. Diese 

Baumarten sind gut an das trockene und warme Stadtklima angepasst und damit resistent ge-

gen die zu erwartenden Klimaveränderungen. 

 

Da sich abhängig vom im weiteren Verfahren zu ermittelnden Systemanbieter und daraus resul-

tierend vom gewählten System der seriellen und modularen Ausführung geringfügige Verschie-

bungen innerhalb der Baustruktur ergeben können, wurden mit Ausnahme der städtebaulich in 

den umgebenden Stadtraum wirksamen Baumhalle an der Tallinner Straße keine konkreten 

Baumstandorte festgesetzt. Damit soll eine gewisse Flexibilität in der Freiflächengestaltung 

gewährt bleiben. 

 

Mit der textlichen Festsetzung 10.2. soll gesichert werden, dass im Bereich der 3 festgesetzten 

Flächen für Nebenanlagen, oberirdischen Stellplätze und Garagen und Gemeinschaftsanlagen 

mit der Zweckbestimmung privater Spielplatz insgesamt 10 Laubbäume gepflanzt werden. Die 

Zuordnung der Anzahl der zu pflanzenden Bäume in den jeweilen Flächen soll im Rahmen der 

weiteren Freiflächenplanung erfolgen. Die Verteilung der Anzahl der Bäume muss nicht gleich-

wertig erfolgen wie (3, 3 und 4), sondern die Gesamtanzahl von 10 eingehalten werden. 

 

Mit der textlichen Festsetzung 10.3. soll gesichert werden, dass auf dem geplanten Quartiers-

platz innerhalb der als mit Geh-, Fahr- und Leitungsrecht GFL 2 festgesetzten Fläche 3 Laubbäu-

me gepflanzt werden. 

 

Mit der textlichen Festsetzung 10.4. soll nach Entsiegelung der derzeit vorhandenen Fahrbahn 

auf dem privaten Vorhabengrundstück die Anpflanzung von 3 Laubbäumen im Bereich der fest-

gesetzten Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gesi-

chert werden. 

 

Zeichnerische Festsetzung: Baumstandorte 

Die Festsetzung erfolgt aus städtebaulichen und ökologischen Gründen.  

Die festgesetzten Baumstandorte an der Tallinner Straße sind erforderlich, um entsprechen der 

Freiflächenplanung des Vorhabens in Verbindung mit den durch Baulinien definierten Gebäude-



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan MOP695 "Wohnanlage Tallinner Straße", Entwurf  

 

29.09.2023 Seite 32 von 43 

 

fassaden die neue nordöstliche Straßenflucht der Tallinner Straße zu definieren.  

Durch die entstehende Baumhalle wird zudem das Mikroklima in diesem Bereich verbessert. 

 

Textliche Festsetzung N5. 10.5.: gärtnerische Anlage von Grundstücksflächen 

Diese Festsetzung ist erforderlich, um die wettbewerbsgerechte Umsetzung des Freiraumkon-

zeptes für die nicht explizit als Anpflanzflächen festgesetzten Bereiche zu sichern. 

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzungen Nr. 10.6. und 10.7.: Flächen mit Bindun-

gen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen „E“, Anzahl der zu erhaltenden Bäume und Umgang mit dem Grünland 

Ein wesentlicher Bestandteil des Freiflächenkonzepts des Wettbewerbs ist der behutsame Um-

gang mit dem Grünbestand, der sich auf der Rückbaufläche entwickelt hat. Die im Plangebiet 

vorhandenen Bäume sollen, soweit sie erhaltenswert und standortgerecht sind, weitestgehend 

erhalten werden.  

Sie befinden sich innerhalb der festgesetzten Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für 

die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen „E“. 

Die Festsetzung ist zur dauerhaften Sicherung der zu erhaltenden Bäume innerhalb der Fläche 

mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen erforderlich. 

 

Die Fläche im Geltungsbereich war basierend auf dem Masterplan „Erfurter Großwohnsiedlun-

gen“ auf Grundlage einer gesamtstädtischen Stadtumbaustrategie erfolgtem Rückbau der Typik 

der Großwohnsiedlung entsprechend eingegrünt.  

Die nunmehr geplanten Gebäude wurden mit Rücksicht auf die Bestandsbäume so im Plangebiet 

eingeordnet, dass ein Maximum an Bestandsbäumen erhalten werden kann.  

 

Von den erfassten Bäumen können 76 Bäume erhalten werden. 

 

Die vorhandenen Bäume befinden sich auf einer derzeit halböffentlichen Grünlandfläche.  

Die textliche Festsetzung 10.7. ist erforderlich, um abzusichern, dass sich eine extensiv bewirt-

schaftete Grünlandfläche entwickeln kann. 
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3.  Bauordnungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m.  
§ 88 ThürBO und § 12 Abs. 3 Satz 2 BauGB 

 

Textliche Festsetzungen 11 bis 16 

Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen erfolgen gem. § 9 Abs. 4 BauGB, nach dem landes-

rechtliche Regelungen in den Bebauungsplan als Festsetzungen aufgenommen werden. Die fol-

genden gestalterischen Festsetzungen erfolgen daher auf Grundlage des § 88 der Thüringer Bau-

ordnung (ThürBO). 

 

Die gestalterischen Festsetzungen dienen der Sicherung von grundlegenden gestalterischen 

Qualitäten im Erscheinungsbild des Vorhabens zum öffentlichen Raum. Aufgrund der markanten 

Lage des Plangebiets zwischen der Großwohnsiedlung und dem Park in der Geraaue kommt der 

architektonischen Ausformung des Gebäudeensembles und der Gewährleistung einer hochwer-

tigen freiraumplanerischen Qualität eine besondere Bedeutung zu.  

 

Dementsprechend werden hinsichtlich der Fassadengestaltung, der Material- und Farbwahl und 

der Werbeanlagen weitergehende Festsetzungen getroffen. Zielstellung ist die Schaffung eines 

städtebaulich und gestalterisch hochwertigen Wohnungsbauvorhabens in einer seriellen und 

modularen Bauweise. Die dafür getroffenen bauordnungsrechtlich wirkenden Festsetzungen 

formulieren ausschließlich Anforderungen an die Gestaltung der baulichen Anlagen. 

 

Dem entsprechend ist Erforderlichkeit der nachfolgenden Festsetzung sowohl in zeitlicher ("so-

bald erforderlich") als auch in inhaltlicher ("soweit erforderlich") Hinsicht gegeben.  

Ebenso ist die Geeignetheit dieser Festsetzungen gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan 

zugrundeliegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

3.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Zeichnerische Festsetzung Teil A3 und textliche Festsetzung 11.1.: Ansichten 

Die Fassaden der Gebäude sind auf der Planzeichnung, Teil A3 festgesetzt.  

Die zeichnerische Festsetzung ist erforderlich und geeignet, um die Gestaltung der baulichen 

Anlagen entsprechend des Vorhaben- und Erschließungsplans sowie deren Umsetzung planungs-

rechtlich zu sichern.  

 

Derzeit wird parallel zum Bebauungsplanverfahren mit 9 Teilnehmern in einem Wettbewerb 

nach GdW-Verfahren ein Systemanbieter für serielles und modulares Bauen als Generalunter-

nehmer ermittelt.  

 

Da das anzuwendende System für serielles und modulares Bauen dem entsprechend derzeit 

nicht im Detail bekannt ist, ist es erforderlich, 2 Varianten der Fassadengestaltung festzusetzen, 

um einen Spielraum zur Realisierung des Wohnungsbauvorhabens in einer seriellen und modu-

laren Bauweise zu sichern.  

Es sind somit Fassaden mit gerasterten und scheinbar wahllos in der Fassade platzierten Fens-

tern zulässig. 

Ebenso ist die Geeignetheit der Festsetzung gegeben, da damit die diesem Bebauungsplan zu-

grundeliegenden Ziele und Zwecke erreicht werden können. 

 

Die zeichnerisch festgesetzten Ansichten geben die Grundzüge der Fassadengestaltung im Sinne 

einer Fassadenstruktur vor. Abweichungen sind zulässig, sofern diese die Grundzüge in der Ge-
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samtwirkung der Fassadengestaltung nicht verletzen. Damit sollen gestalterische Spielräume 

bei der Umsetzung des Vorhabens eröffnet werden, ohne dass eine Änderung des vorhabenbezo-

genen Bebauungsplanes erforderlich wird. 

 

Die Festsetzungen zum Gestaltungskonzept sind aus objektiven öffentlichen Interessen an der Ge-

staltung des Straßen- und Stadtbildes erforderlich. Sie sind geeignet, die Realisierung des durch 

einen Planungswettbewerb gekürten Entwurfs und Vorhabenkonzeptes zu sichern.  

 

Zeichnerische Festsetzung Fassadendetail und textliche Festsetzungen Nr. 12.1. bis Nr. 12.4.: 

Fassadenmaterialien  

Diese Festsetzungen sind erforderlich, um das Ziel der Planung, mit zeitgemäßer Architektur, 

Fassadenqualität und Farbgebung ein homogenes, in sich stimmendes Gesamterscheinungsbild 

des Wohnungsbauvorhabens in einer seriellen und modularen Bauweise zu sichern, zu erreichen.  

 

Dafür sind Farbgebung, Farbwechsel und Materialien festgesetzt. Die festgesetzten Fassaden-

materialien orientieren sich hinsichtlich der Farbigkeit der Putzflächen an den örtlichen Gege-

benheiten und sollen jedoch entsprechend ihrer Lage gleichzeitig eine eigenständige Wahrneh-

mung der Wohnbebauung ermöglichen. Dazu dient neben der durch Baulinien und Baugrenzen 

gesicherten Gestalt des Stadtraumes insbesondere die Gestaltung der Quartiersgassen im Be-

reich der mit GFL 1 festgesetzten Flächen bzw. des Quartiersplatzes im Bereich der mit GFL 1 

festgesetzten Fläche in einer anderen Materialität. 

 

Es ist vorgesehen, die einzelnen Fassadenelemente abhängig von ihrer Lage im Gebiet durch un-

terschiedliche Materialien und Farbgebungen zu differenzieren. Dabei sollen durch analoge Ma-

terialwahl für die angrenzenden Fassaden, Beläge der Wege und der Gebäudeverbindungsmau-

ern zwischen den Gebäuden die Quartiersgassen betont werden. 

 

Die Festsetzung eines Mindestanteiles der Fenster an der Fassadenfläche von 25% ist erforder-

lich, um das mit den Ansichten im Teil A3 grundsätzlich festgesetzte Gestaltungsprinzip zu 

quantifizieren, da das anzuwendende System für serielles und modulares Bauen derzeit nicht im 

Detail bekannt ist.  

 

Die getroffenen Festsetzungen entsprechen dem Gestaltungskonzept des Vorhaben- und Er-

schließungsplanes auf der Basis des Wettbewerbsergebnisses sind geeignet, dessen Ausführung 

zu sichern.  

 

Textliche Festsetzung Nr. 12.5.: Reflektierende Fassadenmaterialien 

Glänzende und reflektierende Fassadenmaterialien entsprechen nicht dem beabsichtigten, 

schlichten, klaren Erscheinungsbild und der überwiegenden Wohnfunktion des Plangebietes.  

Dem entsprechend ist es erforderlich, reflektierende Fassadenmaterialien durch die dafür geeig-

nete Festsetzung der Unzulässigkeit von glänzenden und spiegelnden Fassadenmaterialien aus-

zuschließen. 

 

Zeichnerische Festsetzung und textliche Festsetzungen Nr. 13.1. und 13.2: Dachform und Dach-

aufbauten 

Im gesamten Plangebiet sind ausschließlich Flachdächer zulässig, da die kubische Form aus-

drückliches Ziel des städtebaulichen Konzeptes ist.  

Die Festsetzung zur alleinigen Zulässigkeit von Flachdächern ist erforderlich und geeignet, die 

beabsichtigte homogene sowie zeitgemäße Gesamtwirkung des Wohngebietes durch eine ein-

heitliche, zurückhaltende Dachlandschaft mit eingeschränkten Dachaufbauten zu sichern. 

 



Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan MOP695 "Wohnanlage Tallinner Straße", Entwurf  

 

29.09.2023 Seite 35 von 43 

 

Die Ausbildung von Flachdächern ermöglicht darüber hinaus eine Dachbegrünung mit ihren po-

sitiven ökologischen und klimatischen Auswirkungen. Anlagen für erneuerbare Energien sollen 

deshalb nur als Ständerkonstruktionen über der extensiven Dachbegrünung zulässig sein. 

 

3.2 Anordnung und Gestaltung von Werbeanlagen 

 

Textliche Festsetzungen Nr. 14.1. bis 14.3.: Größe, Lage und Art der Werbeanlagen 

Die Festsetzungen regeln die Zulässigkeit und Gestaltung von Werbeanlagen für diesen Bereich 

der Landeshauptstadt Erfurt.  

Der Wunsch der Gewerbetreibenden, für ihr Geschäft zu werben und das Interesse der Allge-

meinheit an der Erhaltung des Stadtbildes führen oftmals besonders zu Konflikten. Dieser Inte-

ressenausgleich erfordert Rahmenbedingungen für die Zulässigkeit und Gestaltung von Werbe-

anlagen, die deshalb in örtlichen Bauvorschriften geregelt werden. Werbeanlagen sollen so ge-

staltet sein, dass sie den städtebaulichen und architektonischen Besonderheiten Rechnung tra-

gen und nicht verunstaltend wirken.  

 

Mit den getroffenen Festsetzungen soll deshalb sichergestellt werden, dass Werbeanlagen nur 

an bestimmten Fassadenabschnitten und in einer bestimmten Größe angebracht werden, um 

negative Auswirkungen auf das Ortsbild zu vermeiden und dem Umgebungsschutz Rechnung zu 

tragen. Um die Störwirkung von Werbeanlagen auf umgebende Wohn- und Verwaltungsnutzun-

gen zu minimieren, wurden Werbeanlagen mit beweglichen Teilen sowie mit wechselndem oder 

laufendem Licht ausgeschlossen. 

 

Die Festsetzungen stellen sicher, dass die Anordnung der Werbeanlagen auf den Gebäudefassa-

den so erfolgt, dass das Ortsbild geschützt und die städtebaulich-architektonische Gesamtwir-

kung des Gebäudekomplexes nicht beeinträchtigt wird. 

Dem entsprechend sind sie sowohl erforderlich als auch geeignet, dieses städtebaulich ange-

strebte Ziel zu sichern. 

 

3.3 Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sowie der Einfrie-

dungen 

 

Textliche Festsetzung Nr. 15.1.: Oberflächen der Quartiersgassen und des Quartiersplatzes 

Die getroffene Festsetzung ist aus städtebaulich-gestalterischen Gründen zur Umsetzung des 

Vorhabens erforderlich.  

Sie ist geeignet, die verbindende Materialität und Farbigkeit von Wegen und Fassaden zu si-

chern. 

 

Textliche Festsetzung Nr. 15.2. und 15.3.: Gestaltung nicht überbaubarer Grundstücksflächen 

Die Festsetzungen sind aus städtebaulich-gestalterischen Gründen zur Umsetzung des Vorha-

bens erforderlich.  

Diese Festsetzungen sind geeignet, die Gestaltung der direkt an die Gebäude angrenzenden Frei-

flächen entsprechend den Vorgaben des in einem städtebaulichen Wettbewerb ermittelten Kon-

zepts eines seriellen Wohnungsbauvorhabens in Kombination mit privaten, einzelnen Wohnun-

gen zugeordneten Gärten und halböffentlichen Gemeinschaftsgärten zu sichern. 
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3.4 Gestaltung der Standplätze für bewegliche Abfallbehälter 

 

Textliche Festsetzung Nr. 16.1:  

Ungeordnete Stellplätze für bewegliche Abfallbehälter stören erheblich das Stadtbild sowie die 

Aufenthaltsqualität in den wohnnahen Freiräumen. 

Deshalb ist es erforderlich, zugunsten eines harmonischen Gesamterscheinungsbildes die Ab-

fallbehälterstandplätze in die Gebäude zu integrieren.  

Diese Festsetzung ist geeignet, die Gestaltung der direkt an die Gebäude angrenzenden Freiflä-

chen entsprechend den Vorgaben des in einem städtebaulichen Wettbewerb ermittelten Kon-

zepts eines seriellen Wohnungsbauvorhabens in Kombination mit privaten, einzelnen Wohnun-

gen zugeordneten Gärten und halböffentlichen Gemeinschaftsgärten zu sichern. 

 

4. Erschließung des Plangebiets 

4.1 Verkehrserschließung 

 

Erschließung  

Das Vorhabengebiet wird für den motorisierten Individualverkehr über eine Tiefgaragenzufahrt 

direkt über die südlich gelegene Tallinner Straße erschlossen.  

 

Innerhalb des Vorhaben- und Erschließungsplanes sind keine Straßenverkehrsflächen vorgese-

hen, so dass Freiflächen innerhalb der Plangebiets bis auf ggf. erforderlich werdende Rettungs-

fahrzeuge und die temporären Müllfahrzeuge den Fußgängern und Fahrradfahrern vorbehalten 

bleibt.  

Die Fußgänger erreichen die Wohngebäude über Fußwege von der Tallinner Straße und des süd-

westlich angrenzenden Fußweges aus und über ein im Rahmen der Freiflächengestaltung entwi-

ckeltes internes Netz an Fußwegen.  

 

Die nordöstlich an die Tallinner Straße angrenzende Gaststätte erhält eine rechtlich gesicherte 

Anbindung an die Tallinner Straße über einen neuen Einfahrtsbereich. 

 

4.2 Ruhender Verkehr 

 

Der Stadtrat hat am 10.11.2021 die "Handlungsrichtlinie für die Herstellung von Fahrrädern und 

Kfz-Stellplätzen der Landeshauptstadt Erfurt" (nachfolgend Handlungsrichtlinie) einstimmig 

beschlossenen.  

 

Das Vorhabengebiet befindet sich im Geltungsbereich dieser Handlungsrichtlinie.  

Danach ist, unabhängig von den aus dem Vorhaben begründeten verkehrlichen und städtebauli-

chen Gründen, nunmehr abweichend von den Vorgaben der ThürBo der Bedarf an Kfz- und Fahr-

radabstellplätzen zu ermitteln. 

 

Der im Ergebnis des Architekturwettbewerbs zu realisierende Entwurf sieht 138 Wohnungen 

zwischen 50 und 100 m2, eine Gewerbeeinheit für Dienstleistungen mit 140 m2 und ein Quar-

tierscafé mit 40 Sitzplätzen vor. 

Auf der Basis dieses städtebaulichen Entwurfs wurde im Rahmen des Bauleitplanverfahrens ein 

integriertes Mobilitätskonzept erstellt, nach dem eine Verringerung der Mindestanzahl benötig-

ter Kfz-Stellplätze um bis zu 25% möglich ist.  
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Durch dieses Mobilitätskonzept soll die Nutzung umweltfreundlicher Verkehrsträger des Um-

weltverbundes durch die zukünftigen Bewohner des Quartiers gefördert werden.  

 

Konkret sollen Maßnahmen und Anreize geschaffen werden, die dazu beitragen, dass den Be-

wohnern ein Umstieg vom motorisierten Individualverkehr zu Fußverkehr, Radverkehr oder 

ÖPNV erleichtert wird, wie z.B. Einrichtung einer Mobilitätszentrale mit Informationen zu ÖPNV-

Anbindungen und -abfahrtszeiten sowie zum Radwegenetz, Errichtung einer Fahrradwerkstatt 

innerhalb des Plangebiets und einer Servicestation ggf. mit der Möglichkeit, Lastenfahrrädern zu 

mieten. 

 

Die Minimierung der Belastung des Quartiers durch ruhenden Verkehr und eine Minderung der 

Schadstoffemissionen durch Reduzierung des Verkehrsaufkommens ist aus städtebaulichen 

Gründen sinnvoll.  

 

Im Ergebnis des Mobilitätskonzeptes ergibt sich ein Stellplatzbedarf von 174 Kfz-Stellplätzen 

und 311 Fahrradstellplätzen.  

 

Die PKW-Stellplätze des Vorhabens „Wohnanlage Tallinner Straße“ befinden sich bis auf 4 ober-

irdische Stellplätze innerhalb der Tiefgarage.  

Vor den 4 oberirdischen Stellplätzen sind 2 den Besuchern vorbehalten. Auf 2 Stellplätzen sollen 

Car-Sharing-Plätze eingeordnet werden. 

In der Tiefgarage können für die ca. 140 WE insgesamt 143 PKW-Stellplätze realisiert werden. 

Daraus ergibt sich ein Stellplatzschlüssel von 1,06 Stpl/WE.  

 

Die Erarbeitung eines integrierten Mobilitätskonzeptes für das neu zu entstehende Stadtquar-

tier ermöglicht zusätzlich eine Reduktion der Mindestanzahl der zu errichtender Kfz-Stellplätze 

um bis zu 25 % des oben errechneten Wertes.  

Damit sind nur noch mindestens 131 Kfz-Stellplätze baulich zu errichten.  

Die im Vergleich zum ursprünglich berechneten Bedarf potenziell wegfallenden Stellplätze müs-

sen jedoch auf Grundlage einer Stellplatzablösesumme mit den Kosten für die Maßnahmen des 

Mobilitätskonzeptes ausgeglichen werden. 

 

In der Tiefgarage werden zudem 180 Fahrradabstellplätze und im Erdgeschoss des südwestli-

chen Gebäudes an der Tallinner Straße 44 Fahrradabstellplätze nachgewiesen. Zusätzlich sollen 

90 oberirdische Fahrradabstellplätze im Bereich der Hauseingänge realisiert werden.  

Insgesamt ist damit die Realisierung von 314 Fahrradstellplätzen vorgesehen. 

Im vorliegenden Mobilitätsgutachten wurde auf der Grundlage der Handlungsrichtlinie eine 

Mindestanzahl von 311 Abstellplätzen errechnet. Diese Mindestanzahl wird eingehalten. 

 

Der verbindliche Nachweis der erforderlichen Stellplätze auf der Basis der Handlungsrichtlinie 

kann erst in Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens erfolgen, weil derzeit der ausführende 

Systemanbieter noch nicht bekannt ist.  

Abhängig vom gewählten System der seriellen und modularen Ausführung ergeben sich die An-

zahl und die Größen der Wohnungen. 

Derzeit wird parallel zum Bebauungsplanverfahren in einem Wettbewerb nach GdW-Verfahren 

ein Systemanbieter für serielles und modulares Bauen als Generalunternehmer ermittelt. 

 

Die festgesetzte Fläche für PKW-Stellplätze auf dem Flurstück 456 der Flur 4, Gemarkung Gis-

persleben-Kiliani stellt lediglich eine Verlagerung der vorhandenen Stellplatzfläche direkt an die 

Tallinner Straße mit neuer Zu- und Abfahrt auf die Tallinner Straße dar. Die Anzahl der Stellplät-

ze wurde nicht verändert. 
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4.3 Ver- und Entsorgung 

 

Die Ver- und Entsorgung des Vorhabens für die Versorgungsmedien Trinkwasser, Abwasser, Elekt-

roenergie, Fernwärme und Telekommunikation sind innerhalb der umgebenden öffentlichen 

Verkehrsflächen Tallinner Straße, Moskauer Straße bzw. im südwestlich angrenzenden Fußweg 

vorhanden, so dass das Plangebiet über die vorhandenen Netze erschlossen werden kann.  

Zur Erschließung des Gebietes sind durch den Vorhabenträger entsprechende vertragliche Ver-

einbarungen mit den jeweiligen Versorgungsunternehmen zu treffen. 

 

Trinkwasserversorgung 

Das Wasserversorgungsnetz im geplanten Erschließungsgebiet wird mit Anbindungen an die An-

lagen der Stadtwerke Erfurt in der Tallinner so hergestellt, dass eine Versorgung des Gebietes 

mit Trinkwasser gewährleistet ist. 

 

Löschwasserversorgung 

Das Wasserversorgungsnetz wird mit Anbindungen an die Anlagen der Stadtwerke Erfurt in der 

Tallinner so hergestellt, dass ebenso die Versorgung des Gebietes mit Löschwasser gewährleistet 

ist. 

Zur Gewährleistung des Löschwassergrundschutzes gemäß Arbeitsblatt W 405 des DVGW kann 

das Trinkwassernetz eine Löschwassermenge von 96 m/m³ auf die Dauer von 2 Stunden vorhal-

ten. Der Löschwassergrundschutz ist gewährleistet.  

Im Plangebiet sind derzeit keine Löschwasserentnahmestellen vorhanden.  

 

Nachfolgende Anforderungen an die Löschwasserversorgung sind im Rahmen der Erschließungs-

planung innerhalb des Plangebiets zu gewährleisten: 

Löschwasserentnahmestellen sind als Unter- oder Oberflurhydranten mit einem Abstand von 

max. 150 m vorzusehen. Der Laufweg zwischen Objektzugang und Hydrant ist mit max. 75 m 

Lauflinie abzusichern. 

Über diese Löschwasserentnahmestelle muss eine Mindestlöschwasserlieferung von 24 m³/h 

gewährleistet werden. 

Entsprechend § 5 ThürBO sind die erforderlichen Zugänge und Zufahrten zu berücksichtigen. Der 

Ringweg ist in dem Gebiet als Zufahrt und Aufstellfläche für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge 

zu realisieren. Für die weitere Planung ist die Richtlinie Flächen für die Feuerwehr umzusetzen. 

Zur Sicherstellung des 2. Rettungswegs über Rettungsgeräte der Feuerwehr ist geplant, die Auf-

stellfläche für die Drehleiter auf der Tiefgaragendecke auszubilden. Im Bereich der Aufstellflä-

chen ist ein statischer Nachweis der Decke für eine Einzellast von 140 KN erforderlich (Durch-

stanznachweis). Der Nachweis ist Bestandteil der Baugenehmigungsunterlagen und der Feuer-

wehr zur Prüfung vorzulegen. 

Die notwendigen brandschutztechnischen Maßnahmen werden im Rahmen des Baugenehmi-

gungsverfahrens festgelegt. 

 

Fernwärmeversorgung 

Das Plangebiet gehört zum Fernwärmesatzungsgebiet der Stadt Erfurt und ist als Fernwärmevor-

ranggebiet ausgewiesen.  

Es besteht Anschluss- und Benutzerzwang gemäß § 5 der Fernwärmesatzung der Landeshaupt-

stadt Erfurt in Verbindung mit deren Anlage 2 (Versorgungsgebiet Nord).  

Es wird an die Bestandsleitungen der Stadtwerke Erfurt in der Tallinner Straße angebunden. 

Durch das Vorhandensein der Fernwärmetrasse ergibt sich ein erheblicher Standortvorteil für 

das Quartier.  
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Durch den nachgewiesenen und berechneten Primärenergiefaktor von 0,3 für die Erfurter Fern-

wärme können bauliche Maßnahmen zur Erreichung der entsprechenden EnEV-Gesetzgebung 

minimiert werden. 

 

Gasversorgung 

Da das Plangebiet ein Fernwärmevorranggebiet ist, ist keine Erschließung mit einem Gasversor-

gungsnetz vorgesehen. 

 

Elektrische Versorgung 

Das Stromnetz des Gebietes wird an die bestehenden Anlagen der Stadtwerke Erfurt in der 

Tallinner Straße angebunden.  

Zur Versorgung des Plangebietes ist eine neue Trafostation erforderlich, die in die Tiefgarage in-

tegriert werden soll. 

 

Telekommunikation, Leitungen 

Das Telekommunikationsnetz des Gebietes wird an die bestehenden Anlagen der Stadtwerke Er-

furt in der Tallinner angebunden. Die Aufstellung oberirdischer Schaltgehäuse auf privaten 

Grundstücken ist vorzusehen, welche kostenfrei dinglich zu sichern sind. 

 

Außenbeleuchtung 

Für die Außenbeleuchtung der Freiflächen soll ausschließlich energiesparende LED-Technik und 

insekten- und fledermausschützendes Leuchtdesign mit warmweißer Lichtfarbe unter 2700 Kel-

vin und nach unten gerichteten Lichtquellen verwendet werden.  

Diese Maßnahme ist erforderlich, um den negativen Falleneffekt für Nachtinsekten zu minimie-

ren. 

 

Entwässerung 

Schmutzwasser 

Das Schmutzwasser ist in den vorhandenen Mischwasserkanal im nördlichen Abschnitt des im 

südwestlich des Plangebiets gelegenen Fußweges (Flurstück 450 der Flur 4, Gemarkung Gispers-

leben-Kiliani) zu entwässern. Dieser kann kein Regenwasser aufnehmen.  

 

Niederschlagswasser 

Es wurde im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens protokollarisch zwischen dem Umwelt- und 

Naturschutzamt des Landeshauptstadt Erfurt und dem Vorhabenträger vereinbart, dass das Nie-

derschlagswasser, welches auf Straßen, Platzflächen, Wegen und Dächern im Vorhabengebiet 

anfällt, außerhalb des Plangebiets im Auewäldchen nördlich des Vorhabengebiets in der Parkan-

lage der Geraaue der Versickerung zugeführt werden soll. Die dafür erforderliche Entwässe-

rungsanlage innerhalb des Plangebiets wird als private Grundstücksentwässerungsanlage ge-

plant. 

Im Rahmen des Durchführungsvertrags ist die geplante Entwässerung darzustellen, abzustim-

men und von den zuständigen Ämtern freizugeben. Es sind ebenso die Zuständigkeiten zur Un-

terhaltung zu regeln. 

Das Niederschlagswasser soll durch diese Maßnahme durch Nutzung als Bewässerung von Flä-

chen in der nördlich und nordöstlich direkt angrenzenden Geraaue sowie Versickerung auf die-

sen Flächen in den Boden und damit in den Naturkreislauf zurückgeführt werden. 

 

Im Falle auftretender Starkregenfälle kann nicht das gesamte in einem kurzen Zeitraum anfal-

lende Niederschlagswasser in das Auewäldchen in der Geraaue abgeleitet werden. Es werden im 

Ergebnis der Erschließungsplanung bauliche Maßnahmen zur zeitlichen Rückhaltung und ge-

drosselten Ableitung vorgesehen. 
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Abfallentsorgung 

Die abfallseitige Entsorgung erfolgt über die als GFL 1 festgesetzten Flächen, über die die Ab-

fallbehälterstandplätze in den Gebäuden erreichbar sind.  

 

Der Müll wird hausweise in abschließbaren Müllräumen gesammelt. Die Bereitstellung der 

Müllbehälter erfolgt an den jeweiligen Abholtagen durch den Hausmeisterdienst. 
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5. Flächenbilanz 

 

Größe des Plangebiets 

 

18.136 m2 

Baugebiet BG: Wohnen und Dienstleistungen 

 

 15.586 m2  

davon  

 

überbaubare Grundstücksfläche 

 
4.169 m2 

  

Flächen für Nebenanlagen: 

Tiefgarage außerhalb der überbaubaren Grundstücksflä-

che 

 

3.621 m2 

  

Flächen für Nebenanlagen:  

oberirdische Stellplätze für Kfz 

 

181 m2 

  

Flächen für Nebenanlagen: 

Private Spielplatzflächen 

 

840 m2 

  

Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen  

 

130 m2 

  

Fläche mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Er-

haltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-

zungen  

 

4.210 m2 

  

 

 

Öffentliche Straßenverkehrsfläche 

(Tallinner Straße) 

 2.550 m2  

 

 

Externe Ausgleichsflächen 

 

6.550 m2 

davon 

 

   

Externe Maßnahmefläche M1  2.300 m2  

Externe Maßnahmefläche M2  4.250 m2  

 

6.  Folgekosten für die Gemeinde  

6.1  Investitions- und Unterhaltungskosten 

 

Der Vorhabenträger verpflichtet sich im Durchführungsvertrag zur Durchführung des Vorhabens 

einschließlich der Erschließungsmaßnahmen ganz auf seine Kosten. Es entstehen der Stadt Er-

furt durch den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan keine investiven Kosten. 

 

Die Straßen und Wegeflächeninnerhalb des Vorhaben- und Erschließungsplanes verbleiben als 

Privatwege im Eigentum und Unterhaltung des Vorhabenträgers. Die Entwässerungsanlage in-

nerhalb des Vorhabengebiets einschließlich ihrer Unterhaltung verbleiben ebenso im Eigentum 

und in der Verantwortung des Vorhabenträgers Damit entstehen der Stadt Erfurt durch den Vor-

haben- und Erschließungsplan keine Unterhaltungskosten. 
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6.2 Bodenordnung 

 

Für die Realisierung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes MOP695 ist keine Bodenordnung 

erforderlich. Das Grundstück des Vorhaben- und Erschließungsplanes befindet sich im Eigentum 

des Vorhabenträgers.  

 

7. Hinweise zum Planvollzug 

7.1. Archäologische Bodenfunde 

 

Das Plangebiet befindet sich in einem archäologischen Relevanzgebiet. Es ist davon auszuge-

hen, dass bei Erdarbeiten bau- und bodenarchäologische Siedlungs- oder Grabbefunde zer-

stört werden. Deshalb müssen Eingriffe in den unterirdischen Bauraum denkmalrechtlich er-

laubt werden. Vorrausetzung für eine Erlaubnis ist eine einvernehmliche Abstimmung des 

Vorhabenträgers mit dem Thüringischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie über 

ggf. notwendige archäologische Untersuchungen. Die Kosten solcher vorbereitender und/oder 

das Vorhaben begleitender Untersuchungen hat der Vorhabenträger bzw. Erlaubnisinhaber im 

Rahmen des Zumutbaren zu tragen (§§ 13 Abs. 3, 14 Abs. 1 S. 6 Thüringer Denkmalschutzgesetz). 

Zur Berücksichtigung der Untersuchungsdauer bei der Zeitplanung und zur Ermittlung der Kos-

ten wird eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit dem Thüringischen Landesamt für Denkmal-

pflege und Archäologie empfohlen. Die Anzeige- und sonstigen Verhaltenspflichten nach § 16 

Thüringer Denkmalschutzgesetz gelten ergänzend. Auf das Schatzregal des Freistaates Thürin-

gen im Anwendungsbereich des § 17 Thüringer Denkmalschutzgesetz wird für die Ziff. 1 bis 3 

ergänzend hingewiesen. 

 

Rechtsgrundlage: 

Thüringer Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmale (Thüringer Denkmalschutzge-

setz - ThürDSchG -) in der Fassung vom 14. April 2004 (GVBl. S. 465, 562), zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Dezember 2008 (GVBl. S. 574). 

 

7.2. Auffälliger Bodenaushub, Bodenverunreinigungen 

 

Die Hinweise zu auffälligem Bodenaushub und zu Bodenverunreinigungen sind in der Geneh-

migungs- und Realisierungsphase zu beachten. Auch wenn derzeit keine Altlastenverdachtsflä-

chen bekannt sind, ist es nicht ausgeschlossen, dass aufgrund der Verfüllungen beim Rückbau 

der 11-geschossigen Wohnscheibe bei Erdarbeiten auffällige Befunde zu Tage treten. 

Werden bei Erdbaumaßnahmen weitere schadstoffkontaminierte Medien in Boden, Wasser o-

der in der Luft oder auffällige Bereiche, wie kontaminationsverdächtige Bausubstanz oder Auf-

füllungen angetroffen, so ist die untere Bodenschutzbehörde, Umwelt- und Naturschutzamt der 

Stadt Erfurt zu informieren und die weitere Vorgehensweise abzustimmen. 

 

7.3. Einsichtnahme von Vorschriften 

 

Die den Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften (DIN-Normen etc.) können dort einge-

sehen werden, wo nach der Bekanntmachung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB der vorhabenbezogene 

Bebauungsplan mit der Begründung zu jedermann Einsicht bereitgehalten wird. 
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7.4. Bodenaufschlüsse und Baugruben 

 

Erdaufschlüsse (Bohrungen, größere Baugruben, Messstellen) sowie geophysikalische oder geo-

chemische Messungen - sind gemäß § 8 Geologiedatengesetz (GeolDG) spätestens zwei Wochen 

vor Baubeginn unaufgefordert beim Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 

(TLUBN) anzuzeigen. Weiterhin sind die Ergebnisse (Bohrdokumentation, Messdaten, Test- und 

Laboranalysen, Pumpversuchsergebnisse, Lagepläne u. ä.) gemäß § 9 GeolDG spätestens drei Mo-

nate nach Abschluss der Untersuchungen unaufgefordert durch die Auftraggeber oder die beauf-

tragten Firmen vorzugsweise elektronisch zu übergeben.  

 

7.5. Fernwärme 

 

Das Plangebiet befindet sich im Geltungsbereich der Fernwärmesatzung der Stadt Erfurt vom 

07.06 2005, öffentlich bekannt gemacht im Amtsblatt der Stadt Erfurt vom 08.07.2005. 

 

7.6. Artenschutzmaßnahmen 

 

Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG wurden Vermeidungs- und Aus-

gleichsmaßnahmen für die Artengruppen Fledermäuse und Vögel ausgewiesen. 

Diese Hinweise dienen dem Artenschutz. Es wird auf vorliegende Untersuchungen verwiesen.  

Die Ausweisung der Vermeidungsmaßnahmen für den Artenschutz, die Ersatzquartiere für Fle-

dermäuse sowie die Nisthilfen für Höhlen und Halbhöhlenbrüter dienen gemäß Artenschutzgut-

achten der Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG. Die Umsetzung dieser 

Maßnahmen ist im Durchführungsvertrag zu vereinbaren. 

 

7.7. Externe Ausgleichsmaßnahmen 

 

Es wird auf die im § 1a Abs. 3 BauGB genannte Möglichkeit zurückgegriffen, Ausgleichsmaß-

nahmen auf einer von der Landeshauptstadt Erfurt bereitgestellten Fläche außerhalb des Gel-

tungsbereichs vorzusehen. Festsetzungen können grundsätzlich nur für Flächen innerhalb des 

Geltungsbereichs des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes getroffen werden. Die Hinweise zur 

Sanierung/Wiederherstellung des Obstbaumbestandes auf einer vorhandenen Obstwiese mit 

dem Entwicklungsziel einer Streuobstwiese auf der externen Ausgleichsfläche M 2 sind daher 

nicht im Teil B „Textliche Festsetzungen), sondern im Teil C (Hinweise) aufgeführt. 

Der Umfang dieser externen Maßnahmen wurde im Rahmen der Erarbeitung des Grünordnungs-

planes ermittelt, mit der unteren Naturschutzbehörde abgestimmt und in die Eingriffsaus-

gleichsbilanzierung eingestellt. 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 1536/23 der Sitzung des Stadtrates vom 13.12.2023 

Wirtschaftsplan 2024 der SWE Stadtwerke Erfurt GmbH 
 
Genaue Fassung: 
 
01 
Der Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2024 der SWE Stadtwerke Erfurt GmbH, Stand 
29.09.2023, gemäß Anlage 1 wird festgestellt. 
 
02 
Für das Geschäftsjahr 2024 wird eine Kreditaufnahme i. H. v. 15.000.000,00 EUR 
beschlossen.  
 
 
 
 
gez. i. V. Hofmann-Domke 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 1538/23 der Sitzung des Stadtrates vom 13.12.2023 

Wirtschaftsplan 2024 der KoWo - Kommunale Wohnungsgesellschaft mbH Erfurt 
 
Genaue Fassung: 
 
01 
Der Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2024 der KoWo - Kommunale 
Wohnungsgesellschaft mbH Erfurt, Stand 14.07.2023, gemäß Anlage 1 wird festgestellt. 
 
02 
Für das Geschäftsjahr 2024 wird eine Kreditaufnahme i. H. v. 35.560.000,00 EUR 
beschlossen.  
 
 
 
 
gez. i. V. Hofmann-Domke 
Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 1564/23 der Sitzung des Stadtrates vom 13.12.2023 

Anpassung / Fortschreibung "Leistungsvertrag zum Bäderbetrieb", hier 1. Nachtrag 

Genaue Fassung: 

Der Stadtrat beschließt den 1. Nachtrag „Leistungsvertrag zum Bäderbetrieb“ zwischen der 
Landeshauptstadt Erfurt und der SWE Bäder GmbH rückwirkend zum 01.07.2023 gemäß 
Anlage 1.  

gez. i. V. Hofmann-Domke 
Oberbürgermeister 



Die Landeshauptstadt Erfurt (LHE), Fischmarkt 1, 99084 Erfurt, vertreten durch den 
Oberbürgermeister, Herrn Andreas Bausewein, dieser vertreten durch 
 
den Erfurter Sportbetrieb (ESB), Friedrich-Ebert-Straße 60, 99096 Erfurt, vertreten durch 
den Werkleiter, Herrn Jens Batschkus, 
 
und  
 
die SWE Bäder GmbH (SWE Bäder), Magdeburger Allee 34, 99086 Erfurt, vertreten durch die 
Geschäftsführerin, Frau Kathrin Weiß 
 
vereinbaren folgenden 

1. Nachtrag 
Leistungsvertrag zum Bäderbetrieb 

 
Die Parteien sind sich darüber einig, dass eine Anpassung des Leistungsvertrages zum 
Bäderbetrieb vom 21.12./27.12.2017 notwendig ist, um die erforderlichen Kapazitäten und 
Qualitäten zur Nutzung der Schwimmhallen und Freibäder für den Schul-, Vereins- und 
Leistungssport sowie als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge zu sichern. In Ziffer 6, Satz 1 
des Leistungsvertrages vom 21.12./27.12.2017 wurde Folgendes geregelt:  
 

„Im Falle einer wesentlichen Veränderung der Umstände, die zur Grundlage dieses 
Vertrages geworden sind, insbesondere bei Auswirkungen aus dem Erfurter 
Bäderkonzept (DS 2762/15) und dessen Fortschreibung, zuletzt gemäß Beschluss 
des Stadtrates vom 27.04.2016 (Anlage 3), vereinbaren die Parteien, den Vertrag 
und das Entgelt an die geänderten Verhältnisse anzupassen.“ 

 
Aufgrund der aktuellen Energiekrise sind die allgemeinen Beschaffungskosten gestiegen. 
Insbesondere die Kosten für die Belieferung der Erfurter Bäder mit Strom, Gas und 
Fernwärme haben zu einer überproportionalen Kostenerhöhung im Vergleich zu den 
Vorjahren und der Kalkulation des Entgeltes für den Leistungsvertrag geführt.  
Die allgemeine Preissteigerung soll Berücksichtigung im Entgelt finden. 
 
I. Folgende Änderungen des Vertrages werden vereinbart:  
 
Die Regelungen in Ziffer 5. Leistungsentgelt werden wie folgt geändert:  
 
5.1 Für die vertragsgegenständlichen Leistungen ohne Energiekosten zahlt die LHE an 

die SWE Bäder ab dem 01.07.2023 ein jährliches Leistungsentgelt Höhe von 
3.862.425,14 EUR zuzüglich der jeweils gesetzlich geltenden Umsatzsteuer (aktuell 
7 %). Die Berechnungsgrundlage ist als Anlage 1 zu diesem Nachtrag beigefügt. 

 
5.2 Das unter 5.1. ausgewiesene Leistungsentgelt ohne Energiekosten-Anteil erhöht 

sich jährlich zum 01.01. um jeweils 3 %, um die Steigerung der Kosten, 
insbesondere der Tarifverdienste der Mitarbeiter der SWE Bäder angemessen 
auszugleichen. 

 
5.3  Die den Leistungen unter diesem Leistungsvertrag zugeordneten Energiekosten 

werden separat berücksichtigt und auf Basis der jährlichen Ist-Kosten ab 01.07.2023 
abgerechnet.  In den Folgejahren ermittelt die SWE Bäder den Energiekosten-Anteil 



entsprechend. Der Rechnung ist die konkrete Berechnung beizufügen. Auf 
Anforderung der LHE hat die SWE Bäder Nachweise für die Berechnungsgrundlagen 
vorzulegen. Soweit Gas- oder Strompreisbremsen nicht durch die SWE Bäder in dem 
geplanten Umfang in Anspruch genommen werden können, erhöht sich das 
Leistungsentgelt für das betreffende Vertragsjahr in entsprechender Höhe. 

Anmerkung:  
 
Für 2023 wurde der Energiekosten – Anteil von der SWE Bäder wie folgt 
 ermittelt: Für das Jahr 2023 erfolgte die Ermittlung der den Leistungen unter diesem 
Leistungsvertrag zuzuordnenden Energiekosten auf der Grundlage der Verbräuche des Jahres 
2018 (letztes Jahr des Vollbetriebes in allen Bädern) multipliziert mit den aktuell geltenden 
Arbeitspreisen einschließlich Steuern und Abgaben ohne Umsatzsteuer für Strom, Gas und 
Fernwärme unter Berücksichtigung der voraussichtlich durch die SWE Bäder 
beanspruchbaren Strom- und Gaspreisbremsen.  
Die konkrete Berechnung des Energiekosten-Anteils für das Jahr 2023 beläuft sich auf 
1.275.941,59 EUR zuzüglich der jeweils gesetzlich geltenden Umsatzsteuer (aktuell 7 %). Die 
Berechnungsgrundlage ist als Anlage 2 zu diesem Nachtrag beigefügt.  
 

5.4  Die Energiekosten inklusive der Strom- und Gaspreisbremsen werden in den 
Folgejahren bis zu einem Höchstbetrag von 1.300.000,00 Euro zuzüglich der jeweils 
gesetzlich geltenden Umsatzsteuer (aktuell 7 %) erstattet. Übersteigen die 
tatsächlichen Energiekosten diese Obergrenze, übernimmt die LHE 50 % des diese 
Obergrenze übersteigenden Betrages. Die verbleibenden 50 % trägt die SWE Bäder. 
 

5.5 Im Folgejahr erfolgt die Abrechnung der tatsächlich angefallenen Energiekosten für 
das Vorjahr auf Basis der Rechnungen der Versorger durch die SWE Bäder. Die 
Verrechnung der Minderaufwendungen bzw. Mehraufwendungen bis zum 
vorgenannten Höchstbetrag erfolgt mit dem ersten auf die Abrechnung folgenden 
Abschlag an die SWE Bäder. 
 

5.6 Die SWE Bäder GmbH stellt jeweils monatlich bis zum 5. Werktag des Folgemonats 
einen Teilbetrag in Höhe von 1/12 des jährlichen Entgeltes (einschließlich Abschlag 
Energiekosten-Anteil) gegenüber der LHE in Rechnung. 
 
[WK1] 

II. Diese Änderungen treten mit Unterzeichnung durch die Parteien rückwirkend zum 
01.07.2023 in Kraft. 

 
III. Alle übrigen Regelungen des bestehenden Leistungsvertrages bleiben unberührt. 
 
IV. Der 1. Nachtrag existiert in drei gleichlautenden Ausfertigungen, wovon die LHE 

zwei und die SWE Bäder eine erhält. 
 

LHE, Erfurter Sportbetrieb    SWE Bäder GmbH 

Erfurt, …………………….  Erfurt, ……………………. 

  

 
Jens Batschkus      Kathrin Weiß  



Werkleiter     Geschäftsführerin 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 1645/23 der Sitzung des Stadtrates vom 13.12.2023 

Neufassung der "Satzung über die Freiwillige Feuerwehr Erfurt" 
 
Genaue Fassung: 
 
Die Neufassung der Satzung über die Freiwillige Feuerwehr der Landeshauptstadt Erfurt 
wird gemäß Anlage 1 beschlossen.  
 
 
 
 
gez. i. V. Hofmann-Domke 
Oberbürgermeister 



LANDESHAUPTSTADT ERFURT 
STADTVERWALTUNG 

AMT FÜR BRANDSCHUTZ, RETTUNGSDIENST UND 

KATASTROPHENSCHUTZ 
 

 

 

SATZUNG 
ÜBER DIE 

FREIWILLIGE FEUERWEHR 
UND DEN 

WASSERWEHRDIENST 
DER 

LANDESHAUPTSTADT ERFURT 
VOM 00.00.2023 

  



  

 

 

 

Aufgrund der §§ 2, 19 und 26 Abs. 2 Nr. 2 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO -) in Verbindung mit § 14 Abs. 1 des Thü-
ringer Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz 
- Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetz - (ThürBKG), dem § 55 Thüringer Was-
sergesetz - (ThürWG) und § 1 Abs. 3 Satz 2 der Thüringer Feuerwehr-
Organisationsverordnung (ThürFwOrgVO) in den jeweils gültigen Fassungen, hat der 
Stadtrat der Landeshauptstadt Erfurt in seiner Sitzung am 13.12.2023 folgende 

SATZUNG ÜBER DIE FREIWILLIGE FEUERWEHR UND DEN WASSERWEHRDIENST 

DER LANDESHAUPTSTADT ERFURT 

(FEUERWEHRSATZUNG) 

beschlossen: 
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Erster Abschnitt - Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 
Bezeichnung, Leitung, Organisation, Aufgaben 

(1) Die Freiwillige Feuerwehr der Landeshauptstadt Erfurt ist als öffentliche Feuerwehr (§ 3 Abs. 
1 und § 9 Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetz (ThürBKG) eine städtische Einrichtung 
(§ 10 ThürBKG). Sie führt die Bezeichnung 

FREIWILLIGE FEUERWEHR ERFURT. 

(2) Die Freiwillige Feuerwehr Erfurt besteht aus den Stadt- und Ortsteilfeuerwehren der Landes-
hauptstadt Erfurt, nachfolgend Feuerwehreinheiten genannt, nach Maßgabe der jeweils gültigen 
Struktur der Feuerwehr Erfurt. Die Feuerwehreinheiten tragen die Namen 

FREIWILLIGE FEUERWEHR ERFURT – STADTTEIL BZW. ORTSTEIL. 

(3) Feuerwehreinheiten, welche die definierten Schutzzielvorgaben des Feuerwehrbedarfsplanes 
der Landeshauptstadt Erfurt für die Freiwillige Feuerwehr nicht dauerhaft eigenständig errei-
chen, können als Löschgruppe zu einem anderen Stadt- oder Ortsteil zugeordnet werden. Mit der 
Zuordnung ergeben sich gebäudetechnische, ausstattungstechnische sowie strukturelle Verän-
derungen innerhalb der Einheit. Der Stadt- bzw. Ortsteilname bleibt von dieser Regelung unbe-
rührt. Erfolgt die Zuordnung unter vorgenannten Voraussetzungen im Rahmen der Schaffung 
eines gemeinsamen Standortes, wird ein Name festgelegt. 

(4) Die personelle Stärke, Standorte sowie die Ausstattung und Ausrüstung der Freiwilligen Feu-
erwehr werden gemäß § 3 Abs. 1 ThürBKG entsprechend den Erfordernissen der Landeshaupt-
stadt Erfurt in einem durch den Stadtrat beschlossenen Brandschutzbedarfsplan festgelegt. 

(5) Die Freiwillige Feuerwehr Erfurt steht unter der Gesamtleitung des Leiters des Amtes für 
Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz (§ 15 Abs. 8 ThürBKG), im folgenden 
„Amtsleiter“ genannt. Bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützen ihn die in § 10 genannten 
Personen und bei Abwesenheit deren ständige Vertreter (Stellvertreter), sofern Stellvertreter 
gemäß der Satzung benannt sind. 

(6) Die Feuerwehreinheiten wählen gemäß § 10 Abs. 1 dieser Satzung aus ihren Reihen einen 
Vertreter, der die Interessen der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt gegenüber der Stadt Erfurt und 
dem Amtsleiter vertritt. Er trägt die Bezeichnung „Stadtfeuerwehrwart“. Bei der Erfüllung seiner 
Aufgaben unterstützen ihn die berufenen Verbandsführer. 

(7) Jede Feuerwehreinheit gliedert sich entsprechend ihrer Altersstruktur in verschiedene Abtei-
lungen. 

(8) Darüber hinaus können innerhalb der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt Fachgruppen, insbeson-
dere für die in § 28 Abs. 3 ThürBKG genannten Bereiche, gebildet werden. Sie tragen den Namen 

FREIWILLIGE FEUERWEHR ERFURT - FACHGRUPPE UND/ODER AUFGABENBEZEICHNUNG 

(9) Die Aufgaben der Feuerwehreinheiten umfassen den abwehrenden Brandschutz und die All-
gemeine Gefahrenabwehr im Sinne des § 9 Abs. 2 ThürBKG, ferner die Brandsicherheitswache 
gemäß § 22 ThürBKG. 

(10) Die Aufgaben und die innere Organisation der Fachgruppen sowie die Ausbildung der Fach-
gruppenmitglieder sind ebenso wie die notwendigen Ausrüstungen mit Einrichtungen, Geräten 
und Schutzausrüstungen in Fachgruppenordnungen durch den Amtsleiter zu regeln. 
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(11) Zur Gewinnung der notwendigen Anzahl von Feuerwehrangehörigen bedienen sich die Feu-
erwehreinheiten der örtlichen Feuerwehrfördervereine (§ 10 Abs. 6 ThürBKG und § 21 dieser Sat-
zung). 

§ 2 
Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr 

(1) Die Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr erfolgt entsprechend der § 11 und §13 des 
ThürBKG. Eine direkte Aufnahme in die Alters- und Ehrenabteilung kann nur auf Vorschlag durch 
den zuständigen Feuerwehrausschuss, im Rahmen einer Einzelfallprüfung, durch den Amtsleiter 
erfolgen. 

(2) Als aktive Feuerwehrangehörige (vgl. § 2 Abs. 1) können nur Personen aufgenommen werden, 
die ihren Hauptwohnsitz in der Landeshauptstadt Erfurt haben (Einwohner) oder für die Aufga-
ben nach § 14 Abs. 1 Satz 3 ThürBKG in der Landeshauptstadt Erfurt zur Verfügung stehen. Über 
Ausnahmen entscheidet auf Antrag der Person, die aufgenommen werden möchte, der Amtslei-
ter nach Anhörung des beteiligten Feuerwehrausschusses.  

(3) Aktive Angehörige anderer Freiwilliger Feuerwehren können gemäß § 10 Abs. 4 Satz 3 
ThürBKG in die Freiwillige Feuerwehr Erfurt aufgenommen werden, wenn sie einer regelmäßigen 
Beschäftigung oder Ausbildung in der Stadt Erfurt nachgehen oder in sonstiger Weise regelmä-
ßig für Einsätze zur Verfügung stehen und die geforderten Anforderungen erfüllen. Die Feuer-
wehrangehörigen haben die Verlegung ihrer Beschäftigungs- oder Ausbildungsstelle unverzüg-
lich dem Wehrführer schriftlich anzuzeigen. 

(4) Aktive Mitglieder der Einsatzabteilung müssen: 

a) den Anforderungen des Feuerwehrdienstes geistig und körperlich gewachsen sein, 
b) das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
c) charakterlich geeignet sein, 
d) eine Mindestgröße von 1,60 m haben und dürfen eine Maximalgröße von 2,10 m nicht 

überschreiten und, 
e) das Sprachniveau "deutsch" der Stufe B2 - selbständige Sprachverwendung entsprechend 

des gemeinsamen Europäischen Referenzrahmens für Sprachen - nachweisen können.  

(5) Die geistige und körperliche Tauglichkeit ist durch eine Bescheinigung eines Betriebsmedizi-
ners bzw. durch eine Eignungsuntersuchung (G26/3), im Auftrag der Feuerwehr Erfurt, nachzu-
weisen (§ 13 Abs. 4 ThürBKG). Ab dem 60. Lebensjahr ist jährlich ein ärztliches Attest nachzuwei-
sen. 

(6) Grundlage für die Mitgliedschaft ist das Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung sowie weltanschauliche Toleranz. Einer Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr 
Erfurt steht insbesondere entgegen: 

a) wenn die Feuerwehreinheit die Höchststärke laut aktuellem Brandschutzbedarfsplan be-
reits erreicht hat, 

b) die Mitgliedschaft, der Beitritt oder die Zugehörigkeit zu einer für verfassungswidrig er-
klärten Partei oder sonstigen Vereinigung oder 

c) die Mitgliedschaft, der Beitritt oder die Zugehörigkeit zu einer nicht verbotenen Partei, 
sonstigen Vereinigung oder Gruppierung, die mit der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung unvereinbare Ziele verfolgt. 

(7) Frühere und aktuelle Mitgliedschaften bei anderen Freiwilligen Feuerwehren können geltend 
gemacht werden. Bisher erbrachte Dienstzeiten, erworbene Qualifikationen und erreichte 
Dienstgrade werden nach Vorlage der entsprechenden Nachweise im Original anerkannt, selbi-
ges gilt für Dokumente aus anderen Bundesländern bei Vergleichbarkeit. 



3 

(8) Die Aufnahme in die Einsatzabteilung ist, soweit der Kamerad nicht Mitglied einer anderen 
Freiwilligen Feuerwehr ist, nur bei Erfüllung der vorgenannten Voraussetzungen möglich.  

(9) Aufnahmeanträge sind schriftlich an den Wehrführer zu richten. Über die Aufnahme ent-
scheidet nach Vorschlag des zuständigen Feuerwehrauschusses und nach Prüfung der benannten 
Voraussetzungen der Amtsleiter im Auftrag des Oberbürgermeisters und verpflichtet den ehren-
amtlichen Feuerwehrangehörigen zur ordnungsgemäßen Erfüllung seiner Aufgaben (§ 13 Abs. 3 
ThürBKG), die sich aus dem ThürBKG, aus dieser Satzung sowie den Feuerwehrdienstvorschriften 
ergeben. Ein Rechtsanspruch auf Aufnahme besteht nicht. Eine Ablehnung ist dem Antragsteller 
durch den Amtsleiter mit Angabe der Gründe durch schriftlichen Verwaltungsakt mitzuteilen. 
Minderjährige haben mit dem Aufnahmeantrag die schriftliche Zustimmungserklärung ihrer 
gesetzlichen Vertreter vorzulegen. 

(10) Die Verpflichtung, die Anerkennung dieser Satzung sowie den Empfang des Feuerwehr-
dienstausweises bestätigt der Angehörige durch seine Unterschrift. 

(11) Einzelpersonen mit besonderen Fähigkeiten und Kenntnissen können zur Beratung und Un-
terstützung der Feuerwehr Erfurt als Fachberater (§ 14 Thüringer Feuerwehr Organisations-
Verordnung (ThürFwOrgVO)) in den aktiven Dienst aufgenommen und bestellt werden. Der Amts-
leiter entscheidet über die den Fachberatern übertragenen Aufgaben und trifft Festlegungen zu 
deren Einsatz und Ausbildung.  

(12) Feuerwehrtechnische Beamte erhalten beim Eintritt in die Freiwillige Feuerwehr Erfurt den 
Dienstgrad entsprechend Ihrer hauptberuflichen Qualifikation. 
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§ 3 
Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Zugehörigkeit zur Jugendfeuerwehrabteilung endet mit 

a) der Übernahme in die Einsatzabteilung, 
b) dem Austritt aus der Jugendfeuerwehrabteilung, 
c) Ablauf des Kalenderjahres, in welchem das 18. Lebensjahr vollendet wird, 
d) dem Nichterreichen der körperlichen Anforderungen, 
e) dem Ausschluss aus der Jugendfeuerwehr, 
f) schriftlicher Rücknahme der Zustimmung nach §. 2 Abs. 9 der Satzung durch die Erzie-

hungsberechtigen, 
g) dem Tod. 

(2) Die Zugehörigkeit zur Einsatzabteilung endet mit 

a) der Vollendung des zulässigen Höchstalters gemäß § 13 Abs. 1 ThürBKG, 
b) der dauerhaften Dienstuntauglichkeit aus gesundheitlichen Gründen, 
c) dem Austritt, 
d) der Verlegung der Beschäftigungs- oder Ausbildungsstelle nach außerhalb der Landes-

hauptstadt Erfurt, wenn der Feuerwehrangehörige gemäß § 2 Abs. 3 dieser Satzung auf-
genommen wurde, 

e) dem Versäumnis des Feuerwehrangehörigen, innerhalb von 48 Monaten die Truppmann-
ausbildung (Truppmann Teil1 u. 2) erfolgreich zu absolvieren, 

f) der Übernahme in die Alters- und Ehrenabteilung, 
g) der Entpflichtung aus wichtigem Grund, 
h) dem Tod. 

(3) Die Zugehörigkeit zur Alters- und Ehrenabteilung endet mit 

a) dem Austritt, 
b) der Entpflichtung aus wichtigem Grund, 
c) dem Tod. 

(4) Der Austritt muss schriftlich gegenüber dem Wehrführer erklärt werden. Dieser leitet die Er-
klärung unverzüglich an den Amtsleiter weiter. 

(5) Der Amtsleiter kann im Auftrag des Oberbürgermeisters einen Angehörigen der Freiwilligen 
Feuerwehr aus wichtigem Grund entpflichten (§ 13 Abs. 5 ThürBKG). Vor der Entpflichtung ist der 
Feuerwehrausschuss der zuständigen Feuerwehreinheit zu hören sowie dem Betroffenen Gele-
genheit zur schriftlichen oder mündlichen Stellungnahme zu geben. Ein wichtiger Grund ist ins-
besondere: 

a) wiederholte Verstöße gegen Dienstpflichten (insbesondere gegen Dienstvorschriften, 
Amts- und Dienstverfügungen, geltende Gesetze und Vorschriften für den Feuerwehr-
dienst sowie der Feuerwehrsatzung der Landeshauptstadt Erfurt), 

b) Tätlichkeiten oder Beleidigungen während des Einsatz-, Übungs- oder Ausbildungsdiens-
tes sowie sonstiger Veranstaltungen der Feuerwehr Erfurt, 

c) Abwesenheit bei mehr als der Hälfte der angesetzten Dienste innerhalb eines Jahres ohne 
zwingenden Grund oder mehr als fünfmaliges unentschuldigtes Fernbleiben vom Dienst 

d) unkameradschaftliches oder das Ansehen der Feuerwehr schädigendes Verhalten, 
e) Verstöße gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung und die weltanschauliche 

Toleranz. 

(6) Der Ausschluss aus der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt kann begrenzt oder unbegrenzt erfol-
gen.  
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(7) Nach freiwilligem Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt ist der Wiedereintritt erst 
nach einer angemessenen Karenzzeit von 6 Monaten möglich. 

(8) Der ausgeschlossene Feuerwehrangehörige hat unverzüglich innerhalb von 3 Werktagen, der 
ausscheidende Feuerwehrangehörige hat innerhalb von 10 Werktagen seinen Dienstausweis, 
alle Schlüssel, den Funkmeldeempfänger mit ausgegebenem Zubehör beim zuständigen Wehr-
führer und alle empfangenen Bekleidungs- und Ausrüstungsgegenstände in der Bekleidungs-
kammer der Feuerwehr Erfurt abzugeben. 

(9) Ausgeschiedene Feuerwehrangehörige können auf Antrag eine Bescheinigung über die Dauer 
der Zugehörigkeit zur Freiwilligen Feuerwehr Erfurt, den letzten Dienstgrad und die zuletzt aus-
geübte Funktion erhalten. 

§ 4 
Rechte und Pflichten der Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr 

(1) Die Angehörigen der Einsatzabteilung führen die in § 1 Abs. 9 bezeichneten Aufgaben nach 
Anweisung des Wehrführers oder des sonst zuständigen Vorgesetzten gewissenhaft durch. Sie 
haben insbesondere 

a) die für den Dienst geltenden Vorschriften (z. B. Dienst- und Ausbildungsvorschriften, Un-
fallverhütungsvorschriften, Amtsverfügungen) sowie Anweisungen der zuständigen Füh-
rungskraft zu befolgen, 

b) an mindestens 40 Stunden Standortausbildung jährlich teilzunehmen sowie sich bei 
Nichtteilnahme an Übungen, Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen sowie Diensten 
rechtzeitig zu entschuldigen, 

c) innerhalb und außerhalb des Dienstes ein vorbildliches Verhalten zu zeigen, 
d) bei Alarm unverzüglich zu erscheinen und den für den Alarmfall geltenden Anweisungen 

und Vorschriften Folge zu leisten, 

(2) Feuerwehrangehörige dürfen gemäß Feuerwehr –Dienstvorschrift 2 (FwDV 2) nach erfolgrei-
chem Abschluss des Teil 1 der feuerwehrtechnischen Ausbildung (Grundausbildung) nur unter 
Anleitung und nach erfolgreichem Abschluss des Teil 2 voll eingesetzt werden. Für Jugendliche 
Feuerwehrangehörige der Einsatzabteilung gilt das Verbot der Teilnahme an Einsätzen nach § 17 
Abs 3 der DGUV Vorschrift 49 „Feuerwehren“. 

(3) Für die Teilnahme an dienstl. Veranstaltungen außerhalb des Gemeindegebietes gelten die 
Vorschriften des Thüringer Reisekostenrechts entsprechend. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Mitglieder von Katastrophenschutzeinheiten und -modulen 
sowie Fachgruppen im übertragenen Sinn. 

(5) Empfänger von Aufwandsentschädigungen gemäß § 20 dieser Satzung haben die Änderung 
ihrer Bankverbindung unverzüglich dem zuständigen Sachgebiet des Amtes für Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz zu melden. 
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§ 5 
Persönliche Ausrüstung, Anzeigepflichten bei Schäden 

(1) Die Feuerwehrangehörigen haben die ihnen übergebenen Ausrüstungsgegenstände, die per-
sönliche Dienst- und Schutzbekleidung sowie die Geräte und Einrichtungen der Feuerwehr Erfurt 
gewissenhaft und pfleglich zu behandeln, sie nur zu dienstlichen Zwecken zu benutzen und nach 
dem Ausscheiden aus dem Feuerwehrdienst zurückzugeben. Bei verlorengegangenen oder durch 
außerdienstlichen Gebrauch beschädigte Ausrüstung oder Teile der Ausrüstung behält sich die 
Landeshauptstadt Erfurt die Geltendmachung des Schadens gegenüber dem Verursacher vor. 

(2) Die Feuerwehrangehörigen haben dem Wehrführer  

a) im Dienst erlittene Körper- und Sachschäden, 
b) Verluste oder Schäden an der persönlichen oder sonstigen Ausrüstung 

unverzüglich anzuzeigen. Bei Dienstunfällen ist auch der Sicherheitsbeauftragte zu informieren. 

(3) Die Unfallanzeige ist durch den Wehrführer innerhalb einer Frist von drei Tagen an das zu-
ständige Sachgebiet des Amtes für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz wei-
terzuleiten.  

§ 6 
Ordnungsmaßnahmen 

(1) Verletzt ein Angehöriger der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt die ihm obliegenden Dienstpflich-
ten oder verstößt er gegen die Festlegungen dieser Satzung, so kann ihn der Wehrführer im Ein-
vernehmen mit dem Feuerwehrausschuss: 

a) den Zutritt zum Feuerwehrgerätehaus befristen, einschränken oder untersagen, 
b) die Wahrnahme von Einsatzdienstfunktionen befristet einschränken, 
c) einen mündlichen Verweis erteilen, 
d) ein Entpflichtungsverfahren einleiten. 

(2) Dem Angehörigen ist vor Ergreifen der Maßnahme Gelegenheit zu geben, sich zu den gegen 
ihn vorgebrachten Vorwürfen zu äußern. Über die ausgesprochenen Ordnungsmaßnahmen hat 
der Wehrführer das zuständige Sachgebiet des Amtes für Brandschutz, Rettungsdienst und Kata-
strophenschutz schriftlich zu informieren. 

(3) Verletzt ein Angehöriger der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt die ihm obliegenden Dienstpflich-
ten, so kann ihn der Amtsleiter nach Anhörung des zuständigen Feuerwehrauschusses: 

a) einen schriftlichen Verweis aussprechen, 
b) die Berufung in eine Führungsfunktion zurücknehmen, 
c) die Teilnahme am Einsatz- und/oder Übungsdienst befristet untersagen, 
d) bis zur Klärung der Sache eine Suspendierung aussprechen bzw. den Zutritt zu Liegen-

schaften der Feuerwehr Erfurt einschränken bzw. untersagen, 
e) die Entpflichtung gemäß § 3 Abs. 2g o. 3b vollziehen. 

(4) Dem betroffenen Angehörigen ist Gelegenheit zu geben, sich zu den gegen ihn vorgebrachten 
Vorwürfen, vor Aussprechen der Ordnungsmaßnahme, zu äußern. 

(5) Alle Ordnungsmaßnahmen sind im zuständigen Sachgebiet des Amtes für Brandschutz, Ret-
tungsdienst und Katastrophenschutz zu dokumentieren.   
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Zweiter Abschnitt - Freiwillige Feuerwehr 
Erster Unterabschnitt - Gliederung 

§ 7 
Gliederung der Feuerwehreinheiten 

(1) Jede Feuerwehreinheit verfügt über eine Einsatzabteilung. In ihr sind die aktiven Angehöri-
gen organisiert. 

(2) Darüber hinaus können eine Alters- und Ehrenabteilung sowie eine Jugendabteilung unter-
halten werden.  

§ 8 
Alters- und Ehrenabteilung 

(1) In die Alters- und Ehrenabteilung wird unter Überlassung der Dienstkleidung übernommen, 
wer wegen Vollendung des nach dem ThürBKG zulässigen Höchstalters oder dauernder Dienst-
unfähigkeit aus der Einsatzabteilung ausscheidet. 

(2) Der zuständige Wehrführer kann in Abstimmung mit dem zuständigen Feuerwehrausschuss 
auf Antrag eines Angehörigen der aktiven Abteilung den befristeten Übergang für maximal 12 
Monate in die Alters- und Ehrenabteilung gestatten, wenn der Dienst in der Feuerwehr für ihn 
aus persönlichen Gründen eine besondere Härte bedeutet. Ein längerer Übergang in die Alters- 
und Ehrenabteilung kann insbesondere in folgenden Fällen gestattet werden: 

a) aus beruflichen Gründen mit örtlicher Abwesenheit für max. 24 Monate, 
b) für die Berufsausbildung für max. 36 Monate, 
c) für die Studienzeit für max. 72 Monate. 

(3) Für den Austritt und die Entpflichtung gelten die Vorschriften des § 3 Abs. 3. 

§ 9 
Jugendabteilung 

(1) Die Jugendabteilungen bilden innerhalb der Freiwilligen Feuerwehr der Landeshauptstadt 
Erfurt die 

JUGENDFEUERWEHR ERFURT. 

(2) Sie gestaltet ihr Jugendleben als Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr nach Maßgabe der 
Jugendordnung, die einheitlich für die Feuerwehr Erfurt erstellt und fortgeschrieben wird und 
der Zustimmung des Amtsleiters bedarf. 

(3) Die Jugendabteilung der Feuerwehreinheit und ggf. der Löschgruppe ist der freiwillige Zu-
sammenschluss von Jugendlichen im Alter vom vollendeten 6. Lebensjahr bis zum 31.12. des Ka-
lenderjahres, in welchem das 18. Lebensjahr vollendet wird. Sie trägt den Namen 

JUGENDFEUERWEHR ERFURT - ORTSTEIL. 

(4) In der Jugendabteilung der Feuerwehreinheit sollen bei Bedarf separate Teams für die Alters-
gruppe 6 bis 9 Jahre sowie für die Altersgruppe 10 bis 18 Jahre gebildet werden. 

(5) Als Bestandteil der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt untersteht die Jugendfeuerwehr der fachli-
chen Aufsicht und der Betreuung durch den Amtsleiter. Bei der Erfüllung dieser Aufgaben unter-
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stützen ihn der Stadtjugendfeuerwehrwart sowie die Wehrführer, die sich dazu der Jugendfeu-
erwehrwarte bedienen. 

(6) Für den Austritt und den Ausschluss gelten die Vorschriften des § 3 Abs. 1. 

(7) Die Jugendabteilung der Feuerwehreinheit und ggf. der Löschgruppe wird durch den Jugend-
feuerwehrwart nach Weisung des jeweiligen Wehrführers und unter fachlicher Anleitung des 
Stadtjugendfeuerwehrwartes geführt. 

(8) Die Gruppe der Kinder im Alter von 6 bis 9 Jahren wird von einem Mitglied der Feuerwehrein-
heit nach Weisung des jeweiligen Jugendfeuerwehrwartes geführt. Er trägt den Namen 2. Ju-
gendfeuerwehrwart. 

(9) Vor Bestätigung des Jugendfeuerwehrwartes, des Jugendfeuerwehrwartes der Löschgruppe 
sowie des 2. Jugendfeuerwehrwart durch den Amtsleiter ist die Vorlage eines erweiterten Füh-
rungszeugnisses erforderlich. 

 

Zweiter Unterabschnitt - Gremien und Funktionen 

§ 10 
Wahl- und Sonderfunktionen 

(1) Der in § 15 Abs. 8 Satz 3 ThürBKG benannte Vertreter (Stadtfeuerwehrwart gemäß § 1 Abs. 6) 
vertritt die Belange und Interessen der Freiwilligen Feuerwehr gegenüber der Landeshauptstadt 
Erfurt und dem Amtsleiter. 

(2) Die Funktion „Verbandsführer“ wird durch das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Ka-
tastrophenschutz ausgeschrieben und vorliegende Bewerbungen auf Eignung geprüft. Aus dem 
Kreis der geeigneten Bewerber wird durch die Wehrführer der zugeordneten Standorte des jewei-
ligen Verbandes ein Bewerber vorgeschlagen, der durch den Leiter des Amtes für Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz für 5 Jahre berufen wird. Die Zahl der Verbandsführer 
richtet sich nach der Verbandsstruktur in der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt. Diese ist amtsintern 
aufzustellen und fortzuschreiben ist. Es muss mindestens ein Verbandsführer berufen werden. 
Der Einsatz der Verbandsführer zur Erfüllung örtlicher und überörtlicher einsatztaktische Aufga-
ben wird durch den Amtsleiter vorgegeben und erfolgt losgelöst von der Verbandsstruktur. Ver-
bandsführer sollen zu Ehrenbeamten ernannt werden.  

(3) Die Funktion „Stadtjugendfeuerwehrwart“ wird durch das Amt für Brandschutz, Rettungs-
dienst und Katastrophenschutz ausgeschrieben und vorliegende Bewerbungen auf Eignung ge-
prüft. Der Stadtjugendfeuerwehrwart ist Sprecher der Jugendfeuerwehr Erfurt. Er vertritt ihre 
Belange gegenüber der Landeshauptstadt Erfurt und dem Amtsleiter. Vor Bestätigung des Stadt-
jugendfeuerwehrwartes durch den Amtsleiter ist die Vorlage eines erweiterten Führungszeug-
nisses erforderlich. 

(4) Die Funktion „Stadtsicherheitsbeauftragte der Freiwilligen Feuerwehr“ wird durch das Amt 
für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz ausgeschrieben. Nach Eignungsprü-
fung wird die Funktion durch den Amtsleiter bestellt. Eine abgeschlossene funktionsbezogene 
Ausbildung ist nachzuweisen.  

(5) Die Feuerwehreinheiten werden nach Weisung des Amtsleiters durch den Wehrführer gelei-
tet. Die zugehörigen Löschgruppen einer Feuerwehreinheit werden nach Weisung des zuständi-
gen Wehrführers durch den Löschgruppenführer geleitet. Der Wehrführer, dessen ständiger Ver-
treter und der Löschgruppenführer sollen zu Ehrenbeamten ernannt werden. 
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(6) Die Fachgruppen werden nach Weisung des Amtsleiters durch den Fachgruppenleiter gelei-
tet.  

(7) Die Wahl der Funktionen: 

a) Stadtfeuerwehrwart 
b) Stadtjugendfeuerwehrwart 
c) Wehrführer, ständiger Vertreter des Wehrführers und Löschgruppenführer 
d) Jugendfeuerwehrwart, sowie ggf. der Jugendfeuerwehrwart der Löschgruppe 
e) Vertreter der Einsatzabteilung 
f) der Vertreter der Alters- und Ehrenabteilung und 
g) der Fachgruppenleiter 

erfolgt nach § 15 dieser Satzung. Ergänzende Wahlkriterien sind in der Anlage „Wahlfunktionen“ 
beschrieben. 

(8) Die Funktionen „Gerätewart“, „Verantwortlicher für den Atemschutz“, „Sicherheitsbeauftrag-
ter“ und bei Bedarf der „2. Jugendfeuerwehrwart“ werden in den Feuerwehreinheiten entspre-
chend der gültigen Struktur der Feuerwehr Erfurt durch den Feuerwehrausschuss eingesetzt und 
durch den Amtsleiter bestätigt.  

(9) Führungskräfte und Ausbilder werden nach Prüfung durch das zuständige Sachgebiet durch 
den Amtsleiter gemäß ThürFwOrgVO berufen. Eine abgeschlossene funktionsbezogene Ausbil-
dung ist nachzuweisen.  

(10) Beamte des Amtes für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz der Landes-
hauptstadt Erfurt können nur in begründeten Ausnahmefällen, zeitlich begrenzt und nach Zu-
stimmung des Amtsleiters die Funktion „Stadtfeuerwehrwart“, „Stadtjugendfeuerwehrwart“, 
„Verbandsführer“, „Wehrführer“, „ständiger Vertreter des Wehrführers“ und „Löschgruppenfüh-
rer“ ausüben.  

§ 11 
Feuerwehrausschuss 

(1) Zur Unterstützung und Beratung des Wehrführers wird für jede Feuerwehreinheit ein Feuer-
wehrausschuss gebildet. 

(2) Der Feuerwehrausschuss besteht aus dem Wehrführer, seinem ständigen Vertreter, aus zwei 
Angehörigen der Einsatzabteilung, einem Vertreter der Alters- und Ehrenabteilung und dem Ju-
gendfeuerwehrwart/2. Jugendfeuerwehrwart, sofern eine Jugendabteilung besteht. Gehört zu 
einer Feuerwehreinheit eine Löschgruppe, so erweitert sich der Feuerwehrausschuss um den 
Löschgruppenführer sowie den Jugendfeuerwehrwart/2. Jugendfeuerwehrwart der Löschgruppe, 
sofern eine Jugendabteilung besteht.  

(3) Der Sicherheitsbeauftragte, der Gerätewart und der Verantwortliche für den Atemschutz sind 
ständiger Beisitzer im Feuerwehrausschuss. 

(4) Der Wehrführer beruft die Sitzungen des Feuerwehrausschusses mindestens einmal im Jahr 
ein. Die Termine der Feuerwehrausschusssitzungen sind Bestandteil des Jahresdienstplanes der 
Feuerwehreinheit. Er hat den Feuerwehrausschuss einzuberufen, wenn dies mehr als ein Drittel 
der gewählten Mitglieder schriftlich mit Begründung beantragen. Die Sitzungen sind nicht öf-
fentlich. 

(5) Der Wehrführer kann Angehörige der einzelnen Abteilungen der Feuerwehreinheit oder ande-
re Personen zu Sitzungen einladen. Über die Sitzungen des Feuerwehrausschusses ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. 
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(6) Der Amtsleiter und der Stadtfeuerwehrwart haben das Recht, jederzeit an Sitzungen teilzu-
nehmen. 

§ 12 
Gremien-Beratungen 

(1) Beratung Stadtfeuerwehrwart 

(I) Der Stadtfeuerwehrwart lädt in Abstimmung mit dem Amtsleiter mindestens einmal jähr-
lich zum Amtsleitergespräch „Freiwillige Feuerwehr“ ein. Das Gremium setzt sich aus: 

a) dem Stadtfeuerwehrwart, 
b) dem Amtsleiter, 
c) dem Stadtjugendfeuerwehrwart, 
d) den Verbandsführern, 
e) dem Stadtsicherheitsbeauftragten, 
f) den Leitern der FG Veranstaltungswachdienst und der FG Wasserwehrdienst 
g) sowie dem zuständigen Sachgebiet im Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Kata-

strophenschutz zusammen.  

(II) Darüber hinaus lädt der Stadtfeuerwehrwart in Abstimmung mit dem Fachgruppenleiter 
SEG Rettungsdienst, den Amtsleiter, den ärztlichen Leiter Rettungsdienst mindestens einmal 
jährlich zum Amtsleitergespräch „Rettungsdienst im Ehrenamt“ ein. Das Gremium setzt sich 
aus: 

a) dem Stadtfeuerwehrwart  
b) dem Fachgruppenleiter SEG-Rettungsdienst, 
c) dem Amtsleiter, 
d) dem ärztlichen Leiter Rettungsdienst, 
e) dem Leiter der FG Notfallbegleitung, 
f) dem Sprecher des Teams PSNV-B / PSNV-E, 
g) sowie dem zuständigen Sachgebiet im Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Kata-

strophenschutz zusammen.  

(III) Weitere Sachgebiete des Amtes für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz 
können entsprechend Tagesordnung zu den Amtsleitergesprächen eingeladen werden. 

(IV) Die Amtsleitergespräche behandeln Fragen der Personal- und Finanzplanung, der Organi-
sation, der Dienst- und Einsatzplanung, einschließlich der Brandschutzbedarfsplanung.  

(2) Wehrführerausschuss 

(I) Zur Koordinierung sämtlicher Angelegenheiten der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt mit dem 
Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz wird ein Wehrführerausschuss 
gebildet. Der Wehrführerausschuss besteht aus dem Stadtfeuerwehrwart, den Stadtjugend-
feuerwehrwart, den Verbandsführern, den Wehrführern, dem Stadtsicherheitsbeauftragten 
und den Fachgruppenleitern. 

(II) Der Amtsleiter beruft in Abstimmung mit dem Stadtfeuerwehrwart die Sitzungen des 
Wehrführerausschusses mindestens einmal jährlich ein. 

(III) Eine Sitzung des Wehrführerausschusses ist einzuberufen, wenn dies von mehr als ein 
Drittel der Mitglieder des Ausschusses schriftlich unter Angabe von Gründen beantragt wird. 

(IV) Geschäftsführende Dienststelle für den Sitzungsdienst des Wehrführerausschusses ist 
das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz. 
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(3) Verbandsberatungen 

(I) Unter dem Vorsitz der Verbandsführer sind mindestens einmal jährlich Verbandsberatun-
gen durchzuführen. Teilnehmer der Verbandsberatungen sind die jeweiligen Wehrführer und 
ggf. die Löschgruppenführer entsprechend der Verbandsstruktur der Freiwilligen Feuerwehr 
Erfurt.  

(II) Das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz und der Stadtfeuer-
wehrwart sind im Vorfeld über Ort, Zeit und Themen der Beratung zu informieren.  

(4) Beratung Stadtsicherheitsbeauftragter 

Der Stadtsicherheitsbeauftragte der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt führt in Abstimmung mit 
der Fachkraft für Arbeitssicherheit des Amtes für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastro-
phenschutz mindestens einmal jährlich eine gemeinsame Beratung mit den Sicherheitsbe-
auftragten der Feuerwehreinheiten durch. 

(5) Beratung Stadtjugendfeuerwehrwart 

(I) Der Stadtjugendfeuerwehrwart der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt führt mindestens einmal 
jährlich eine gemeinsame Beratung mit den Jugendfeuerwehrwarten der Feuerwehreinhei-
ten/Löschgruppen durch.  

(II) Das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz und der Stadtfeuer-
wehrwart sind im Vorfeld über Ort, Zeit und Themen der Beratung zu informieren. 

(6) Die Beratungen der Gremien der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt sind nicht öffentlich. Entspre-
chend Tagesordnung können zu allen Beratungen andere Personen eingeladen werden. Über die 
Sitzungen sind Niederschriften zu fertigen. 

§ 13 
Hauptversammlung der Feuerwehreinheit 

(1) Die Hauptversammlung der Feuerwehreinheit ist eine dienstliche Veranstaltung. Sie wird 
vom Wehrführer in der Regel einmal jährlich einberufen. Sie ist innerhalb von vier Wochen ein-
zuberufen, wenn dies mindestens ein Drittel der Mitglieder der Einsatzabteilung schriftlich un-
ter Angabe des Grundes verlangen. 

(2) Die Angehörigen der Einsatz- sowie der Alters- und Ehrenabteilung sind unter Beifügung der 
Tagesordnung und Angabe des Ortes und Zeitpunktes unter Einhaltung einer Frist von mindes-
tens vier Wochen zur Hauptversammlung der Feuerwehreinheit einzuladen. Die Jugendfeuer-
wehrabteilung kann in gleicher Weise eingeladen werden. 

(3) Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Angehörigen der Ein-
satzabteilung anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit hat der Wehrführer die Hauptversamm-
lung der Feuerwehreinheit sofort aufzuheben und die Zeit und die Tagesordnung für die nächste 
Hauptversammlung der Feuerwehreinheit zu verkünden. Er ist dabei nicht an die Form und Frist 
für die Einberufung der Hauptversammlung der Feuerwehreinheit gebunden. Die Versammlung 
ist dann in jedem Falle beschlussfähig. Darauf ist in der Einladung zur Hauptversammlung aus-
drücklich hinzuweisen.  

(4) Die Alters- und Ehrenabteilung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Angehöri-
gen der Alters- und Ehrenabteilung anwesend ist. 

(5) Dem Stadtfeuerwehrwart und dem Amtsleiter ist eine Einladung unter Beifügung der Tages-
ordnung zur Hauptversammlung zuzustellen.  



12 

(6) Die Hauptversammlung der Feuerwehreinheit leitet der Wehrführer, im Verhinderungsfall 
sein Stellvertreter oder ein von der Versammlung bestätigter Versammlungsleiter. Die Durchfüh-
rung von Wahlen erfolgt nach Maßgabe des § 15. 

(7) In der Hauptversammlung erstattet der Wehrführer einen Bericht über das abgelaufene Jahr. 
Ergänzende Berichte sind möglich.  

(8) Über die Hauptversammlung der Feuerwehreinheit ist eine Niederschrift anzufertigen. Die 
Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden Teilnehmer und die der 
abwesenden Angehörigen der Einsatz- und der Alters- und Ehrenabteilung unter Angabe des Ab-
wesenheitsgrundes ("entschuldigt" oder „unentschuldigt") sowie die behandelten Themen, die 
Beschlüsse und Wahlen unter Angabe des Abstimmungsergebnisses erkennen lassen. 

(9) Die Niederschrift ist durch den Versammlungsleiter zu unterzeichnen und innerhalb einer 
Frist von einer Woche dem Amtsleiter zur Bestätigung zu übergeben. 

(10) Koordinierende Dienststelle für den Sitzungsdienst der Hauptversammlung ist das Amt für 
Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz. 

§ 14 
Gemeinsame Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr 

(1) Die Gemeinsame Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr wird vom Amtsleiter in der 
Regel einmal jährlich einberufen. Sie ist innerhalb von vier Wochen einzuberufen, wenn dies 
mindestens ein Drittel der Mitglieder aller Einsatzabteilungen schriftlich unter Angabe des 
Grundes verlangen. 

(2) Die Mitglieder der Feuerwehrausschüsse gemäß §11 Absatz 2 sind unter Beifügung der Ta-
gesordnung und Angabe des Ortes und des Zeitpunktes unter Einhaltung einer Frist von mindes-
tens vier Wochen zur Gemeinsamen Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr einzuladen. 
Die Einladung weiterer Teilnehmer ist möglich, insbesondere bei der Wahl des Stadtfeuerwehr-
wartes. 

(3) Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der gewählten Mitglieder 
der Feuerwehrausschüsse anwesend ist. Bei der Wahl des Stadtfeuerwehrwartes ist die Ver-
sammlung beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der aktiven Angehörigen der Feuer-
wehreinheiten anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit hat der Amtsleiter die Gemeinsame 
Hauptversammlung sofort aufzuheben und die Zeit und die Tagesordnung für die nächste Ge-
meinsame Hauptversammlung zu verkünden. Er ist dabei nicht an die Form und Frist für die Ein-
berufung der Gemeinsamen Hauptversammlung gebunden. Die Versammlung ist dann in jedem 
Falle beschlussfähig. Darauf ist in der Einladung zur Gemeinsamen Hauptversammlung aus-
drücklich hinzuweisen.  

(4) Die Gemeinsame Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr leitet der Leiter des Amtes 
für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz oder ein von der Versammlung bestä-
tigter Versammlungsleiter. Die Durchführung von Wahlen erfolgt nach Maßgabe des § 15. 

(5) In der Gemeinsamen Hauptversammlung erstatten der Amtsleiter, der Stadtfeuerwehrwart, 
der Stadtjugendfeuerwehrwart und der Stadtsicherheitsbeauftragte ihre Berichte über das abge-
laufene Jahr. Ergänzende Berichte sind möglich. 

(6) Über die Gemeinsame Hauptversammlung der Freiwilligen Feuerwehr ist eine Niederschrift 
anzufertigen. Die Niederschrift muss: 
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1. Tag und Ort der Sitzung, 
2. die behandelten Themen, 
3. die Beschlüsse und Wahlen unter Angabe des Abstimmungsergebnisses, 
4. die anwesenden und abwesenden Mitglieder der Feuerwehrausschüsse der Feuer-

wehreinheiten, 
5. bei der Wahl des Stadtfeuerwehrwartes darüber hinaus die anwesenden aktiven Angehö-

rigen der Feuerwehreinheiten 

erkennen lassen. Die Niederschrift ist durch den Versammlungsleiter und den Protokollführer 
der geschäftsführenden Dienststelle zu unterzeichnen. Sie ist innerhalb einer Frist von einer 
Woche dem Amtsleiter zur Bestätigung zu übergeben. 

(7) Geschäftsführende Dienststelle für den Sitzungsdienst der Gemeinsamen Hauptversamm-
lung ist das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz. 

§ 15 
Wahlen 

(1) Die nach dem ThürBKG und nach dieser Satzung durchzuführenden Wahlen werden von ei-
nem Wahlleiter geleitet, den die jeweilige Versammlung bestimmt und der nicht selbst zur Wahl 
stehen darf. 

(2) Gewählt werden kann nur, wer über die für diese Funktion erforderlichen fachlichen Kennt-
nisse und persönlichen Voraussetzungen verfügt. Liegen die funktionsspezifischen Qualifikatio-
nen nicht vor, muss der Funktionsträger bereit sein, diese nachträglich zu erbringen und inner-
halb von zwei Jahren nachzuweisen.  

(3) Die zu besetzenden Wahlfunktionen, die Wählbarkeitsvoraussetzungen, die Wahlversamm-
lung sowie die jeweiligen Wahlberechtigten sind in der Anlage „Wahlfunktionen“ dieser Sat-
zung beschrieben. 

(4) Vor Bekanntmachung der Wahlvorschläge ist die Bereitschaft der Kandidaten/-innen zur An-
nahme der Wahl einzuholen.  

(5) Die Wahlberechtigten sind unter Angabe von Ort und Zeitpunkt der Wahl sowie unter Be-
kanntmachung der Wahlvorschläge der zu wählenden Funktionen mindestens vier Wochen vor-
her schriftlich einzuladen; bei der gemeinsamen Hauptversammlung erfolgt die Einladung vier 
Wochen vor der Veranstaltung an die Feuerwehrausschüsse; bei der Wahl des Stadtfeuerwehr-
wartes darüber hinaus an alle weiteren aktiven Angehörigen der Feuerwehreinheiten.  

(6) Alle Funktionen werden für die Dauer von 5 Jahren gewählt. Wenn vor Ablauf von 5 Jahren 
eine Wahlfunktion neu zu besetzen ist, muss die nach der Anlage „Wahlfunktionen“ dieser Sat-
zung zuständige Wahlversammlung so rechtzeitig einberufen werden, dass binnen drei Monaten 
nach Freiwerden der Stelle die Wahl stattfinden kann. Bei Zwischenwahlen einzelner Wahlfunk-
tionen verkürzt sich die Wahlperiode bis zum Ende der regulären Wahldauer. 

(7) Eine außerordentliche Wahl ist möglich, wenn mindestens zwei Drittel der jeweiligen Wahl-
berechtigten schriftlich mit Angabe von Gründen die Neuwahl fordern. 

(8) Die Wahl kann durchgeführt werden, wenn mindestens die Hälfte der Wahlberechtigten an-
wesend sind. Bei Wahlunfähigkeit gelten des Weiteren § 13 Abs. 3 Satz 2 und § 14 Abs. 3 Satz 3 
entsprechend. 

(9) Die Wahl der Funktionen nach dieser Satzung erfolgt in geheimer Abstimmung. Zur Vereinfa-
chung des Ablaufs kann eine zusammengefasste Wahl stattfinden. 
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(10) Bei den Einzelwahlen kann, wenn nur ein Bewerber zur Wahl steht und die Wahlberechtig-
ten zustimmen, durch Handzeichen gewählt werden. 

(11) Eine Person darf innerhalb der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt nicht zeitgleich mehrere Wahl-
funktionen nach dieser Satzung ausüben. Darüber hinaus können folgende Funktionen nicht 
gleichzeitig von ein und derselben Person besetzt werden: 

a) Stadtfeuerwehrwart,  
b) Verbandführer,  
c) Stadtsicherheitsbeauftragter, 
d) Stadtjugendfeuerwehrwart. 

(12) Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Stimment-
haltungen und leere Stimmzettel sind ungültig. Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen un-
gültig, so ist der Wahlgang zu wiederholen. Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig 
und erhält keiner der Bewerber mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen, so tritt 
eine Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen ein, bei der gewählt 
ist, wer die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das 
Los. Abweichend davon erfolgt die Wahl der beiden Angehörigen der Einsatzabteilung im Feu-
erwehrausschuss (§11 Abs. 2) in einem Wahlgang, wobei die beiden Kandidaten mit den meisten 
Stimmen gewählt sind. 

(13) Die Niederschrift über die Wahl ist spätestens zwei Wochen nach der Wahl durch den Wahl-
leiter dem Amtsleiter zur Bestätigung zu übergeben. Stimmt der Amtsleiter dem Wahlergebnis 
der Funktionsträger, die zu Ehrenbeamte ernannt werden sollen, nicht zu, ist innerhalb von drei 
Monaten eine Neuwahl durchzuführen. Die Gründe hat er innerhalb von zwei Wochen schriftlich 
der Feuerwehreinheit mitzuteilen. Kommt es danach innerhalb von drei Monaten zu keiner Wahl 
oder stimmt der Amtsleiter dem Wahlergebnis wiederum nicht zu, werden durch den Amtsleiter 
die entsprechenden Funktionsträger kommissarisch eingesetzt. Grundlage für die Entscheidung 
ist die Prüfung der vorliegenden Personalunterlagen gemeinsam mit dem Stadtfeuerwehrwart. 
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Dritter Abschnitt – Wasserwehrdienst 

§ 16 
Zweck, Einsatzbereich, Sitz, Zuständigkeit  

(1) Die Landeshauptstadt Erfurt richtet den Wasserwehrdienst nach § 55 Thüringer Wasser-
gesetz (ThürWG) als Fachgruppe der Freiwilligen Feuerwehr Erfurt ein.  

(2) Der Wasserwehrdienst umfasst die Schaffung der erforderlichen personellen und sachli-
chen Voraussetzungen sowie die organisatorischen Vorkehrungen zur Abwehr von Wasser-
gefahren durch Überschwemmungen infolge von Flusshochwasser oder Überflutungen in-
folge von Starkregen in der Landeshauptstadt Erfurt, soweit dies im öffentlichen Interesse 
geboten ist. 

(3) Maßnahmen des Wasserwehrdienstes sind geboten, wenn eine abstrakte Gefahr für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung vorliegt oder Störungen dieser bereits eingetreten sind. 

(4) Die Fachgruppe Wasserwehrdienst hat ihren Sitz im Amt für Brandschutz, Rettungsdienst 
und Katastrophenschutz. Durch das Umwelt– und Naturschutzamt und die Gewässerunterhal-
tungsverbände kann eine aufgabenbezogene fachliche Unterstützung erfolgen. 

(5) Das für den Einsatz verantwortliche Fachgruppenmitglied nimmt im Einsatzfall die Befug-
nisse und Aufgaben als (Fach)-Berater Wasserwehrdienst in der Einsatzleitung war. Darüber 
hinaus leitet er die Maßnahmen des Wasserwehrdienstes am Einsatzort und trifft nach pflicht-
gemäßem Ermessen die notwendigen Entscheidungen im eigenen Zuständigkeitsbereich. Über 
eingeleitete Maßnahmen von überörtlicher Bedeutung sind die zuständigen Stellen zu infor-
mieren. 

§ 17 
Aufgaben 

(1) Das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz veranlasst, mit fach-
licher Unterstützung des Umwelt- und Naturschutzamtes sowie der Gewässerunterhal-
tungsverbände, die zur Erfüllung der Aufgaben der Wasserwehr erforderlichen Maßnah-
men. Es hält die Ausrüstung der Einsatzkräfte sowie die technische Ausstattung zur Gefah-
renabwehr bereit, erstellt Vorgaben für die Aus- und Weiterbildung und koordiniert diese. 

(2) Zur Abwehr von Wassergefahren obliegen der Fachgruppe Wasserwehr folgende Aufga-
ben: 
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a) Über die Warnhinweise und Wasserstandsmeldungen des Landes hinausgehende Be-
obachtung der örtlichen Wasserstandentwicklung und Eisführung, Lagebeurteilung 
im Hinblick auf die Bedrohung der Bevölkerung, deren Hab und Gut, der Gewerbeflä-
chen und der Verkehrswege, 

b) Warnung Betroffener bei Überschwemmungsgefahren, insbesondere Bevölkerung, 
Gewerbebetriebe, Industrie, 

c) Kontrolle der Situation an wasserwirtschaftlichen Anlagen, insbesondere Deiche, 
Hochwasserschutzmauern, Wehre, 

d) Beobachtung gefährdeter Objekte; insbesondere Brücken und Durchlässe, 
e) Einrichtung von Wachdiensten, 
f) Bekämpfung bestehender und drohender Auswirkungen von Wassergefahren durch Über-

schwemmungen sowie deren Ursachen,  
g) Sicherung von Schadstellen an gefährdeten Objekten, 
h)  Übungen der Alarmierungswege und der Abwehrmaßnahmen zur praktischen Über-

prüfung der Alarm- und Einsatzplanungen, 
i) Anleitung zur Selbsthilfe der Bevölkerung, 
j) Ansprechpartner für die örtliche Einsatzleitung im Ereignisfall. 

(3) Darüber hinaus nehmen befähigte Fachgruppenmitglieder, die als Wasserläufer bezeichnet 
werden, folgende erweiterte Aufgaben regelmäßig war: 

a) Kommunikationsschnittstelle zwischen den Einwohnern in den Ortsteilen und der 
Stadtverwaltung Erfurt, 

b) Abschnittsweise und regelmäßige Kontrolle der Gewässer auf Abflusshindernisse 
(Ablagerungen, Verkrautung) zur Unterstützung der Gewässerunterhaltung.  

(4) Der abwehrende Brandschutz im Sinne des § 9 ThürBKG gehört nicht zu den Aufgaben 
des Wasserwehrdienstes.  

(5) Das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz erstellt für den Was-
serwehrdienst ein Organisationsplan, der mindestens folgende Angaben enthält: 

a) die Beschreibung und Bezeichnung der Gewässerabschnitte sowie der wasserwirt-
schaftlichen Anlagen an den Gewässern, 

b) die Beschreibung und Bezeichnung der gefährdeten Infrastruktur im innerörtlichen 
Bereich unter Berücksichtigung der bisherigen Ereignisse und der aktuell vorliegen-
den Hochwasser/Starkregengefahren- und Risikokarten, 

c) den Leiter der Fachgruppe, die Bereichsleiter, die vorgeplanten Kräfte sowie deren Er-
reichbarkeit,  

d) die Art der Alarmierung sowie Art und Weise der Nachrichtenübermittlung, 
e) Sammlungsorte, 
f) die Lagerorte der Hochwasserbekämpfungsmittel, 
g) das Verzeichnis der Hochwasserbekämpfungsmittel, 
h) die notwendigen Ausbildungen. 

(6) Für die Alarmierung und den Einsatz der Wasserwehr stellt das Amt für Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz auf der Grundlage des Organisationsplanes einen 
Wasserwehrdienstalarm- und Einsatzplan auf, der mindestens folgende Angaben enthält: 
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a) die örtliche Gefährdung und die Gefahrenbereiche, 
b) den Beginn und die Art der Gefährdung (Bezugspegel; Starkniederschlagshöhen), 
c) die einzuleitenden Maßnahmen, 
d) die erforderlichen Kräfte und Mittel, 
e) die zu alarmierenden Personen und die Sammlungsorte. 

(7) Das Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz schreibt den Was-
serwehrdienstalarm - und Einsatzplan mindestens alle drei Jahre oder aus konkretem An-
lass fort. Die Fortschreibung ist dem betreffenden Personenkreis bekanntzugeben. 

§ 18 
Fachgruppen- und Bereichsleiter 

(1) Die Fachgruppe wird unter Beachtung der Satzung der Freiwilligen Feuerwehr und den Was-
serwehrdienst durch den Fachgruppenleiter geleitet. Als Fachgruppenleiter darf nur tätig wer-
den, wer die hierfür erforderliche fachliche Eignung nachweist. 

(2) Berufene Bereichsleiter unterstützen als ständige Vertreter den Fachgruppenleiter bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben. Die Anzahl der Bereichsleiter richtet sich nach der Organisations-
struktur der Fachgruppe.  

(3) Die Bereichsleiter werden durch den Fachgruppenleiter vorgeschlagen und nach Feststellung 
der Eignung durch den Amtsleiter für 5 Jahre berufen. Als Bereichsleiter darf nur vorgeschlagen 
werden, wer die hierfür erforderliche fachliche Eignung nachweist. 

§ 19 
Mitgliedschaft und Unterstützung der Bevölkerung 

(1) Hinsichtlich der Aufnahme der ständigen Mitglieder der Fachgruppe Wasserwehrdienst 
gilt § 2, mit Ausnahme der Absätze 1, 3, 4 (Nr. d u. e), 7, 8, 12. Die ständigen Mitglieder bil-
den die Fachgruppe Wasserwehrdienst. 

(2) Personen, die im Einsatzfall aufgefordert oder freiwillig mit Zustimmung des Einsatzlei-
ters fachspezifische Hilfe leisten, sind für die Dauer des Einsatzes als Helfer im Wasser-
wehrdienst eingestuft. Darüber hinaus können insbesondere bei Gefährdung eines Deiches 
oder einer Hochwasserschutzmauer die Anlieger, die Grundstücksbesitzer und die Gewerbe-
treibende der bedrohten und der benachbarten Flächen bzw. Objekte ebenfalls als Helfer im 
Wasserwehrdienst herangezogen werden. Für die Dauer ihrer Hilfeleistung hat der vorab be-
nannte Personenkreis die Rechtsstellung als Helfer entsprechend § 40, Abs. 2 ThürBKG. 

(3) Personen, die nach Absatz 1 in den Wasserwehrdienst aufgenommen wurden oder nach 
Absatz 2 aufgefordert, herangezogen oder freiwillig Hilfe leisten, unterstehen für die Dauer 
und im Rahmen ihres Dienstes der Weisungsbefugnis des Einsatzleiters oder einer von ihm 
beauftragten Person. 

(4) Der § 3 dieser Satzung gilt sinngemäß, wobei anstelle des Wehrführers der Fachgruppenleiter 
Wasserwehrdienst tritt. 
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Vierter Abschnitt - Ergänzende Bestimmungen 

§20 
Aufwandsentschädigung 

(1) Gemäß § 14 Abs. 4 ThürBKG wird für Angehörige der Freiwilligen Feuerwehr und der Fach-
gruppen eine Aufwandsentschädigung gezahlt, wenn sie ständig zu besonderen Dienstleistun-
gen herangezogen werden. 

(2) Näheres regelt die Satzung über die Aufwandsentschädigung der Angehörigen der Freiwilli-
gen Feuerwehr der Landeshauptstadt Erfurt. 

§21 
Feuerwehrfördervereine 

Die Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr können privatrechtliche Feuerwehrfördervereine 
gründen. Näheres regelt die jeweilige Vereinssatzung. 

 

Fünfter Abschnitt - Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§22 
Gleichstellungsklausel 

Status- und Funktionsbezeichnungen werden in dieser Satzung in männlicher Form ausgedrückt, 
gelten aber für alle Geschlechter. 

§23 
Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt am Tag nach der amtlichen Bekanntmachung im Amtsblatt der Landes-
hauptstadt Erfurt in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 28.01.2009 außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 
Anlage:  -Wahlfunktionen-  
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A n l a g e 

-Wahlfunktionen- 

In nachfolgender Tabelle werden alle Funktionsträger aufgeführt, die gemäß Satzung der 
Freiwilligen Feuerwehr Erfurt gewählt werden müssen. 

Die Durchführung von Wahlen im Anwendungsbereich dieser Satzung regelt § 15. 

Wahlfunktion Voraussetzung Wahlversamm-
lung 

Wahlberechtigt 

Stadtfeuer-
wehrwart 

- Einwohner der Landeshauptstadt Erfurt 
- Mitglied Einsatzabteilung der Frei- 
  willigen Feuerwehr Erfurt 
- Ausbildung zum Führer von Verbänden 
- das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet  
- Bereitschaft zur Qualifizierung 

gemeinsame 
Hauptversamm-
lung der Frei-
willigen Feuer-
wehr 

aktive Angehörige der 
Feuerwehreinheiten 

Stadtjugend-
feuerwehr-
wart 

- Einwohner der Landeshauptstadt Erfurt 
- Mitglied Einsatzabteilung der Frei- 
  willigen Feuerwehr Erfurt 
- Besitz der erforderlichen Fach- 
  kenntnisse (Gruppenführer) 
- Nachweis einer funktionsbezogenen  
  Ausbildung  
- Bereitschaft zur Qualifizierung 
- erweitertes Führungszeugnis 
  (nach SGB VIII, § 72a, Absatz 3 u. 4) 

gemeinsame 
Hauptversamm-
lung der Frei-
willigen Feuer-
wehr 

Jugendwarte der Feu-
erwehreinheiten  

 

Jugendwarte der 
Löschgruppen 

Wehrführer - Einwohner der Landeshauptstadt Erfurt 
- Mitglied Einsatzabteilung der Feuer-  
  wehreinheit / ggf. der Löschgruppe 
- Besitz der erforderlichen Fach- 
  kenntnisse und erfolgreicher Besuch der  
  nach ThürFwOrgVO vorgeschriebenen 
  Lehrgänge 

Hauptversamm-
lung der Feuer-
wehreinheit 

Angehörige der glei-
chen Einsatzabtei-
lung und ggf. der Ein-
satzabteilung der 
zugeordneten Lösch-
gruppe 

Stellv. Wehr- 
führer 

- Mitglied Einsatzabteilung der Feuer-  
  wehreinheit 
- siehe Wehrführer 

Hauptversamm-
lung der Feuer-
wehreinheit 

Angehörige der glei-
chen Einsatzabtei-
lung 

Jugendfeuer-
wehrwart 

- Einwohner der Landeshauptstadt Erfurt  
- erfolgreichen Besuch der nach der  
  ThürFwOrgVO vorgeschriebenen Lehr- 
  gänge  
- Nachweis einer funktionsbezogenen 
  Ausbildung 
- erweitertes Führungszeugnis  
  (nach SGB VIII, § 72a, Absatz 3 u. 4) 

Hauptversamm-
lung der Feuer-
wehreinheit 

Angehörige der glei-
chen Einsatzabtei-
lung 

Löschgrup-
penführer 

- Einwohner der Landeshauptstadt Erfurt  
- Mitglied Einsatzabteilung der Lösch-  
  gruppe 
- siehe Wehrführer 

Hauptversamm-
lung der Feuer-
wehreinheit 

Angehörige der glei-
chen Einsatzabtei-
lung der Löschgruppe 
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Wahlfunktion Voraussetzung Wahlversamm-
lung 

Wahlberechtigt 

Jugendfeuer-
wehrwart 
Löschgruppe 

- siehe Jugendfeuerwehrwart Hauptver-
sammlung der 
Feuer-
wehreinheit 

Angehörige der glei-
chen Einsatzabteilung 
der Löschgruppe 

zwei Vertreter 
Einsatzabtei-
lung im Feu-
erwehraus-
schuss 

- Einwohner der Landeshauptstadt Erfurt  
- Angehöriger der Einsatzabteilung der  
  Feuerwehreinheit / ggf. der Löschgruppe 

Hauptver-
sammlung der 
Feuer-
wehreinheit 

Angehörige Einsatz-
abteilung und ggf. der 
Einsatzabteilung der 
zugeordneten Lösch-
gruppe 

Vertreter Al-
ters- und Eh-
renabteilung 
im Feuerwehr-
ausschuss 

- Angehöriger der Alters- und Ehrenabtei- 
  lung der Feuerwehreinheit / ggf. der 
  Löschgruppe 

Hauptver-
sammlung der 
Feuer-
wehreinheit 

Angehörige Alters.- und 
Ehrenabteilung 

Leiter Fach-
gruppe 

- Einwohner der Landeshauptstadt Erfurt  
- Besitz der erforderlichen Fach- 
  kenntnisse  

Hauptver-
sammlung der 
Fachgruppe 

Angehörige der Fach-
gruppe 

 

ausgefertigt: 

Erfurt,  

 

Landeshauptstadt Erfurt 

Der Oberbürgermeister 

 

 

(Siegel) 

 

 

 

(gez.) A. Bausewein 

 Andreas Bausewein 

 Oberbürgermeister 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 1648/23 der Sitzung des Stadtrates vom 13.12.2023 

Bebauungsplan LIN736 „Am Weiherweg“ - Abwägungs- und Satzungsbeschluss 

Genaue Fassung: 

01 
Die Abwägung (Anlage 4) zu den im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 
Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange eingegangenen Stellungnahmen wird 
beschlossen. Das Abwägungsergebnis mit Begründung ist Bestandteil des Beschlusses. 

02 
Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i. V. m. § 88 Abs. 2 Thüringer Bauordnung 
(ThürBO) und § 19 Abs. 1 Satz 1, § 2 Abs. 1 und 2 Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) in der zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses jeweils gültigen Fassung, wird der Bebauungsplan LIN736 „Am 
Weiherweg“, bestehend aus der Planzeichnung (Anlage 2, M 1:1000) mit den textlichen 
Festsetzungen in seiner Fassung vom 09.08.2023, als Satzung beschlossen.  

gez. i. V. Hofmann-Domke 
Oberbürgermeister 
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I ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

II NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

III ZEICHNERISCHE HINWEISE UND PLANZEICHEN 
    OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Flächenabgrenzung und Bezeichnung von Teilflächen (hier: "TF A" = Teilfläche A) 
innerhalb des Geltungsbereichs

Kulturdenkmal Wohnhaus und Kapelle des ehemaligen Hospitals St. Georgs

vorläufig gesichertes Überschwemmungsgebiet des Gewässers Linderbachs für den 
Gewässerabschnitt von Linderbach bis zur Mündung in die Gramme (ThürStAnz. Nr. 
36/2013 S. 1278)

Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten des Gewässers Linderbach von 
oberhalb Linderbach bis zur Mündung in die Gramme

Flurstücksgrenze und Flurstücksnummer

Flurgrenze 

Gemarkungs- und Flurbezeichnung

Bestandsgebäude mit Hausnummer
1

427/10

Planzeichenerklärung

 

123

TF A

N

Linderbach
 Flur 4

 
 
 
Rechtsgrundlagen 
  
 
1. Baugesetzbuch (BauGB)   
2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) 
3. Thüringer Bauordnung (ThürBO) 
4. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
 (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) 
5. Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO)  
 
In der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses jeweils gültigen Fassung. 
 

 
 
 
 

ÜSG

Sortimentsgruppe sonstige zentrenrelevante Sortimente 
Hierunter folgende Sortimente: 

2.700 

- Augenoptik 54 
- Bastel- und Künstlerartikel 24 
- Bekleidung 533 
- Bücher 85 
- Campingartikel 42 
- Computer und Zubehör 29 
- Elektrokleingeräte 211 
- Elektronik und Multimedia 82 
- Fahrräder und technisches Zubehör 36 
- Fotoapparate, Digitalkameras und Zubehör 29 
- Glas/Porzellan/Keramik 164 
- Handarbeitsbedarf/Kurzwaren/Meterware/Stoffe/ Wolle 24 
- Haushaltswaren 390 
- Heimtextilien, Dekostoffe, Haus- und Tischwäsche 173 
- Kunstgewerbe, Bilder, Bilderrahmen 72 
- Lederwaren/Taschen/Koffer/Regenschirme 31 
- Musikinstrumente und Zubehör 12 
- Papier, Büroartikel, Schreibwaren 259 
- Parfümerie- und Kosmetikartikel 84 
- Schuhe 204 
- Spielwaren 244 
- Sportartikel/-kleingeräte 60 
- Sportbekleidung 96 
- Sportschuhe 47 
- Uhren/Schmuck 53 
Aktionsfläche (nahversorgungs- und zugleich zentren-
relevante Sortimente und sonstige zentrenrelevante 
Sortimente) 

100 

Verkaufsfläche gesamt (nahversorgungs- und zugleich 
zentrenrelevante Sortimente, sonstige zentrenrelevante 
Sortimente, Aktionsflächen, nicht zentrenrelevante Sor-
timente) 

7.633 

 
Auf der Aktionsfläche sind Waren aller Art saisonal zulässig; die sortiments-
gruppenbezogenen und die sortimentsbezogenen Verkaufsflächenbegrenzun-
gen dieser Festsetzung können hierbei überschritten werden. 
 

1.6 Kerngebietstypische Vergnügungsstätten sind nicht zulässig, sofern die übri-
gen textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans nichts anderes bestimmen. 
 

§ 9 Abs. 2b BauGB  

1.7 Folgende nicht kerngebietstypische Vergnügungsstätten sind nicht zulässig, 
sofern die übrigen textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans nichts ande-
res bestimmen: Spielhallen sowie spielhallenähnliche Vergnügungsstätten. 
 

§ 9 Abs. 2b BauGB  

1.8 Innerhalb der Teilfläche B sollen Spielhallen sowie spielhallenähnliche Vergnü-
gungsstätten ausnahmsweise zugelassen werden, sofern es sich um nicht 
kerngebietstypische Vergnügungsstätten handelt. 

§ 9 Abs. 2b BauGB   

 
 
 
 
 

Verfahrensvermerke zur Aufstellung des einfachen Bebauungsplanes  
LIN736 "Am Weiherweg"  

im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB 

1. Der Stadtrat Erfurt hat am 21.07.2021 mit Beschluss Nr. 1368/20, ortsüblich bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 15 vom 20.08.2021 den Beschluss über die Aufstellung 
des Bebauungsplanes gefasst. 

2. Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB wird ge-
mäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen. 

3. Der Stadtrat Erfurt hat am 08.03.2023 mit Beschluss Nr. 0914/22 den Entwurf des Bebauungspla-
nes mit Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung gem. §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m.  
3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

4. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sind gem. §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 6 vom 29.03.2023 ortsüblich bekannt gemacht 
worden. 

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes und dessen Begründung haben gem. §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. 
3 Abs. 2 Satz 1 BauGB in der Zeit vom 11.04.2023 bis zum 12.05.2023 öffentlich ausgelegen. 

6. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. 
§§ 13 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 29.03.2023 zur Stellungnahme aufge-
fordert  worden. 

7. Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.                 nach Prüfung der abgegebenen 
Stellungnahmen die Abwägung beschlossen und den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
i.V.m. § 88 Abs. 2 ThürBO und  §§ 19, 2 ThürKO als Satzung beschlossen. 

 
Erfurt, den 
 
 

Oberbürgermeister 
 

Der Bebauungsplan einschließlich der Textfestsetzung wurde gemäß § 21 Abs. 3 ThürKO der Rechts-
aufsichtsbehörde mit Schreiben vom                 vorgelegt. Die Satzung wurde nicht beanstandet. 
 

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses Bebauungsplanes mit dem Wil-
len der Landeshauptstadt Erfurt sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes werden bekundet. 
 

Ausfertigung 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Der Bebaungsplan wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr.       
vom                 ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wurde der Bebauungsplan 
 

Rechtsverbindlich 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

 
  

Hinweise (ohne Festsetzungscharakter) 
 
  
1. Geltungsbereich 

Aus dem abgegrenzten Geltungsbereich ergibt sich keine Festlegung der Grenzen für die im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 BauGB. Der Plangeber weist dem Be-
bauungsplan die Funktion einer solchen Satzung nicht zu. 
 

 

2. Hochwasser 
Nachrichtlich ist ein Teil des vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebietes des Gewässers Lin-
derbachs für den Gewässerabschnitt von Linderbach bis zur Mündung in die Gramme (ThürStAnz. Nr. 
36/2013 S. 1278) übernommen. Für das vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet des Linder-
bachs gelten die Schutzvorschriften der §§ 78 und 78 a Wasserhaushaltsgesetz (WHG).  
Nachrichtlich ist ein Teil eines sogenannten Risikogebietes außerhalb von Überschwemmungsgebie-
ten des Gewässers Linderbach von oberhalb Linderbach bis zur Mündung in die Gramme übernom-
men. 
Die Vorschriften des WHG bleiben von den Festsetzungen des Bebauungsplans unberührt. 
 

 

3. Festpunkte des Amtlichen Geodätischen Raumbezuges 
Im Plangebiet und in dessen unmittelbarer Umgebung befinden sich Festpunkte des Amtlichen Geo-
dätischen Raumbezuges des Freistaates Thüringen. Laut Thüringer Vermessungs- und Geoinformati-
onsgesetz (ThürVermGeoG) vom 16. Dezember 2008, § 25 (3) (in der jeweils aktuellen Fassung), sind 
diese Festpunkte besonders zu schützen. 
Um die Standsicherheit der Festpunkte nicht zu gefährden, sind bei Baumaßnahmen Mindestabstände 
einzuhalten. Wenn in die vorgegebenen Abstandsflächen eingegriffen werden soll, ist das Referat 
Raumbezug des TLBG mindestens zwei Monate vor Beginn der Arbeiten schriftlich zu informieren. 
Fragen zu Festpunkten sind an das Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation 
zu richten. 
 

 

4. Archäologie und Denkmalschutz 
Der Geltungsbereich befindet sich in einem archäologischen Relevanzgebiet. Innerhalb des Geltungs-
bereichs liegen mehrere bereits bekannte archäologische Fundplätze. Es ist davon auszugehen, dass 
bei Erdarbeiten bau- und bodenarchäologische Siedlungs- oder Grabbefunde zerstört werden. Des-
halb müssen Eingriffe in den unterirdischen Bauraum denkmalrechtlich erlaubt werden. 
Die Anzeige- und sonstigen Verhaltenspflichten bei Zufallsfunden nach § 16 Thüringer Denkmal-
schutzgesetz gelten ergänzend. Auf das Schatzregal des Freistaates Thüringen im Anwendungsbe-
reich des § 17 Thüringer Denkmalschutzgesetz wird ergänzend hingewiesen. 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich an der Adresse Weimarische Straße 148 das Kulturdenkmal 
Wohnhaus und Kapelle des ehemaligen Hospitals St. Georgs, das nachrichtlich übernommen ist. 
 

 

5. Altlasten 
In westlicher direkter Nachbarschaft zum Plangebiet befinden sich gemäß Altlasteninformationssystem 
über Altlasten und altlastenverdächtige Flächen (THALIS) des Landesamtes für Umwelt, Bergbau und 
Naturschutz zwei aktive Altlastenverdachtsflächen in Form von Müllkippen mit den THALIS-
Kennziffern 09486 und 09484. Südlich grenzt an den Geltungsbereich die Altlastenverdachtsfläche mit 
der THALIS-Kennziffer 09845 ("Müllkippe (Kleingartenanlage)") an. 
 

 

6. Geologiedaten 
Geologische Untersuchungen - Erdaufschlüsse (Bohrungen, größere Baugruben, Messstellen) sowie 
geophysikalische oder geochemische Messungen - sind gemäß § 8 Geologiedatengesetz (GeolDG) 
spätestens zwei Wochen vor Baubeginn unaufgefordert beim Thüringer Landesamt für Umwelt, Berg-
bau und Naturschutz (TLUBN) anzuzeigen. Weiterhin sind die Ergebnisse (Bohrdokumentation, 
Messdaten, Test- und Laboranalysen, Pumpversuchsergebnisse, Lagepläne u. ä.) gemäß § 9 GeolDG 
spätestens drei Monate nach Abschluss der Untersuchungen unaufgefordert durch die Auftraggeber 
oder die beauftragten Firmen vorzugsweise elektronisch zu übergeben. Rechtsgrundlagen sind das 
"Gesetz zur staatlichen-geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und öffent-
lichen Bereitstellung geologischer Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz-GeolDG)" in Verbindung mit der "Thüringer Berg-
recht- und Geologiedaten-Zuständigkeitsverordnung (ThürBGZuStVO)". 

 

 
 

 
 
 
 
 
Teil B: Textliche Festsetzungen                          
 
   
 
 

Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 2a und 2b BauGB         
 
 
 
Nr. Festsetzung  

 
Ermächtigung  

1 Art der baulichen Nutzung 
 

§ 9 BauGB  

1.1 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind zentrenrelevante 
Einzelhandelsbetriebe unzulässig, sofern die übrigen textlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplans nichts anderes bestimmen.  
 

§ 9 Abs. 2a BauGB  

1.2 Zentrenrelevant sind Einzelhandelsbetriebe, die in einem nicht nur unerhebli-
chen Umfang eines oder mehrere Sortimente anbieten, die gemäß der festge-
setzten Erfurter Sortimentsliste zentrenrelevant sind. Hierzu gehören alle Ein-
zelhandelsbetriebe mit einem zentrenrelevanten Kernsortiment. Einzelhan-
delsbetriebe, deren Randsortiment zentrenrelevante Sortimente zusammenge-
nommen in Höhe von mehr als 10 % der Gesamtverkaufsfläche umfasst, sind 
ebenso zentrenrelevant. 
 
Erfurter Sortimentsliste: 

Nahversorgungs- und zugleich zentrenrelevante Sortimente 

- Apothekerwaren 

- Schnittblumen 

- Drogeriewaren 

- Getränke inkl. Wein/Sekt/Spirituosen 

- Nahrungs-/Genussmittel inkl. Kaffee/Tee/Tabakwaren sowie Back- und 

Fleischwaren 

- Zeitungen/Zeitschriften 

Sonstige zentrenrelevante Sortimente 

- Anglerartikel 

- Augenoptik 

- Bastel- und Künstlerartikel 

- Bekleidung 

- Bücher 

- Campingartikel (zu Camping- und Outdoorartikeln zählen u. a. Zelte, Iso-

matten und Schlafsäcke (ohne Caravanzubehör, Bekleidung und Schuhe)) 

- Computer und Zubehör 

- Elektrokleingeräte 

- Elektronik und Multimedia (Bild- und Tonträger, Telekommunikation und 

Zubehör, Unterhaltungselektronik und Zubehör) 

- Fahrräder und technisches Zubehör 

- Fotoapparate, Digitalkameras und Zubehör 

- Glas/Porzellan/Keramik (ohne Pflanzgefäße) 

§ 9 Abs. 2a BauGB  

- Handarbeitsbedarf/Kurzwaren/Meterware/Stoffe/Wolle 

- Haushaltswaren (Küchenartikel und -geräte (ohne Elektrokleingeräte); 

Messer, Scheren, Besteck, Eimer, Wäscheständer und -körbe, Besen, 

Kunststoffbehälter und -schüsseln) 

- Heimtextilien, Dekostoffe, Haus- und Tischwäsche 

- Hörgeräte 

- Jagdartikel, Waffen und Zubehör 

- Kunstgewerbe, Bilder, Bilderrahmen 

- Lederwaren/Taschen/Koffer/Regenschirme 

- Musikinstrumente und Zubehör 

- Papier, Büroartikel, Schreibwaren 

- Parfümerie- und Kosmetikartikel 

- Sammlerbriefmarken und -münzen 

- Schuhe 

- Spielwaren 

- Sportartikel/-kleingeräte 

- Sportbekleidung 

- Sportschuhe 

- Uhren/Schmuck 

Alle anderen Sortimente gelten als nicht-zentrenrelevant 
 

 
1.3 

 
Die Bestimmungen der textlichen Festsetzungen 1.1 und 1.2 gelten nicht für 
Tankstellenshops, in denen gemäß der festgesetzten Erfurter Sortimentsliste 
zentrenrelevante Sortimente angeboten werden, wenn die Verkaufsstätte in ei-
nem räumlichen und betriebliche Zusammenhang mit dem Tankstellenbetrieb 
steht. 
 

 
§ 9 Abs. 2a BauGB 

 

1.4 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können Verkaufsflächen, die zen-
trenrelevante Sortimente gemäß der festgesetzten Erfurter Sortimentsliste um-
fassen, für den Verkauf an letzte Verbraucher nach den Einfügungskriterien 
des § 34 BauGB ausnahmsweise zugelassen werden, wenn sie einem Produk-
tions-, Verarbeitungs- oder Reparaturbetrieb funktional zugeordnet und ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet sind, um 
ausschließlich dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verar-
beitete Produkte zu veräußern. 
 

§ 9 Abs. 2a BauGB  

1.5 Innerhalb der Teilfläche A sind SB-Warenhäuser mit einer Verkaufsfläche von 
maximal 7.633 m² zulässig. Die Mindestverkaufsfläche von SB-Warenhäusern 
beträgt 5.000 m². In SB-Warenhäusern sind zentrenrelevante Sortimente ge-
mäß der festgesetzten Erfurter Sortimentsliste allgemein zulässig, wenn fol-
gende Verkaufsflächen vorbehaltlich der weiteren Ausführungen in dieser 
Festsetzung nicht überschritten werden: 
 

Sortimentsgruppen und Sortimente  Verkaufs-

fläche in m² 

Sortimentsgruppe nahversorgungs- und zugleich zen-

trenrelevante Sortimente 

Hierunter folgende Sortimente: 

5.400 

- Apothekerwaren 96 

- Schnittblumen 72 

- Drogeriewaren 674 

- Getränke 1.150 

- Nahrungs-/Genussmittel 3.435 

- Zeitungen/Zeitschriften 43 

§ 9 Abs. 2a BauGB  

   
 Einfacher Bebauungsplan LIN736                                 
   

 "Am Weiherweg"                 
 

   

   

   
 
                                                                 

   

   
   

   
  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Maßstab:  1 : 1.000 
 

Datum:  09.08.2023 
 

Planausschnitt unmaßstäblich                Nachdruck oder Vervielfältigung verboten 
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I ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

II NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

III ZEICHNERISCHE HINWEISE UND PLANZEICHEN 
    OHNE FESTSETZUNGSCHARAKTER

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Flächenabgrenzung und Bezeichnung von Teilflächen (hier: "TF A" = Teilfläche A) 
innerhalb des Geltungsbereichs

Kulturdenkmal Wohnhaus und Kapelle des ehemaligen Hospitals St. Georgs

vorläufig gesichertes Überschwemmungsgebiet des Gewässers Linderbachs für den 
Gewässerabschnitt von Linderbach bis zur Mündung in die Gramme (ThürStAnz. Nr. 
36/2013 S. 1278)

Risikogebiet außerhalb von Überschwemmungsgebieten des Gewässers Linderbach von 
oberhalb Linderbach bis zur Mündung in die Gramme

Flurstücksgrenze und Flurstücksnummer
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Gemarkungs- und Flurbezeichnung

Bestandsgebäude mit Hausnummer
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Rechtsgrundlagen 
  
 
1. Baugesetzbuch (BauGB)   
2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) 
3. Thüringer Bauordnung (ThürBO) 
4. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
 (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) 
5. Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO)  
 
In der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses jeweils gültigen Fassung. 
 

 
 
 
 

ÜSG

Sortimentsgruppe sonstige zentrenrelevante Sortimente 
Hierunter folgende Sortimente: 

2.700 

- Augenoptik 54 
- Bastel- und Künstlerartikel 24 
- Bekleidung 533 
- Bücher 85 
- Campingartikel 42 
- Computer und Zubehör 29 
- Elektrokleingeräte 211 
- Elektronik und Multimedia 82 
- Fahrräder und technisches Zubehör 36 
- Fotoapparate, Digitalkameras und Zubehör 29 
- Glas/Porzellan/Keramik 164 
- Handarbeitsbedarf/Kurzwaren/Meterware/Stoffe/ Wolle 24 
- Haushaltswaren 390 
- Heimtextilien, Dekostoffe, Haus- und Tischwäsche 173 
- Kunstgewerbe, Bilder, Bilderrahmen 72 
- Lederwaren/Taschen/Koffer/Regenschirme 31 
- Musikinstrumente und Zubehör 12 
- Papier, Büroartikel, Schreibwaren 259 
- Parfümerie- und Kosmetikartikel 84 
- Schuhe 204 
- Spielwaren 244 
- Sportartikel/-kleingeräte 60 
- Sportbekleidung 96 
- Sportschuhe 47 
- Uhren/Schmuck 53 
Aktionsfläche (nahversorgungs- und zugleich zentren-
relevante Sortimente und sonstige zentrenrelevante 
Sortimente) 

100 

Verkaufsfläche gesamt (nahversorgungs- und zugleich 
zentrenrelevante Sortimente, sonstige zentrenrelevante 
Sortimente, Aktionsflächen, nicht zentrenrelevante Sor-
timente) 

7.633 

 
Auf der Aktionsfläche sind Waren aller Art saisonal zulässig; die sortiments-
gruppenbezogenen und die sortimentsbezogenen Verkaufsflächenbegrenzun-
gen dieser Festsetzung können hierbei überschritten werden. 
 

1.6 Kerngebietstypische Vergnügungsstätten sind nicht zulässig, sofern die übri-
gen textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans nichts anderes bestimmen. 
 

§ 9 Abs. 2b BauGB  

1.7 Folgende nicht kerngebietstypische Vergnügungsstätten sind nicht zulässig, 
sofern die übrigen textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans nichts ande-
res bestimmen: Spielhallen sowie spielhallenähnliche Vergnügungsstätten. 
 

§ 9 Abs. 2b BauGB  

1.8 Innerhalb der Teilfläche B sollen Spielhallen sowie spielhallenähnliche Vergnü-
gungsstätten ausnahmsweise zugelassen werden, sofern es sich um nicht 
kerngebietstypische Vergnügungsstätten handelt. 

§ 9 Abs. 2b BauGB   

 
 
 
 
 

Verfahrensvermerke zur Aufstellung des einfachen Bebauungsplanes  
LIN736 "Am Weiherweg"  

im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB 

1. Der Stadtrat Erfurt hat am 21.07.2021 mit Beschluss Nr. 1368/20, ortsüblich bekannt gemacht im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 15 vom 20.08.2021 den Beschluss über die Aufstellung 
des Bebauungsplanes gefasst. 

2. Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB wird ge-
mäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen. 

3. Der Stadtrat Erfurt hat am 08.03.2023 mit Beschluss Nr. 0914/22 den Entwurf des Bebauungspla-
nes mit Begründung gebilligt und die öffentliche Auslegung gem. §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m.  
3 Abs. 2 BauGB beschlossen. 

4. Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sind gem. §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. 3 Abs. 2 Satz 2 
BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr. 6 vom 29.03.2023 ortsüblich bekannt gemacht 
worden. 

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes und dessen Begründung haben gem. §§ 13 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. 
3 Abs. 2 Satz 1 BauGB in der Zeit vom 11.04.2023 bis zum 12.05.2023 öffentlich ausgelegen. 

6. Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gem. 
§§ 13 Abs. 2 Nr. 3 i.V.m. 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 29.03.2023 zur Stellungnahme aufge-
fordert  worden. 

7. Der Stadtrat Erfurt hat am                 mit Beschluss Nr.                 nach Prüfung der abgegebenen 
Stellungnahmen die Abwägung beschlossen und den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB 
i.V.m. § 88 Abs. 2 ThürBO und  §§ 19, 2 ThürKO als Satzung beschlossen. 

 
Erfurt, den 
 
 

Oberbürgermeister 
 

Der Bebauungsplan einschließlich der Textfestsetzung wurde gemäß § 21 Abs. 3 ThürKO der Rechts-
aufsichtsbehörde mit Schreiben vom                 vorgelegt. Die Satzung wurde nicht beanstandet. 
 

Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhalts dieses Bebauungsplanes mit dem Wil-
len der Landeshauptstadt Erfurt sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes werden bekundet. 
 

Ausfertigung 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

Der Bebaungsplan wurde gemäß § 10 Abs. 3 BauGB im Amtsblatt der Landeshauptstadt Erfurt Nr.       
vom                 ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung wurde der Bebauungsplan 
 

Rechtsverbindlich 
 
Erfurt, den 
 

Oberbürgermeister 
 

 
  

Hinweise (ohne Festsetzungscharakter) 
 
  
1. Geltungsbereich 

Aus dem abgegrenzten Geltungsbereich ergibt sich keine Festlegung der Grenzen für die im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile gemäß § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 BauGB. Der Plangeber weist dem Be-
bauungsplan die Funktion einer solchen Satzung nicht zu. 
 

 

2. Hochwasser 
Nachrichtlich ist ein Teil des vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebietes des Gewässers Lin-
derbachs für den Gewässerabschnitt von Linderbach bis zur Mündung in die Gramme (ThürStAnz. Nr. 
36/2013 S. 1278) übernommen. Für das vorläufig gesicherte Überschwemmungsgebiet des Linder-
bachs gelten die Schutzvorschriften der §§ 78 und 78 a Wasserhaushaltsgesetz (WHG).  
Nachrichtlich ist ein Teil eines sogenannten Risikogebietes außerhalb von Überschwemmungsgebie-
ten des Gewässers Linderbach von oberhalb Linderbach bis zur Mündung in die Gramme übernom-
men. 
Die Vorschriften des WHG bleiben von den Festsetzungen des Bebauungsplans unberührt. 
 

 

3. Festpunkte des Amtlichen Geodätischen Raumbezuges 
Im Plangebiet und in dessen unmittelbarer Umgebung befinden sich Festpunkte des Amtlichen Geo-
dätischen Raumbezuges des Freistaates Thüringen. Laut Thüringer Vermessungs- und Geoinformati-
onsgesetz (ThürVermGeoG) vom 16. Dezember 2008, § 25 (3) (in der jeweils aktuellen Fassung), sind 
diese Festpunkte besonders zu schützen. 
Um die Standsicherheit der Festpunkte nicht zu gefährden, sind bei Baumaßnahmen Mindestabstände 
einzuhalten. Wenn in die vorgegebenen Abstandsflächen eingegriffen werden soll, ist das Referat 
Raumbezug des TLBG mindestens zwei Monate vor Beginn der Arbeiten schriftlich zu informieren. 
Fragen zu Festpunkten sind an das Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation 
zu richten. 
 

 

4. Archäologie und Denkmalschutz 
Der Geltungsbereich befindet sich in einem archäologischen Relevanzgebiet. Innerhalb des Geltungs-
bereichs liegen mehrere bereits bekannte archäologische Fundplätze. Es ist davon auszugehen, dass 
bei Erdarbeiten bau- und bodenarchäologische Siedlungs- oder Grabbefunde zerstört werden. Des-
halb müssen Eingriffe in den unterirdischen Bauraum denkmalrechtlich erlaubt werden. 
Die Anzeige- und sonstigen Verhaltenspflichten bei Zufallsfunden nach § 16 Thüringer Denkmal-
schutzgesetz gelten ergänzend. Auf das Schatzregal des Freistaates Thüringen im Anwendungsbe-
reich des § 17 Thüringer Denkmalschutzgesetz wird ergänzend hingewiesen. 
Innerhalb des Plangebietes befindet sich an der Adresse Weimarische Straße 148 das Kulturdenkmal 
Wohnhaus und Kapelle des ehemaligen Hospitals St. Georgs, das nachrichtlich übernommen ist. 
 

 

5. Altlasten 
In westlicher direkter Nachbarschaft zum Plangebiet befinden sich gemäß Altlasteninformationssystem 
über Altlasten und altlastenverdächtige Flächen (THALIS) des Landesamtes für Umwelt, Bergbau und 
Naturschutz zwei aktive Altlastenverdachtsflächen in Form von Müllkippen mit den THALIS-
Kennziffern 09486 und 09484. Südlich grenzt an den Geltungsbereich die Altlastenverdachtsfläche mit 
der THALIS-Kennziffer 09845 ("Müllkippe (Kleingartenanlage)") an. 
 

 

6. Geologiedaten 
Geologische Untersuchungen - Erdaufschlüsse (Bohrungen, größere Baugruben, Messstellen) sowie 
geophysikalische oder geochemische Messungen - sind gemäß § 8 Geologiedatengesetz (GeolDG) 
spätestens zwei Wochen vor Baubeginn unaufgefordert beim Thüringer Landesamt für Umwelt, Berg-
bau und Naturschutz (TLUBN) anzuzeigen. Weiterhin sind die Ergebnisse (Bohrdokumentation, 
Messdaten, Test- und Laboranalysen, Pumpversuchsergebnisse, Lagepläne u. ä.) gemäß § 9 GeolDG 
spätestens drei Monate nach Abschluss der Untersuchungen unaufgefordert durch die Auftraggeber 
oder die beauftragten Firmen vorzugsweise elektronisch zu übergeben. Rechtsgrundlagen sind das 
"Gesetz zur staatlichen-geologischen Landesaufnahme sowie zur Übermittlung, Sicherung und öffent-
lichen Bereitstellung geologischer Daten und zur Zurverfügungstellung geologischer Daten zur Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben (Geologiedatengesetz-GeolDG)" in Verbindung mit der "Thüringer Berg-
recht- und Geologiedaten-Zuständigkeitsverordnung (ThürBGZuStVO)". 

 

 
 

 
 
 
 
 
Teil B: Textliche Festsetzungen                          
 
   
 
 

Planungsrechtliche Festsetzungen nach § 9 Abs. 2a und 2b BauGB         
 
 
 
Nr. Festsetzung  

 
Ermächtigung  

1 Art der baulichen Nutzung 
 

§ 9 BauGB  

1.1 Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind zentrenrelevante 
Einzelhandelsbetriebe unzulässig, sofern die übrigen textlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplans nichts anderes bestimmen.  
 

§ 9 Abs. 2a BauGB  

1.2 Zentrenrelevant sind Einzelhandelsbetriebe, die in einem nicht nur unerhebli-
chen Umfang eines oder mehrere Sortimente anbieten, die gemäß der festge-
setzten Erfurter Sortimentsliste zentrenrelevant sind. Hierzu gehören alle Ein-
zelhandelsbetriebe mit einem zentrenrelevanten Kernsortiment. Einzelhan-
delsbetriebe, deren Randsortiment zentrenrelevante Sortimente zusammenge-
nommen in Höhe von mehr als 10 % der Gesamtverkaufsfläche umfasst, sind 
ebenso zentrenrelevant. 
 
Erfurter Sortimentsliste: 

Nahversorgungs- und zugleich zentrenrelevante Sortimente 

- Apothekerwaren 

- Schnittblumen 

- Drogeriewaren 

- Getränke inkl. Wein/Sekt/Spirituosen 

- Nahrungs-/Genussmittel inkl. Kaffee/Tee/Tabakwaren sowie Back- und 

Fleischwaren 

- Zeitungen/Zeitschriften 

Sonstige zentrenrelevante Sortimente 

- Anglerartikel 

- Augenoptik 

- Bastel- und Künstlerartikel 

- Bekleidung 

- Bücher 

- Campingartikel (zu Camping- und Outdoorartikeln zählen u. a. Zelte, Iso-

matten und Schlafsäcke (ohne Caravanzubehör, Bekleidung und Schuhe)) 

- Computer und Zubehör 

- Elektrokleingeräte 

- Elektronik und Multimedia (Bild- und Tonträger, Telekommunikation und 

Zubehör, Unterhaltungselektronik und Zubehör) 

- Fahrräder und technisches Zubehör 

- Fotoapparate, Digitalkameras und Zubehör 

- Glas/Porzellan/Keramik (ohne Pflanzgefäße) 

§ 9 Abs. 2a BauGB  

- Handarbeitsbedarf/Kurzwaren/Meterware/Stoffe/Wolle 

- Haushaltswaren (Küchenartikel und -geräte (ohne Elektrokleingeräte); 

Messer, Scheren, Besteck, Eimer, Wäscheständer und -körbe, Besen, 

Kunststoffbehälter und -schüsseln) 

- Heimtextilien, Dekostoffe, Haus- und Tischwäsche 

- Hörgeräte 

- Jagdartikel, Waffen und Zubehör 

- Kunstgewerbe, Bilder, Bilderrahmen 

- Lederwaren/Taschen/Koffer/Regenschirme 

- Musikinstrumente und Zubehör 

- Papier, Büroartikel, Schreibwaren 

- Parfümerie- und Kosmetikartikel 

- Sammlerbriefmarken und -münzen 

- Schuhe 

- Spielwaren 

- Sportartikel/-kleingeräte 

- Sportbekleidung 

- Sportschuhe 

- Uhren/Schmuck 

Alle anderen Sortimente gelten als nicht-zentrenrelevant 
 

 
1.3 

 
Die Bestimmungen der textlichen Festsetzungen 1.1 und 1.2 gelten nicht für 
Tankstellenshops, in denen gemäß der festgesetzten Erfurter Sortimentsliste 
zentrenrelevante Sortimente angeboten werden, wenn die Verkaufsstätte in ei-
nem räumlichen und betriebliche Zusammenhang mit dem Tankstellenbetrieb 
steht. 
 

 
§ 9 Abs. 2a BauGB 

 

1.4 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes können Verkaufsflächen, die zen-
trenrelevante Sortimente gemäß der festgesetzten Erfurter Sortimentsliste um-
fassen, für den Verkauf an letzte Verbraucher nach den Einfügungskriterien 
des § 34 BauGB ausnahmsweise zugelassen werden, wenn sie einem Produk-
tions-, Verarbeitungs- oder Reparaturbetrieb funktional zugeordnet und ihm 
gegenüber in Grundfläche und Baumasse deutlich untergeordnet sind, um 
ausschließlich dort hergestellte oder weiter zu verarbeitende oder weiter verar-
beitete Produkte zu veräußern. 
 

§ 9 Abs. 2a BauGB  

1.5 Innerhalb der Teilfläche A sind SB-Warenhäuser mit einer Verkaufsfläche von 
maximal 7.633 m² zulässig. Die Mindestverkaufsfläche von SB-Warenhäusern 
beträgt 5.000 m². In SB-Warenhäusern sind zentrenrelevante Sortimente ge-
mäß der festgesetzten Erfurter Sortimentsliste allgemein zulässig, wenn fol-
gende Verkaufsflächen vorbehaltlich der weiteren Ausführungen in dieser 
Festsetzung nicht überschritten werden: 
 

Sortimentsgruppen und Sortimente  Verkaufs-

fläche in m² 

Sortimentsgruppe nahversorgungs- und zugleich zen-

trenrelevante Sortimente 

Hierunter folgende Sortimente: 

5.400 

- Apothekerwaren 96 

- Schnittblumen 72 

- Drogeriewaren 674 

- Getränke 1.150 

- Nahrungs-/Genussmittel 3.435 

- Zeitungen/Zeitschriften 43 

§ 9 Abs. 2a BauGB  

   
 Einfacher Bebauungsplan LIN736                                 
   

 "Am Weiherweg"                 
 

   

   

   
 
                                                                 

   

   
   

   
  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Maßstab:  1 : 1.000 
 

Datum:  09.08.2023 
 

Planausschnitt unmaßstäblich                Nachdruck oder Vervielfältigung verboten 
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Beschluss zur Drucksache Nr. 1657/23 der Sitzung des Stadtrates vom 13.12.2023 

Fortschreibung des laufenden Schulnetzplanes für die Schuljahre 2024/2025 bis 
2026/2027 

Genaue Fassung: 

01 
Der Schulnetzplan 2019/20 bis 2023/24 (Drucksache 0351/19) wird gemäß Anlage 1 in Teil 
II um das Kapitel Fortschreibung des laufenden Schulnetzplanes für die Schuljahre 
2024/2025 bis 2026/2027 erweitert. Abweichend davon wird die Standortfrage des neuen 
Gymnasiums 11 offengehalten. 

02 
Die im Schulnetzplan 2019/20 bis 2023/24 (Drucksache 0351/19) in den Teilen II und III 
festgelegten Fertigstellungstermine der Maßnahmenkomplexe werden gemäß Anlage 2 
aktualisiert.  

03 
Die Maßnahme zur Erweiterung am Schulstandort der Gemeinschaftsschule in Hochheim 
aus dem SNP 2014/2015 – 2018/2019 (Drucksache 2183/13) wird gemäß Anlage 3 in den 
aktuellen Schulnetzplan integriert.  

04  
Die im Schulnetzplan 2019/20 bis 2023/24 (Drucksache 0351/19) im Teil V enthaltenen 
Kurzinformationen zu den Schulen werden aktualisiert. 

05 
Bis zur nächsten Stadtratssitzung am 07. Februar 2024 prüft die Verwaltung in Absprache 
mit dem Staatlichen Schulamt Mittelthüringen Varianten für die Unterbringung des neuen 
Gymnasiums 11. Unabhängig davon wird mit diesem Beschluss das neue Gymnasium 11 
gegründet. 

06 
Die Beschlussfassung erfolgt unter Haushaltsvorbehalt. 

07  
Weitere Maßnahmen zur Schaffung von Schulplätzen in Bestandsschulen sind nur zulässig, 
wenn sie die Schulkonzepte der betreffenden Schulen nicht gefährden. 

gez. i. V. Hofmann-Domke 
Oberbürgermeister 



1

Fortschreibung des laufenden Schulnetzplanes für die
Schuljahre 2024/2025 bis 2026/2027

1. Neugründung eines 3-zügigen Gymnasiums am Schulstandort der Ulrich-von-Hutten-
Schule (Staatliche Regelschule 7, Grünstraße 9). Der Umzug erfolgt nach Fertigstellung des
Schulneubaus in der Greifswalder Straße.

Termin der Neugründung: Zum Schuljahresbeginn 2024/25

Die Ulrich-von-Hutten-Schule nimmt letztmalig zum Schuljahr 2023/2024 Schüler der
Klassenstufe 5 auf. Die Bestandsklassen der Regelschule verbleiben am Schulstandort und
werden bis zum Abschluss weitergeführt.
Die Aufhebung der Ulrich-von-Hutten-Schule erfolgt spätestens zum Schuljahr 2029/2030.

Termin der Aufhebung: spätestens zum Schuljahresbeginn 2029/30

2. Schulartänderung der Staatlichen Grundschule 8a (Langer Graben 19) in eine 2-zügige
Gemeinschaftsschule mit den Klassenstufen 1-10 am bestehenden Schulstandort.
Der Umzug erfolgt nach Fertigstellung des Schulneubaus in der Blumenstraße.

Termin der Schulartänderung: 2024/2025

Die Friedrich-Ebert-Schule (Staatlichen Regelschule 8, Langer Graben 19) nimmt letztmalig
zum Schuljahr 2023/2024 Schüler der Klassenstufe 5 auf.
Die Bestandsklassen der Friedrich-Ebert-Schule verbleiben am Schulstandort und werden
bis zum Abschluss weitergeführt.
Die Aufhebung der Friedrich-Ebert-Schule erfolgt spätestens zum Schuljahr 2029/2030.

Termin der Aufhebung: spätestens zum Schuljahresbeginn 2029/30

Anlage 1 zur DS 1657/23



Gegenüberstellung Schulnetzplan 2019/20 - 2023/24 und Schulsanierungsprogramm

(Stand 08/2023)

Schule Maßnahme
Fertigstellung lt. SNP im 

Schuljahr
Fertigstellung lt. Amt 23

GEM 6 (lt. SNP 2014 - 2019) BA 1 Modul 14/15 22/23
GEM 6 (lt. SNP 2014 - 2019) BA 2 Speiseraum 14/15 24/25
GEM 6 (lt. SNP 2014 - 2019) BA 3 2. Modul 14/15 N.N.
GEM 6 (lt. SNP 2014 - 2019) BA 4 SSH 14/15 N.N.
FÖZ Süd Umzug Windhorststraße 20/21 23/24
RS 5 (neu GEM 10) Umzug Berliner Platz 20/21 27/28
SSH KGS (ehem. Schalenhalle) Neubau SSH 20/21 24/25
GEM 7 Erweiterungsbau - 1 Zug 1- 12 21/22 22/23
GS 19 Erw. + SSH Erweiterung - 2 Züge GS + SSH 21/22 26/27
GS 29 Erweiterung - 1 Zug 1- 4 21/22 30/31
GS - Vieselbach Ersatzneubau  + 1 Zug 1 - 4 21/22 26/27
SSH SBBS 4 (Müfflingstr.) Neubau SSH 21/22 N.N.
SSH Stotternheim Neubau SSH 21/22 26/27
GS 2/ RS 1 Erweiterungsbau - 1 Zug GS, 1 Zug RS 22/23 29/30
GS 30/GEM01 Erweiterung - 1 Zug GS, 1 Zug GEM 22/23 29/30
IGS / GS 23 Erweiterung - 1 Zug GS und 1 Zug IGS 23/24 28/29
GS- Alach Erweiterung - 1 Zug GS + SSH 23/24 N.N.
GEM 09 Erweiterung - 3 Züge 1 - 4 23/24 29/30
Gym 10 Bezug Gebäude GS 3 - Erweiterung 1 Zug GYM 23/24 28/29
GEM 5 Erweiterung - 1 Zug 1- 4 23/24 N.N.
Albert-Einstein-Straße Sanierung und Einzug GEM 4 23/24 25/26
Vilniuser Str. (ehem. August-Schleicher-Str.) Neubau Ausweichquartier 23/24 27/28
Schulcampus Greifswalder Straße Schulneubau - 3 Züge GYM, 3 Züge GS 24/25 29/30
GS 15 Erweiterung - 1 Zug 1- 4 25/26 30/31
GS 2/ RS 1 Erweiterung SSH 26/27 N.N.
GEM 7 Erweiterung SSH 26/27 29/30
IGS / GS 23 Erweiterung SSH 26/27 N.N.
GS 19 Hortgebäude + Speiseraum 26/27 N.N.
Mühlhäuserstr. / Campus Blumenstr. Schulneubau - 3 Züge GEM 1- 12 + SSH 26/27 N.N.
Gym 10 - Container Absicherung von 3 - Zügen GYM n. vorgesehen 23/24
BFE Auszug Muldenweg - Bezug Kolpingwohnheim n. vorgesehen 23/24
GS 15 Neubau SSH sofort 25/26

Anlage 2 zur DS 1657/23



Erweiterung am Schulstandort Hochheim

Gemäß Schulnetzplan 2014/2015 bis 2018/2019 sollte der Schulstandort der damaligen GS12/RS 10
zu einer Gemeinschaftsschule und durch Neu- bzw. Erweiterungsmaßnahmen zu einer 3-zügigen
Gemeinschaftsschule der Klassenstufen 1- 12 entwickelt werden. Dies wurde mit Gründung der
Gemeinschaftsschule 6 "Gemeinschaftsschule Hochheim" im Schuljahr 2017/2018 realisiert. Die
Erweiterung des Schulstandortes wurde auf Grundlage einer Machbarkeitsstudie in vier
Bauabschnitte aufteilt.

1. Bauabschnitt – Errichtung eines Modulbaus mit 24 Unterrichtsräumen

Termin: bereits erfolgt

2. Bauabschnitt – Umbau des ehem. Grundschulgebäudes zu einem Speiseraum

Termin: Fertigstellung zum Schuljahr 2024/2025

3. Bauabschnitt – Errichtung eines Erweiterungsbaus mit Fach- und Unterrichtsräumen

Termin: N.N.

4. Bauabschnitt – Errichtung einer Schulsporthalle (2 Felder)

Termin: N.N.

Anlage 3 zur DS 1657/23
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